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Editorial

Editorial

Bevor das Jahr 2008 zu Ende geht, soll Sie diese Ausgabe des IfG-Newsletters

www.ifg-muenster.de* 2/2008 erreichen. Interessante Themen haben uns bewegt

und herausgefordert. Die Ergebnisse und Antworten sind in Publikationen, For-

schungsberichte und Vorträge eingeflossen. Wie gewohnt soll in diesem Newsletter

ein Eindruck über die Arbeitsschwerpunkte und die wichtigsten Ergebnisse der letz-

ten Monate vermittelt werden.

Den aktuellen Entwicklungen geschuldet, ging es immer wieder auch um die Ausei-

nandersetzung mit Vertrauen und Veranwortung in Wirtschaft und Politik. In vielen

Bereichen des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zusammenwirkens werden

derzeit Vertrauensanker gesucht, die es ermöglichen, Unsicherheit ab- und Vertrauen aufzubauen. Sie sind

Voraussetzung für die Bereitschaft zu langfristig orientierten Entscheidungen und zum Eingehen von Ab-

hängigkeiten. Auf dieser Suche lohnt es sich, die Governancestrukturen des genossenschaftlichen Koope-

rationsmodells wieder stärker in den Fokus zu nehmen. In sich konsistent sind sie und lokal verankert in

ihrer Orientierung an den Mitgliederinteressen. Auf diese Weise können nicht nur Dezentralität und unter-

nehmerische Selbständigkeit mit der notwendigen wirtschaftlichen Effizienz zusammengebracht werden.

Ebenso wichtig ist, dass so Erwartungen stabilisiert und Entscheidungen langfristig ausgerichtet werden

können. Dies fördert nicht nur die Übernahme von Verantwortung in den Unternehmen selbst, sondern in-

direkt auch für den Standort und für die Gesellschaft.

Mit den besten Wünschen für die bevorstehenden Weihnachtsfeiertage sowie für ein gesundes und erfolg-

reiches Jahr 2009.

Für das Team des IfG

Dezember 2008

* Unter dieser Adresse ist der Newsletter auch online abrufbar.
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Meine Meinung
Markt und Politik

Geändertes Mischungsverhältnis
Von Marktversagen ist derzeit viel zu hören und zu lesen. In unangemessener Überzeich-
nung werden von manchen Autoren die Grenzen der marktwirtschaftlichen Ordnung als er-
reicht angesehen. Kapitalismuskritik ist sehr populär geworden. Die großen Probleme auf
den Finanzmärkten sowie die sich rapide abkühlende wirtschaftliche Entwicklung haben zu
weitreichenden Rettungspaketen für Banken und zu Konjunkturprogrammen geführt. Bei all
diesen Aktivitäten muss erstaunen, wie schnell es völlig normal geworden ist, Staat und Po-
litik eine außerordentlich hohe Lösungskapazität für alle Problemlagen zuzutrauen.

Staat und Politik sind vorerst die Ge-

winner der ernsten Entwicklungen auf

den Finanzmärkten und in der Real-

wirtschaft. Ihr Aktvitätsniveau hat

sich deutlich erhöht, strukturell verän-

dert und die Akzeptanz kurzfristig ori-

entierter wirtschaftspolitischer Maß-

nahmen ist deutlich angestiegen.

Dies, obwohl Politiker vor kurzem in

Umfragen von den Bürgern nur ein

sehr geringes Vertrauen entgegenge-

bracht wurde. Zeichnet sich in der

Wirtschaftspolitik ein neuer gesell-

schaftlicher Konsens über die Trans-

formation des Ordnungs- in einen In-

terventionsstaat ab? Wenn auch über

Ausgestaltungsdetails diskutiert wer-

den kann, waren die umfangreichen

staatlichen Maßnahmen zur Verbesse-

rung oder Aufrechterhaltung der Sys-

temstabilität der Finanzmärkte not-

wendig, auch was die Hilfsprogram-

me für Banken betrifft. Ob sie hinrei-

chend effektiv sind, wird davon ab-

hängen, welche Maßnahmen der Fi-

nanzmarkt- und Bankenregulierung in

der näheren Zukunft folgen. Dennoch

werden auch in Zukunft Finanzmarkt-

krisen unterschiedlichen Ausmasses

nicht ausbleiben. 

Etwas anders stellt es sich bei den

Konjunkturprogrammen, Rettungspa-

keten für Unternehmen und Branchen

dar. Auch hier dominieren derzeit Dis-

kussionen über die Ausgestaltungsva-

rianten, während ihre Effektivität und

ihre Rechtfertigung kaum thematisiert

werden. Mit der zeitlichen und inhalt-

lichen Nähe zu den Finanzmarktpro-

blemen, werden sie meist mit einem

diffusen Marktversagen begründet.

Anders als bei den Maßnahmen zur

Finanzmarktstabilisierung hat sich in

der Geschichte der Wirtschaftspolitik

gezeigt, dass die Effektivität konjunk-

tur- und strukturpolitischer Ambitio-

nen häufig wenig überzeugend und

mit negativen Begleiterscheinungen

und Folgewirkungen verbunden

waren. Diese haben sich vor allem im

Aufbau von Staatsverschuldung und

im späteren Verlust nicht wettbe-

werbsfähiger Arbeitsplätze gezeigt.

Dies legt es nahe, über die beabsich-

tigten Wirkungsmechanismen nach-

zudenken. Soll mit ihnen der Abbau

von Unsicherheit und die Schaffung

optimistischer Erwartungen bei Un-

ternehmen und Haushalten erreicht

werden, sind sie deutlich postiver zu

beurteilen, als wenn eine mechani-

sche Nachfragesteuerung alten Stils

im Vordergrund steht. Dies gilt vor

allem auch deswegen, weil die Geld-

politik als stabilisierendes Instrument

derzeit nicht zur Verfügung steht. 

Es wird nicht ausbleiben, dass vor

diesem Hintergrund staatliche Aktivi-

täten konjunktur- und strukturpoliti-

scher Natur ansteigen werden. In

Deutschland kommt zusätzlich noch

die Bundestagswahl 2009 dazu. Ob-

wohl in „dieser Krise alles anders ist

als das bisher Dagewesene“, sollte

neben dem derzeit omnipräsenten

Marktversagen als Begründung staat-

licher Maßnahmen das Politikversa-

gen nicht vergessen werden, das

durch (politische) Interessen und (feh-

lende) Informationen hervorgerufen

wird. Es ist zu hoffen, dass die Politik

selbst ihre wirtschaftspolitischen Pro-

blemlösungskapazitäten realistisch

einschätzt, den Staat nicht überfordert

und sich der Grenzen einer interventi-

onsorientierten Politik bewusst bleibt.

Das Nichteinhalten geweckter Erwar-

tungen kann zu einem – dann noch ra-

pideren – Vertrauensverlust führen.

Die Verwässerung der marktwirt-

schaftlichen Orientierung in Deutsch-

land wäre die schädlichste aller Fol-

gen der aktuellen Finanzmarktkrise.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Doktorarbeiten
MemberValue für Wohnungsgenossenschaften 

Eine Orientierung am MemberValue liefert die Möglichkeit, die Erfolgsfaktoren „genossen-
schaftsspezifische Differenzierung“ und „mitgliederorientiertes Management“ zu vereinen.
Entscheidet sich eine Wohnungsgenossenschaft bewusst für die Orientierung am Member-
Value, so hat damit unabdingbar die Gewichtung der einzelnen MemberValue-Komponen-
ten und deren Operationalisierung durch die Bewertung der Mitglieder zu erfolgen. Es sind
also die Nutzenerwartungen der Mitglieder zu erforschen, um unter Berücksichtigung des
vorhandenen Stärken-Schwächen-Profils und der Marktlage ein wertorientiertes Unterneh-
mensführungskonzept zu erarbeiten und umzusetzen. Hierbei gilt es, eine Grundlage zur
Implementierung des MemberValue-Konzepts in der Unternehmenspraxis zu schaffen, um
damit die Voraussetzung für eine wertorientierte Unternehmensführung im Sinne der Mit-
glieder zu erfüllen.

www.ifg-muenster.de 2-20086

Die zentrale Fragestellung der Arbeit

lautet: Wie kann der MemberValue

für Wohnungsgenossenschaften im

Sinne der Mitglieder operationalisiert

und als Erfolgsmaßstab handhabbar

gemacht werden? Die Überprüfbar-

keit, inwieweit der MemberValue in

Wohnungsgenossenschaften realisiert

wurde, ist an dessen Operationalisie-

rung gebunden. Dementsprechend

muss die Operationalisierung über die

Form eines praktisch handhabbaren

Erfolgsmaßstabes gelingen. Idealer-

weise kann dies über den Weg der

Zielerreichung gelingen, so dass nicht

nur die Realisierung der Wertschaf-

fung für die Mitglieder, sondern auch

dessen Realisierungsgrad beurteilt

werden kann. Bevor jedoch eine Ope-

rationalisierung des MemberValues

möglich wird, muss das Management

einer Wohnungsgenossenschaft eine

mitgliederorientierte Zielfunktion

entwickeln. Die Spezifität dieser Ziel-

funktion besteht darin, dass diese

Zielfunktion eine multivariate ist und

somit den unterschiedlichen Ansprü-

chen der in der Wohnungsgenossen-

schaft beteiligten Akteure gerecht

werden muss. In gelungenen woh-

nungsgenossenschaftlichen Koopera-

tionen kann man sich durch ein adä-

quates Beziehungsmanagement auf

ein gemeinsames Zielsystem einigen. 

Deshalb sind die Herausforderungen

im Beziehungsmanagement der Woh-

nungsgenossenschaft zu ermitteln.

Hierbei werden sowohl die genossen-

schaftlichen Governancestrukturen

im Beziehungsnetzwerk der Woh-

nungsgenossenschaft analysiert, als

auch der institutionelle Wandel als Er-

klärungsbeitrag zum Managementbe-

darf in Wohnungsgenossenschaften

herausgearbeitet. Mit Hilfe der insti-

tutionenökonomischen Betrachtungs-

weise der Wohnungsgenossenschaft

wird eine theoretische Basis geschaf-

fen, um den gestiegenen Manage-

mentbedarf in Wohnungsgenossen-

schaften sowohl aus theoretischer als

auch aus Sicht der Mitglieder darzu-

stellen.

Des Weiteren wird der MemberValue

als Konzept des Strategischen Ma-

nagements vorgestellt. Hierbei wer-

den die Ansätze des Strategischen

Managements auf die Wohnungsge-

nossenschaften angewandt. Durch

eine integrative Betrachtung der theo-

retischen Ansätze bildet sich ein Be-

zugsrahmen als theoretische Grundla-

ge für das Konzept des MemberValu-

es heraus. Hierauf aufbauend wird das

MemberValue-Reporting vorgestellt,

da es einen konzeptionellen Rahmen

zur Ableitung geeigneter Indikatoren

zur Operationalisierung des Member-

Values liefert. Darüber hinaus werden

die theoretischen Zusammenhänge

zwischen MemberValue und Mitglie-

derzufriedenheit dargestellt und ent-

sprechende Hypothesen abgeleitet.

Im Folgenden werden die Grundlagen

zur Messung des Konstrukts Member-

Value gelegt, d. h. es werden die Kon-

zeptualisierung und Operationalisie-

Operationalisierung und Ableitung von Handlungsempfehlungen anhand
eines MemberValue-Managements
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rung des MemberValues definiert. Zu

dem wird auf die methodischen

Grundlagen und die Vorgehensweise

der empirischen Untersuchung einge-

gangen. Ziel dieses Vorgehens ist es,

ein Messinstrumentarium für den

MemberValue zu entwickeln und die-

ses anhand einer empirischen Studie

zu überprüfen. Die methodischen

Hintergründe des verwendeten Ver-

fahrens werden dargestellt, außerdem

werden die Ergebnisse bzgl. des

Messinstruments des MemberValues

interpretiert und ein MemberValue-

Index entwickelt.

Die Auswirkung der Erwartungshal-

tung der Mitglieder bezüglich des

MemberValues auf die Mitgliederzu-

friedenheit ist ein Thema, dass im An-

schluss betrachtet wird. Hierbei wer-

den die aus der Theorie abgeleiteten

Hypothesen überprüft. Abschließend

wird mit einer Mehrebenenanalyse

untersucht, ob soziodemografische

Merkmale dabei einen besonderen

Einfluss nehmen.

Daraus werden Handlungsempfehlun-

gen für das Management von Woh-

nungsgenossenschaften anhand eines

MemberValue-Satisfaction-Index ab-

geleitet, der im Prozess des Member-

Value-Managements mündet.

Letzlich erfolgt eine Zusammenfas-

sung der bis dahin gewonnenen Er-

gebnisse. Hieraus werden Schlussfol-

gerungen und Handlungsempfehlun-

gen für das Strategische Management

von Wohnungsgenossenschaften ab-

geleitet und die Grenzen der Arbeit

sowie der zukünftige Forschungsbe-

darf aufgezeigt.

Durch die mitgliederorientierten

Maßnahmeneinleitungen kann das

Verhältnis der Mitglieder zu ihrer

Wohnungsgenossenschaft verbessert

werden, da durch den Prozess des

MemberValue-Managements ein zeit-

gemäßes Managementsystem mit fol-

genden Potenzialen geschaffen

wurde:

– Die Mitglieder können durch einen

effizienten demokratischen Entschei-

dungsfindungs- und Durchsetzungs-

prozess eine zunehmende Nähe zum

Management der Wohnungsgenossen-

schaft aufbauen und Einfluss auf Ent-

scheidungen des Strategischen Ma-

nagements nehmen.

– Die Beziehung zwischen Prinzipal

und Agent reduziert sich nicht nur auf

eine reine Leistungsbeziehung, da

jedes einzelne Mitglied in das Bezie-

hungsnetzwerk der Wohnungsgenos-

senschaft integriert ist und sich mit

seiner Wohnungsgenossenschaft iden-

tifizieren kann.

– Die Mitglieder können ihre Kon-

trollfunktionen durch den geschaffe-

nen Beurteilungsmaßstab des Mem-

berValue-Satisfaction-Indexes wahr-

nehmen.

Das MemberValue-Management för-

dert darüber hinaus den Prozess des

Member-Relationship-Managements,

der sich von der Mitgliederorientie-

rung über die Mitgliederzufriedenheit

bis hin zur Mitgliederbindung er-

streckt.

Mitgliederorientierte Maßnahmeneinleitung – MemberValue-Management

� Jörg-Matthias Böttiger

� (0251) 83-2 28 95

� joerg-matthias.boettiger@
ifg-muenster.de
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Modeerscheinung oder Strategiewechsel?

Zwischen Modeherstellern und dem

Handel bestehen grundlegende Kon-

fliktzonen. Dieses betrifft die Preis-

und Konditionenpolitik, die Kommu-

nikationspolitik, die Produkt- und

Sortimentspolitik sowie die Distribu-

tionspolitik. Wesentlich sind dabei die

Konflikte in der Preisgestaltung, die

zunehmend zu Lasten der Hersteller

ausgehen. Außerdem gilt es in mar-

genträchtigen Teilmärkten erfolgreich

zu sein, was eine durchsetzungsfähige

Markenpolitik erfordert, die in der

Kontrolle der Hersteller bleibt. Dieses

sind nur einige Gründe dafür, dass

sich Modehersteller mit den Vor- und

Nachteilen von Vertikalisierungsstra-

tegien beschäftigen.

Vertikalisierungsstrategien können

unterschiedliche Ausprägungen und

Intensitäten annehmen. Die weitest-

gehende Vertikalisierung, die jedoch

auch die höchsten Anforderungen

stellt, ist der Betrieb eigener Geschäf-

te. Daneben gibt es weitere Vertriebs-

formen, die eine (nahezu) vollständi-

ge Kontrolle über den Verkauf erlau-

ben, wie z.B. der Internet-Vertrieb.

Weitere weniger intensive Vertriebs-

formen, die dem Hersteller einen ge-

wissen Grad der Kontrolle über den

Verkauf erlauben sind z.B. Vertrags-

flächen oder Shop-in-shop-Konzepte,

die stark kooperative Elemente ent-

halten. Eine stärkere Vertikalisierung

bedeutet einerseits einen direkten Zu-

griff auf den Kunden und eine Umge-

hung des marktmächtigen Handels.

Andererseits müssen die einzelnen

Vertriebsstellen aufgebaut und betrie-

ben werden, so dass man nicht auf die

Volumina großer Händler zurückgrei-

fen kann.

Eine wichtige Frage ist nun, welche

Unternehmen welchen Grad der Verti-

kalisierung durchführen sollen. An-

nette Gebhardt hat hierzu in ihrer Ar-

beit über vierzig Unternehmen hin-

sichtlich ihrer Vertikalisierungsinten-

sität verglichen. Dazu hat sie die Mo-

dehersteller nach unterschiedlichen

Kriterien sortiert, die für die Entschei-

dung relevant sind. Dieses waren z.B.

die Sortimentsbreite, das Preisseg-

ment, in dem das Unternehmen seine

Produkte ansiedelt und den Umsatz,

den das Unternehmen erzielt. Damit

konnten insgesamt fünf Cluster von

Unternehmen identifiziert werden.

Die stärkste Vertikalisierung findet

sich bei einer mittleren bis großen

Sortimentsbreite im niedrigen bis un-

teren mittlerem Preissegment, wobei

der Umsatz keinen wesentlichen Ein-

fluss hat. Ein Beispiel aus diesem

Cluster ist Zara. Eine ähnliche, aber

nicht ganz so intensive Vertikalisie-

rung, die sich hauptsächlich in eige-

nen Geschäften niederschlägt, lässt

sich bei hochwertigen Produkten fest-

stellen.

Die Rahmenbedingungen in der Textilwirtschaft haben sich in den letzten Jahren grundle-
gend geändert. Insbesondere die Marktmacht großer Bekleidungsketten, die zur Erosion
der Margen der Modeunternehmen führen, sowie deren verstärkter Rückgriff auf Eigenmar-
ken erfordern neue Strategien der Modeunternehmen, die insbesondere eine Reorganisa-
tion der Wertschöpfungskette bedeuten. Die Vertikalisierung kann dabei als eine Vertriebs-
strategie für Modeunternehmen gesehen werden.

Vertikalisierung als Marketinginstrument in der Textilindustrie

� Eric Meyer

� (0251) 83-2 28 01

� eric.meyer@
ifg-muenster.de

��  Information

Die Arbeit wurde von Annette Gebhardt

verfasst.
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Instrumente des internen Genossenschaftsmarketings
Eine empirische Analyse für den Arbeitskreis Richtiges Spielzeug eG

Nur bei einer effizienten Ausgestaltung ihrer internen Austauschbeziehungen können Ge-
nossenschaften einen MemberValue für ihre Mitglieder schaffen. Jessica Stellmacher ent-
wickelt für den Nürnberger ARS lösungsorienterte Marketingstrategien und -instrumente.

Das Ziel der Praxisdiplomarbeit be-

steht darin, die spezifischen Heraus-

forderungen, Erfolgsfaktoren und

Zielsetzungen des internen Marke-

tings von Genossenschaften für den

Arbeitskreis Richtiges Spielzeug

(ARS), einen genossenschaftlichen

Zusammenschluss von über 130 un-

abhängigen Spielzeug-Fachgeschäf-

ten, herauszuarbeiten und maßge-

schneiderte Strategien zu erarbeiten. 

Zu diesem Zweck führte Frau Stell-

macher in Zusammenarbeit mit dem

ARS eine umfangreiche schriftliche

Befragung der Genossenschaftsmit-

glieder durch. Eine große Beteiligung

der Mitglieder an der Befragung er-

möglicht Frau Stellmacher fundierte

Aussagen zu zentralen Erfolgsfakto-

ren der Binnenbeziehungen. So ermit-

telt sie eine stark ausgeprägte interne

Identifizierung und eine positive

Wahrnehmung der Produktpalette.

Die noch relativ gering ausgeprägte

Transparenz identifiziert sie als

Hauptansatzpunkt für zukünftige

Maßnahmen. Eine Verbesserung der

Informations- und Kommunikations-

politik kann für den ARS eine hohe

Wirkungskraft entfalten. Insbeson-

dere wird die Einführung eines Mem-

berValue-Reportings vorgeschlagen,

welches sich bei geringem Aufwand

positiv auf alle Zielsetzungen des in-

ternen Marketings auswirkt.

��  Information

Die Arbeit wurde von Jessica Stellma-

cher verfasst.

� Konstantin Kolloge

� (0251) 83-2 29 55

� konstantin.kolloge@
ifg-muenster.de

Hierzu wird eine strategische Analyse

der Rahmenbedingungen und des Un-

ternehmens selbst vorgenommen. So

stellen insbesondere eine rückläufige

Bevölkerungszahl und klimabedingte

Anpassungen bei der Verteilung und

Speicherung des Wassers den kom-

munalen Versorger vor große Heraus-

forderungen. Hinzu kommen neue ge-

setzliche Regelungen in den Berei-

chen der Gebührenkalkulation sowie

eine fortwährende Privatisierungsde-

batte im Wassersektor. Mit Hilfe des

Porterschen Wertkettenansatzes und

eines eigens entwickelten Analyseras-

ters erfolgt eine detaillierte Untersu-

chung der verschiedenen Aktivitäten

des Wasserversorgers basierend auf

dem Kernkompetenzansatz. Es zeigt

sich, dass Kooperationsoptionen ins-

besondere in den Bereichen der Was-

serverteilung sowie bei Kundenser-

vice und Materialeinkauf bestehen.

Das Gleiche gilt für ein Überflie-

gungs-Projekt, mit dem die Abwas-

serflächen nach Versiegelungsgrad

kategorisiert werden müssen. Alle

Kooperationspotenziale werden mit

detaillierten Ausgestaltungsvorschlä-

gen konkretisiert. Eine Besonderheit

besteht in der empirischen Untersu-

chung der Durchsetzbarkeit koopera-

tiver Maßnahmen gegenüber Politik

und Verbrauchern.

��  Information

Die Arbeit wurde von Andreas Plet-

ziger verfasst. 

Eine Analyse am Beispiel der Hochsauerlandwasser GmbH
Die Wasserwirtschaft steht durch sich ändernde Rahmenbedingungen vor großen Heraus-
forderungen. Ziel der Diplomarbeit von Andreas Pletziger war es, am konkreten Beispiel
eines Wasserversorgers aus dem Sauerland zu prüfen, inwieweit Kooperationen mit ande-
ren Unternehmen hierbei sinnvoll sein können.   

Kooperationsoptionen öffentlicher Versorgungsunternehmen 

� Carsten Sander

� (0251) 83-2 29 99

� carsten.sander@
ifg-muenster.de



Kooperationsmanagement in mittelständischen Unternehmen

Einfache Umsetzung bei komplexen Anforderungen

Dies führt zu einer zunehmenden Ko-

operationsnotwendigkeit für kleine

und mittelständische Unternehmen

(KMU). Das Ziel der Bachelorarbeit

von Philipp Woltering-Lamers be-

stand darin, die Besonderheiten eines

erfolgreichen Kooperationsmanage-

ments im deutschen Mittelstand he-

rauszuarbeiten. KMU unterscheiden

sich von Großkonzernen insbesondere

durch die Ressourcenknappheit von

Kapital, Personal, Management und

Know-How sowie die zentrale Positi-

on des Eigentümer-Unternehmers.

In seiner Analyse konzentriert sich

Herr Woltering-Lamers insbesondere

auf die Frage einer optimalen operati-

ven Kooperationsführung. Als Erklä-

rungsgrundlage dient ein Modell der

Kooperationskultur, welches vorran-

gig auf die Ausgestaltung und Anpas-

sung weicher Faktoren fokussiert.

Entscheidende Erfolgsfaktoren für

mittelständische Kooperationen sind

gegenseitiges Vertrauen und eine offe-

ne Kommunikation zwischen den Ko-

operationspartnern. Durch Transpa-

renz und eine hohe Verbindlichkeit

der Kooperationsbeziehung können

die Anreize für opportunistisches Ver-

halten effektiv verringert werden.

Dies verleiht erfolgreichen Mittel-

standskooperationen sowohl Stabilität

als auch die nötige Flexibilität, um im

dynamischen Marktumfeld dauerhaft

bestehen zu können. 

Mittelständische Unternehmen sind die treibende Kraft der deutschen Wirtschaft. Das dy-
namische Marktumfeld erfordert ein ständiges Hinterfragen der angewandten Wettbe-
werbsstrategien.
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��  Information

Die Arbeit wurde von Philipp Wolte-

ring-Lamers verfasst.

� Axel Roßdeutscher

� (0251) 83-2 28 92

� axel.rossdeutscher@
ifg-muenster.de

Die Balanced Scorecard

Instrument der Erfolgsmessung für Joint Ventures

Joint Ventures zählen zu den häufig-

sten Institutionalisierungsformen von

Kooperationen. Umso wichtiger er-

scheint es, dass ein geeignetes Instru-

ment zur Messung des Erfolgs von

Joint Ventures entwickelt wird. Diese

Thematik bildet den Kern der Di-

plomarbeit von Christoph Höing. Er

untersucht das Potenzial der BSC zur

Erfolgsmessung von Joint Ventures.

Auf der Ebene des gesamten Joint

Venture-Systems werden von ihm Be-

sonderheiten herausgearbeitet, die

insbesondere bei der Erfolgsmessung

von Bedeutung sind. Darauf aufbau-

end definiert er für jede Perspektive

der BSC Ziele und erarbeitet Kenn-

zahlen, mit denen der angestrebte

Zielerreichungsgrad umgesetzt wer-

den soll. Es gelingt ihm, einen Rah-

men für die Kooperations-BSC zu

entwickeln, so dass die dargestellten

Ziele und Kennzahlen nicht unabhän-

gig voneinander beurteilt werden,

sondern deren kausaler Zusammen-

hang und  Abhängigkeiten untereinan-

der verdeutlicht und beachtet werden.

Potenzielle Grenzen der Kooperati-

ons-BSC werden darüber hinaus auf-

gezeigt. Ergänzt wird die Arbeit um

eine Darstellung der individuellen

Beiträge der Kooperations-BSC für

die einzelnen Phasen des Kooperati-

onsmanagements. 

Erfolgswirkungen von Unternehmenskooperationen können durch unterschiedliche Perfor-
mance Measurement-Systeme bewertet werden. Zu diesen zählt auch die Balanced Sco-
recard (BSC). Um mit ihr eine Erfolgsmessung für Joint Ventures vorzunehmen, muss sie
an die Besonderheiten von Kooperationen angepasst werden.

��  Information

Die Arbeit wurde von Christoph Höing

verfasst.

� Christian Strothmann

� (0251) 83-2 28 96

� christian.strothmann@
ifg-muenster.de
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Eine Analyse von Kooperationsstrategien

Verantwortlich ist hierfür insbeson-

dere der demographische Wandel,

der einen Bevölkerungsrückgang, ein

steigendes Durchschnittsalter und

einen Rückgang des Erwerbsperso-

nenpotenzials mit sich bringt. Infol-

gedessen ergibt sich für Unterneh-

men die Notwendigkeit, ihre Perso-

nalpolitik familienorientierter auszu-

richten und die Mitarbeiter als wich-

tiges Asset zu betrachten.

Vor diesem Hintergrund wird das Re-

krutieren und Halten von Mitarbei-

tern zu einem substanziellen Wettbe-

werbsfaktor. In Anlehnung an das

Audit BerufundFamilie® der ge-

meinnützigen Hertie-Stiftung lässt

sich familienorientierte Personalpoli-

tik in acht Handlungsfelder einteilen

(siehe Abb.).

Die in der Diplomarbeit durchgeführ-

te Analyse zeigt, dass sich vor allem

der Bereich „Service für Familien“

besonders für Kooperationen eignet.

Denkbar sind z. B. Kooperationen im

Bereich Kinderbetreuung durch über-

betriebliche Kooperationen, Beteili-

gungen an Kindertagesstätten in Form

von Public Private Partnerships, das

Sichern von Belegplätzen in Betreu-

ungseinrichtungen, die Zusammenar-

beit mit Familienservices oder die

Notfallbetreuung in besonderen Situa-

tionen. Ein weiterer Aspekt, der in

Zukunft noch an Bedeutung gewinnen

wird, ist die betriebliche Unterstüt-

zung bei der Betreuung pflegebedürf-

tiger Angehöriger (Elder Care). Die

Analyse der Kooperationsmöglich-

keiten zeigt die Schritte zur Umset-

zung familienorientierter Personalpo-

litik auf. Vor der Umsetzung einer fa-

milienorientierten Strategie sollten

eine Situationsbedarfs-, Unterneh-

mens- und Umweltanalyse durchge-

führt werden, um den Handlungsbe-

darf im Unternehmen sowie den Ko-

operationsbedarf beurteilen zu kön-

nen.

Die Notwendigkeit von Kooperatio-

nen im Bereich der familienorientier-

ten Personalpolitik ergibt sich i.d.R.

aus fehlendem Fachwissen sowie

hohen finanziellen und organisatori-

schen Aufwendungen, welche die un-

ternehmerischen Kapazitäten über-

steigen. Die praktische Einbettung der

Ergebnisse gelingt neben der Heran-

ziehung aktueller Marktdaten auf der

Grundlage von Interviews mit den

Unternehmen Alfred-Wegener-Insti-

tut für Polar- und Meeresforschung,

MVV Energie AG, Fraport AG, NDR

und Vattenfall AG.

Das Kapital eines Unternehmens verlässt das Unternehmen jeden Abend durch den Haupt-
ausgang. Diese Aussage verdeutlicht, welche Bedeutung ein einzelner Mitarbeiter für ein
Unternehmen besitzt. Unternehmen haben zunehmend Schwierigkeiten, hochqualifizierte
Mitarbeiter für sich zu gewinnen und langfristig an das Unternehmen zu binden. 

Familienorientierte Personalpolitik

��  Information

Die Arbeit wurde von Eva Chargé ver-

fasst.

� Jörg-Matthias Böttiger

� (0251) 83-2 28 95

� joerg-mattthias.boettiger@
ifg-muenster.de

Die acht Handlungsfelder familienorientierter Personalpolitik
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Eine Analyse von Mobile 3.0 aus Sicht der Kooperationstheorie
Für den Erfolg einer Kooperation spielen eine sorgfältige Partnerwahl und die richtige Insti-
tutionalisierung eine entscheidende Rolle. Dieses ist das klare Ergebnis einer ersten öko-
nomischen Analyse der Erfolgsaussichten von Mobile 3.0.

Handy-TV in Deutschland

Im Juni 2008 begann die Einführung

des auf dem DVB-H-Standard basie-

renden Handy-TV auf dem deutschen

Mobilfunkmarkt durch Mobile 3.0,

einem Joint Venture verschiedener

Medien- und Technologieunterneh-

men. Bereits Ende Juli kamen erste

Gerüchte auf, Mobile 3.0 stelle den

Geschäftsbetrieb ein, wenngleich eine

Bestätigung oder Widerlegung dieser

Meldungen durch das Unternehmen

ausgeblieben ist. Herr Stamer analy-

siert in seiner Bachelorarbeit die Aus-

gestaltung dieser Kooperation mit

Methoden der Spieltheorie und der

Neuen Institutionenökonomik. Er ar-

beitet heraus, dass die Erfolgaussich-

ten von Mobile 3.0 sehr kritisch zu

beurteilen sind, da bei der Konstruk-

tion des Joint Ventures und der Wahl

der Kooperationspartner die vor-

herrschenden Marktbedingungen zu

wenig berücksichtigt wurden. Um ein

Überleben des Geschäftsmodells im

oligopolistisch geprägten Mobilfunk-

markt zu ermöglichen, empfiehlt Herr

Stamer eine grundlegende Strategie-

änderung und eine Anpassung der An-

reizstrukturen.

��  Information

Die Arbeit wurde von Jan Stamer ver-

fasst.

� Christian Harnisch

� (0251) 83-2 28 93

� christian.harnisch@
ifg-muenster.de

Die Besonderheit von Netzindustrien beruht auf ihrem strukturellen Aufbau, aufgrund des-
sen es in diesen Systemen zu keinem marktwirtschaftlichen Wettbewerb kommen kann.
Ziel des Staates ist es, durch die Regulierung eines solchen Systems eine bestmögliche
Korrektur des Marktversagens vorzunehmen.

Eine systematische Bestandsaufnahme am Beispiel des Energiesektors
Aktuelle Regulierungsmechanismen in Netzindustrien  

Vor dem Hintergrund dieser Proble-

matik war es das Ziel der Arbeit, theo-

retische Mechanismen, die einer Re-

gulierung zugrunde liegen können,

am Beispiel des Energiesektors darzu-

stellen und zu vergleichen. Der Fokus

wird hier auf den Bereich Strom ge-

legt. Frau Schlesiger nimmt anhand

einer Reihe selbst gewählter Kriterien

eine systematische Bestandsaufnah-

me vor und geht zunächst auf kosten-

orientierte Regulierungsmechanismen

ein. Zu diesen zählen zum Beispiel

das Instrument der Grenzkostenprei-

se, der Preisdifferenzierung und der

zweiteiligen Tarife, der Durch-

schnittskostenpreise und der Ramsey-

Preise. Im Anschluss daran setzt sie

sich mit renditeorientierten Regulie-

rungsinstrumenten auseinander und

analysiert das Instrument der Rate-of-

Return-Regulierung, der preisorien-

tierten Regulierung, der Price-Cap-

sowie der Revenue-Cap-Regulierung.

Als Analysekriterien werden unter an-

derem die Anreizwirkung, die Preis-

flexibilität, die Eingriffs-, Informati-

ons- und Kontrollintensität sowie 

die Komplexität herangezogen. Zum

Schluss folgt ein Überblick über die

aktuelle Regulierungspraxis innerhalb

des Stromsektors in der EU und in

Deutschland. Stichpunktartig seien

hier Transit- und Preistransitrichtlini-

en, die Binnenmarktrichtlinien sowie

die Beschleunigungsrechtsakte für

den europäischen Blick sowie die No-

vellierung des Energiewirtschaftsge-

setzes für den deutschen Blick ge-

nannt.

��  Information

Die Arbeit wurde von Katrin Schlesiger

verfasst. 

� Anne Saxe

� (0251) 83-2 28 98

� anne.saxe@
ifg-muenster.de
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Aktuelle Fragen der Telekommunikationsregulierung
Der Bitstromzugang im Spannungsfeld 

zwischen Infrastruktur- und Dienstewettbewerb
Die Regulierung des Netzzugangs ist die zentrale Herausforderung bei der Schaffung von
Wettbewerb in Netzindustrien. Diese Arbeit untersucht die Anreizwirkungen der Regulie-
rung eines neuen Zugangsprodukts auf das bestehende Wettbewerbsumfeld.

Der Bitstromzugang ermöglicht alter-

nativen Telekommunikationsanbie-

tern, deutschlandweit DSL-Anschlüs-

se mit individuell gestalteten Quali-

tätsparametern anzubieten, ohne dass

sie dafür über eine flächendeckende

eigene Netzinfrastruktur verfügen

müssen. Seit Mitte dieses Jahres kön-

nen die alternativen Anbieter auf ein

solches Vorleistungsprodukt der

Deutschen Telekom AG zu regulier-

ten Konditionen zugreifen.

Die Analyse von Frau Johannemann

zeigt, dass diese neue Regulierungs-

maßnahme zu negativen Investitions-

anreizen und damit zu einem verrin-

gerten Infrastrukturwettbewerb füh-

ren kann, da mit dem Bitstromzugang

auch ohne einen umfangreichen Infra-

strukturausbau ein Angebot hochwer-

tiger DSL-Anschlüsse möglich wird.

Gleichzeitig kommt es jedoch zu

einem intensiveren Wettbewerb auf

der Diensteebene, vor allem in weni-

ger dicht besiedelten Regionen. Somit

ist insbesondere die Festsetzung des

Zugangsentgeltes von entscheidender

Bedeutung, um ein effizientes Gleich-

gewicht zwischen diesen Wettbe-

werbsformen zu erreichen.

��  Information

Die Arbeit wurde von Kirsten Jo-

hannemann verfasst. 

� Christian Harnisch

� (0251) 83-2 28 93

� christian.harnisch@
ifg-muenster.de

Eine institutionenökonomische Analyse des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes

Der Stabilitäts- und Wachstumspakt

(SWP) dient dem Ziel, die Haushalts-

politik der an der Europäischen Wäh-

rungsunion beteiligten Länder zu dis-

ziplinieren und einer multilateralen

Überwachung zu unterwerfen. Im

Rahmen dieser Arbeit wird der SWP

als relationaler Vertrag mit den Me-

thoden der Neuen Institutionenökono-

mik und der Spieltheorie analysiert.

Herr Vierke zeigt modelltheoretisch,

dass die im SWP implementierten

Sanktionsmechanismen aufgrund von

Glaubwürdigkeitsdefiziten und insti-

tutioneller Inkonsistenz wenig wirk-

sam sind und liefert damit eine Erklä-

rung für die mangelnde Effektivität

des Paktes in seiner jetzigen Ausge-

staltungsform. Insbesondere aus dem

Zusammenspiel von großen und klei-

nen Mitgliedsländern ergeben sich

Fehlanreize, die eine wirksame Sank-

tionierung des haushaltspolitischen

Fehlverhaltens großer Mitgliedslän-

der unwahrscheinlich machen, so dass

eine Reform des SWP zur Steigerung

der Anreizkompatibilität geboten ist.

Das Instrumentarium der Neuen Institutionenökonomik erlaubt eine detaillierte Analyse der
Anreizstrukturen von Vertragsbeziehungen. In dieser Arbeit werden diese Methoden auf
den Stabilitäts- und Wachstumspakt als multilateralen Vertrag angewendet. 

Europäische Wirtschaftspolitik

��  Information

Die Arbeit wurde von Hauke Vier-

ke verfasst. 

� Christian Harnisch

� (0251) 83-2 28 93

� christian.harnisch@
ifg-muenster.de



Einzelne Aspekte der Gegenüberstel-

lung von M&A-Aktivitäten und Un-

ternehmenskooperationen sind in der

betriebswirtschaftlichen Literatur be-

reits beleuchtet und facettenreich be-

schrieben worden. Schlagworte wie

Präferenzwandel, Globalisierung und

Konsolidierung kennzeichnen die He-

rausforderungen, denen Unternehmen

in der heutigen Zeit gegenüberstehen.

Ein Resultat dieser Entwicklungen

sind branchenübergreifend feststell-

bare Umstrukturierungserscheinun-

gen.

Die Maßnahmen weisen häufig ein

nahezu übereinstimmendes Muster

auf: Unternehmen sind gezwungen,

Wachstum zu generieren bzw. ihre

Kräfte zu bündeln, um so eine konti-

nuierliche Wettbewerbsfähigkeit si-

cherzustellen. Der sukzessive interne

Ausbau von Geschäftsfeldern bzw.

Kompetenzen ist in diesem dynami-

schen Umfeld oftmals nicht möglich.

Es verbleiben die strategischen Optio-

nen des externen Wachstums: Mer-

gers & Acquisitions sowie Unterneh-

menskooperationen. Die Wahl der ge-

eigneten Wachstumsstrategie ist somit

als fundamental für den zukünftigen

Unternehmenserfolg anzusehen. 

Unternehmenskoopera-
tion als gleichwertige 

Alternative

Erst seit den 1980er Jahren werden

Unternehmenskooperationen zuneh-

mend als echte Alternative zu M&A-

Aktivitäten angesehen, nachdem sie

vorher fast ausschließlich als notwen-

diger bzw. gesetzlich vorgeschriebe-

ner Weg zum Eintritt in protektionier-

te Auslandsmärkte beschrieben wur-

den. Als Konsequenz verlief auch die

wissenschaftliche Betrachtung beider

Phänomene weitestgehend unabhän-

gig voneinander.

In den 1990er Jahren gewannen Ko-

operationen allgemein und speziell

Strategische Allianzen weiter an Be-

deutung. Teilweise wurde in der Lite-

ratur schon von einer Ablösung von

M&A-Transaktionen durch Formen

der Unternehmenskooperation ge-

sprochen. Bereits zu Anfang des

neuen Jahrtausends entfielen über 35

Prozent der globalen Unternehmens-

umsätze direkt auf Strategische Alli-

anzen.

Heutzutage stehen Fusionen/Akquisi-

tionen und Unternehmenskooperatio-

nen jedoch gleichberechtigt nebenei-

nander und gelten als zwei grundle-

gende Erscheinungsformen der inter-

organisationalen Zusammenarbeit.

Doch obwohl Kooperationen als

gleichwertig angesehen wurden, wird

in einer Vielzahl von Unternehmen

die Möglichkeit eines kooperativen

Arrangements als Alternative zur Ak-

quisition nicht gesondert überprüft. In

den wenigsten Unternehmen findet

sich überhaupt ein Instrumentarium,

mit dem eine entsprechende „co-ope-

rate or integrate“-Entscheidung ge-

troffen werden kann. Hier zeigt sich

deutlich eine Forschungslücke, die im

Rahmen des Dissertationsprojektes

geschlossen werden soll.

Mergers & Acquisitions oder Unternehmenskooperation

Die Wahl der optimalen Organisationsform

Forschungsprojekte

Ziel des Forschungsprojekts ist die Entwicklung eines empirisch überprüften Ansatzes, der
beide Organisationsalternativen in einen gemeinsamen Rahmen einordnet und konkrete
Handlungsempfehlungen für die Wahl der Organisationsform ableitet.
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Konzeptionelles Vorgehen

In einem ersten Schritt werden die

Ausgangssituation sowie die Pro-

blemstellung der Arbeit vorgestellt,

um den konzeptionellen Rahmen des

Projektes zu veranschaulichen. Eine

ausführliche Aufarbeitung des For-

schungsstandes mit Aufdeckung der

wesentlichen Forschungslücken be-

schließt den einleitenden Teil der Dis-

sertation.

In der Folge werden die theoretischen

Grundlagen der späteren Untersu-

chung von Entscheidungsgrößen zur

Organisationswahl mit konkretem

Bezug zur Fragestellung expliziert.

Neben transaktionskostentheoreti-

schen Überlegungen zu Spezifität und

Kernkompetenzen werden auch In-

strumente der strategischen Unterneh-

mensplanung vorgestellt.

Danach werden die zu vergleichenden

Organisationsformen Fusion/Akquisi-

tion sowie Ausprägungen von Unter-

nehmenskooperationen (konstituie-

rende Merkmale, Charakteristika,

Motivation, Gemeinsamkeiten, Un-

terschiede) gegenüber gestellt. Es fin-

den sich  bemerkenswerte Gemein-

samkeiten fundamentaler Einzelziele,

wie z.B. Verbesserung der strategi-

schen Position, Zeitersparnis oder

Kompetenz-/Wissensgewinn. Aller-

dings lassen sich auch deutliche Un-

terschiede zwischen beiden Organisa-

tionsformen identifizieren: Finanzier-

barkeit, Flexibilität und Stabilität, Re-

versibilität oder Kontrollmacht.

Um zur Entscheidungsfindung zu ge-

langen, müssen Parameter herausge-

arbeitet werden, die für das Unterneh-

men in die Überlegungen zur Wachs-

tums- bzw. Organisationswahl einflie-

ßen. Es lassen sich verschiedene

Arten von Parametern klassifizieren:

Unternehmensbezogene Faktoren,

konkurrenzbezogene Faktoren sowie

das gesamtwirtschaftliche bzw. regu-

latorische Umfeld.

Hypothesenbildung und
empirische Validierung

Als Ergebnis dieser theoriegeleiteten

Parameteranalyse lässt sich ein ideal-

typisches Entscheidungskonstrukt für

Unternehmen erzeugen, die vor einer

Entscheidung zwischen Fusion/Ak-

quisition und Kooperation stehen.

Ziel ist es, Hypothesen über die ein-

zelnen Handlungsschritte dieser Un-

ternehmen abzuleiten.

Um die aufgestellten Thesen/Hand-

lungsempfehlungen zu stützen, emp-

fiehlt es sich, die gewonnenen Er-

kenntnisse mit tatsächlichen Praxiser-

fahrungen abzugleichen. Zur empiri-

schen Untersuchung erscheint ein

mehrstufiges Vorgehen zweckmäßig.

Ein erster Schritt ist die Durchführung

(semi-)strukturierter Interviews mit

ausgewählten Gesprächspartnern, um

zu gewährleisten, dass alle wesentli-

chen Determinanten einer Organisati-

onswahl für Unternehmen in der wei-

teren Analyse Berücksichtigung fin-

den.

In einem nächsten Schritt wird eine

schriftliche Erhebung deutscher Un-

ternehmen durchgeführt. Zum einen

sollen die theoretisch hergeleiteten

Ergebnisse durch die empirische

Überprüfung gestützt werden, zum

anderen werden durch die Auf-

deckung signifikanter Abweichungen

bzgl. einzelner Parameter die Gren-

zen und Mängel des theoretischen

Konstruktes/Modellrahmens deutlich.

Dies ermöglicht nachfolgend eine ent-

sprechende Anpassung bzw. Erweite-

rung des Entscheidungsrasters, sofern

eine hinreichende Erklärung der Ab-

weichungen geliefert werden kann.

Mit diesen Modifikationen bzw. Er-

weiterungen des entwickelten theore-

tischen Entscheidungstools lassen

sich nun tragfähige und empirisch ab-

gesicherte Handlungsempfehlungen

zur Gestaltung der optimalen Organi-

sationsform geben.

� Axel Roßdeutscher

� (0251) 83-2 28 92

� axel.rossdeutscher@
ifg-muenster.de

Parameteranalyse zur Organisationswahl



Langfristige Versorgungssicherheit in der Elektrizitätswirtschaft

Europäischer Emissionshandel als mögliche Quelle von Investitionsanreizen
Handeln die Anbieter auf liberalisierten Elektrizitätsmärkten allein nach den Regeln der
Marktwirtschaft, so bestehen für den Bau und Erhalt bestimmter Typen von Kraftwerken
keine ausreichenden Anreize. Die langfristige Sicherheit der Stromversorgung wird hier-
durch gefährdet. Einen von mehreren Ansatzpunkten zur Schaffung der fehlenden Investi-
tionsanreize könnte das europäische Emissionshandelssystem EU ETS darstellen.

Motiviert durch mangelnden Wettbe-

werb, hohe Preise und Ineffizienzen,

z.B. durch Überkapazitäten, wurde

auf europäischer Ebene im Jahr 1996

ein Prozess zur Liberalisierung der

Elektrizitätsmärkte angestoßen. Die-

ser ist, gestützt auf die Richtlinie

96/92/EG und ihre Nachfolgerin

2003/54/EG, seit dem 1. Juli 2007 for-

mal  abgeschlossen. Die Regeln des

freien Wettbewerbs gelten prinzipiell

auch auf dem Markt für Elektrizität.

Dennoch unterscheiden einige Beson-

derheiten den Strommarkt von vielen

anderen Wettbewerbsmärkten. Hierzu

zählen u.a. die Nicht-Speicherbarkeit

von Strom, die Notwendigkeit der

permanenten Übereinstimmung von

Angebot und Nachfrage sowie die

lange Genehmigungs- und Bauzeit

neuer Kraftwerke, die zu einer kurz-

fristig starren Angebotsmenge führen.

Weiter sind die großen gesamtwirt-

schaftlichen Schäden anzuführen, die

bei einer – auch kurzfristigen – Unter-

brechung der Stromversorgung ent-

stehen. Diese müssen aufgrund des

einschlägigen Haftungsrechtes gar

nicht oder in der Regel nur zu einem

kleinen Teil von den Stromproduzen-

ten getragen werden. Als Folge kann

das Niveau an Versorgungssicherheit

niedriger sein als es gesamtwirtschaft-

lich optimal wäre. Eine Steigerung

des Niveaus ist mit positiven externen

Effekten verbunden.

Die Sicherheit der Stromversorgung

ist zwar aktuell nicht in Gefahr, da vor

der Liberalisierung Überkapazitäten

aufgebaut worden sind, die teilweise

heute noch bestehen. Dennoch stellt

sich die Frage, ob die Versorgungssi-

cherheit auch in Zukunft jederzeit ge-

währleistet sein wird. Ein entschei-

dender Parameter für ein hohes Maß

an Versorgungssicherheit ist die zur

Verfügung stehende Stromerzeu-

gungskapazität. Diese muss den im

Laufe eines Jahres stark schwanken-

den Stromverbrauch, auch als Last-

profil bezeichnet, bedienen. Abb. 1

zeigt die deutsche Jahreslastkurve für

das Jahr 2007. Die Besonderheiten

des Strommarktes sowie die vorhan-

denen Externalitäten führen zu einem

Investitionsdilemma. Zur Abdeckung

der Spitzenlast werden flexible Gas-

turbinenkraftwerke benötigt, die

schnell auf Laständerungen reagieren

können. Diese Anlagen kommen al-

lerdings nur relativ wenige Stunden

pro Jahr zum Einsatz. Sie sind den-

noch für eine unterbrechungsfreie

Stromversorgung unverzichtbar. Nach

den ökonomischen Prinzipien eines

Wettbewerbsmarktes handelnde

Stromanbieter werden in Zukunft vo-

raussichtlich in einem zu geringen

Umfang in diesen Kraftwerkstyp in-

vestieren. Der auf dem Strommarkt

gültige Preisbildungsmechanismus

führt dazu, dass die Anlagenbetreiber

in den wenigen Betriebsstunden der

Gasturbinenkraftwerke kaum eine

Deckung der Vollkosten respektive

eine angemessene Rendite erzielen

können.

Die positiven externen Effekte im

Sinne des Investitionsdilemmas in

Verbindung mit der hohen Bedeutung

einer sicheren Stromversorgung für

eine Volkswirtschaft rechtfertigen

grundsätzlich einen politischen Ein-

griff in die Energiewirtschaft. Durch

zusätzliche Investitionsanreize kann

erreicht werden, dass die Gasturbi-

nenkraftwerke in einem gesamtwirt-

schaftlich optimalen Umfang bereit-

gestellt werden. Es sind verschiedene

Maßnahmen denkbar, durch die die

notwendigen Anreize generiert wer-

den können.

Eine Möglichkeit könnte in der Aus-

gestaltung des europäischen Emissi-

onshandelssystems (EU ETS) liegen.

Das System wurde 2005 installiert,

um die Einhaltung der Verpflichtun-

gen zu gewährleisten, die sich für die

EU aus der Unterzeichnung des

Kyoto-Protokolls ergeben. Durch die

Einführung ist für die Industrieunter-

nehmen und Stromproduzenten der

Ausstoß von CO2 nicht mehr kosten-

frei möglich. Sie müssen nun eine

ihrer Umweltbelastung entsprechende

Menge an Emissionszertifikaten

(EUA) abliefern, die an der Börse ge-

handelt werden. Bekommen die Anla-
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genbetreiber EUAs kostenlos zuge-

teilt, so entgeht ihnen nach dem Op-

portunitätsgedanken die Verkaufs-

möglichkeit an der Börse, wenn sie

die Zertifikate für die Produktion ein-

setzten. Benötigen die Unternehmen

zusätzliche Emissionsberechtigungen,

so müssen sie diese anderen Handels-

teilnehmern zum Marktpreis abkau-

fen. Zu Beginn dieses Jahres startete

die zweite Handelsperiode, die bis

2012 andauern wird.  Für den Zeit-

raum danach ist die Konfiguration des

EU ETS noch in der Diskussion und

eröffnet somit Möglichkeiten, hier

auch die Aspekte der Versorgungssi-

cherheit zu berücksichtigen.

Das Handelssystem könnte asymme-

trisch konfiguriert werden, so dass

Gasturbinenkraftwerke gegenüber

allen anderen Anlagen besser gestellt

werden. Hierzu können sowohl EUAs

kostenlos zugeteilt als auch der zu-

lässige Verwendungsumfang von

Kyoto-Credits vergrößert werden.

Mittels einer Sekundärwährung wird

so ein geldwerter Vorteil generiert,

der die Gasturbinenkraftwerke zu-

sammen mit den Einnahmen aus dem

Strommarkt profitabel machen kann.

Die Umsetzung des Konzeptes ist je-

doch auf Grund nicht-ökonomischer

Aspekte problematisch. Wird die För-

derung der Gasturbinenkraftwerke

aus der Staatskasse finanziert, so er-

füllt dies den Tatbestand der Subven-

tion und stößt auf europarechtliche

Barrieren zum Schutz des Gemeinsa-

men Marktes. Dies gilt nicht für den

Fall einer europaweit einheitlichen

Umsetzung, die aber angesichts stark

heterogener Interessens- und Kraft-

werksstrukturen als unrealistisch an-

gesehen werden muss. Wird die Fi-

nanzierung durch staatliche Vorgaben

von den Stromproduzenten selbst in

Form eines Umlageverfahrens ähnlich

der im Erneuerbare Energien Gesetz

(EEG) implementierten Förderung er-

neuerbarer Energien getragen, besteht

diese europarechtliche Restriktion

nicht. In diesem Fall kann die Umset-

zung jedoch an den Implikationen der

europaweit immer stärker vernetzten

Strommärkte scheitern. Eine Einfüh-

rung ist nur einheitlich in Europa

sinnvoll, da andernfalls nicht sicher-

gestellt werden kann, dass die von

deutschen Unternehmen finanzierte

Förderung auch zu einer Erhöhung

des Versorgungssicherheitsniveaus in

Deutschland führt.

Die hohen Erlöse aus der EUA-Ver-

steigerung lassen sich zu einer Pro-

blemlösung einsetzen. Durch Zahlung

einer Bauprämie könnten die Kraft-

werksbetreiber dazu bewegt werden,

zusätzliche Gasturbinenkraftwerke zu

bauen. Gelingt dies nicht, könnten die

Neubauten auch durch den Staat

selbst aus den Versteigerungserlösen

finanziert werden. Im ersten Fall liegt

genau wie bei der asymmetrischen Al-

lokation eine europarechtswidrige

Subvention vor, sofern nicht eine eu-

ropaweit harmonisierte Einführung

erreicht werden kann. Im zweiten Fall

tritt die öffentliche Hand mit Staats-

kraftwerken als Marktteilnehmer auf.

Ein solcher Eingriff ist ordnungspoli-

tisch fragwürdig, europarechtlich pro-

blematisch und ökonomisch ineffi-

zienter als eine Unterstützung privater

Akteure.

Die Generierung von Investitionsan-

reizen zum Bau von Gasturbinen-

kraftwerken mit Hilfe des EU ETS ist

problematisch, aber in gewissem Um-

fang möglich. Hierbei sind ökonomi-

sche, politische und europarechtliche

Restriktionen zu beachten. Im Rah-

men weiterer Forschung sollte daher

untersucht werden, ob andere Kon-

zepte neben der Ausgestaltung des

Emissionshandels, allein oder flankie-

rend zu dem hier vorgeschlagenen

Ansatz, einen noch höheren Zielerrei-

chungsgrad versprechen.

� Martin Büdenbender

� (0251) 83-2 28 94

� martin.buedenbender@
ifg-muenster.de

Abb. 1: Jahreslastkurve Deutschland
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Mittlerweile sind seit der Marktöff-

nung des deutschen Telekommunika-

tionssektors zehn Jahre vergangen

und in einer ersten Bilanz können die

bisherigen Ergebnisse der sektorspe-

zifischen Regulierung als Erfolg ge-

wertet werden. Insbesondere die Ver-

braucher haben von sinkenden Prei-

sen und einem gesteigerten Innovati-

onstempo der Branche infolge der zu-

nehmenden Wettbewerbsintensität

profitiert. So sind die Preise für natio-

nale und internationale Ferngespräche

in den letzten zehn Jahren um im

Durchschnitt mehr als 50 Prozent ge-

fallen. Der Umsatzanteil der alternati-

ven Anbieter beträgt inzwischen 38

Prozent der gesamten im Festnetzseg-

ment erzielten Umsätze. Auf den End-

kundenmärkten ist der Wettbewerb in-

zwischen so weit fortgeschritten, dass

heute über die Überführung einzelner

Marktsegmente in das allgemeine

Wettbewerbsrecht diskutiert wird.

Lediglich auf dem Endkundenmarkt

für Teilnehmeranschlüsse ist noch

eine beträchtliche Marktmacht der

Deutschen Telekom AG mit einem

Marktanteil von 80 Prozent festzustel-

len. Diese monopolistische Behar-

rungstendenz hängt unmittelbar zu-

sammen mit den ökonomischen Ei-

genschaften der Teilnehmeranschluss-

leitung (TAL), mit der die einzelnen

Endkunden an das Telekommunikati-

onsnetz angeschlossen werden. Die-

ses auch „letzte Meile“ genannte

Netzelement stellt eine sogenannte

monopolistische Bottleneck-Einrich-

tung dar. Das bedeutet, dass es für die

alternativen Anbieter ökonomisch in-

effizient wäre, eigene Infrastruktur

parallel zu den Leitungen der Deut-

schen Telekom zu verlegen. Aus die-

sem Grund hat die Bundesnetzagentur

als zuständige Regulierungsbehörde

die Telekom verpflichtet, alternativen

Anbietern zu regulierten Konditionen

Zugang zu diesem Leitungsabschnitt

zu gewähren, so dass diese die TAL

von der Telekom anmieten und an ihr

eigenes Netz anschließen können.

Damit ist gewährleistet, dass alterna-

tive Anbieter mit vollwertigen Tele-

fonanschlüssen auf der Basis eigener

Infrastruktur am Markt auftreten kön-

nen. Zusätzlich zur TAL können die

Marktteilnehmer auf weitere Vorleis-

tungsprodukte zurückgreifen, die die

Deutsche Telekom und auch andere

infrastrukturbasierte Anbieter auf-

grund von Verpflichtungen seitens der

Bundesnetzagentur oder als „freiwilli-

ges“ Angebot bereitstellen.

Aus diesem Vorleistungsportfolio er-

geben sich in Kombination mit eige-

nen Netzelementen für die alternati-

ven Anbieter verschiedene Optionen,

sich strategisch am Markt zu positio-

nieren. Im Rahmen dieses For-

schungsprojekts erfolgt ein umfassen-

der Überblick über diese Anbieter-

struktur und darauf aufbauend eine

Identifizierung verschiedener homo-

gener Strategietypen, denen sich die

einzelnen Anbieter zuordnen lassen.

Als entscheidende Merkmale zur

Klassifizierung wurden der Bereich

der Wertschöpfungskette, auf den sich

die Anbieter konzentrieren, sowie der

vertikale Integrationsgrad herausgear-

beitet (s. Grafik).

Ausgehend von dieser Systematisie-

rung wird die relativ homogene Grup-

pe der Vollanschlussanbieter näher

untersucht. Die Unternehmen, die die-

ser strategischen Gruppe zuzuordnen

sind, zeichnen sich dadurch aus, dass

sie vollwertige Telefonanschlüsse auf

dem Endkundenmarkt anbieten und

dabei sowohl auf eigene Netztechnik

und Leitungen als auch auf infrastruk-

turbezogene Vorleistungen von ande-

ren Anbietern zurückgreifen. Ziel der

Analyse ist ein Benchmarking der al-

ternativen Anbieter in Deutschland

und darauf aufbauend die Identifizie-

rung wesentlicher Bestimmungsgrün-

de für die Positionierung der einzel-

nen Anbieter innerhalb dieses Ran-

kings. 

Hierzu wird zunächst für jedes unter-

suchte Unternehmen aus jahresab-

schlussbezogenen Daten mittels einer

Data Envelopment Analysis (DEA)

ein Effizienzscore ermittelt. Bei der

DEA handelt es sich um einen innova-

tiven nicht-parametrischen Ansatz der

Ein Benchmarking-Ansatz 
Ein gutes Jahrzehnt nach dem Beginn der Liberalisierung sind zahlreiche Telekommunika-
tionsanbieter auf dem deutschen Markt aktiv. Mittels eines innovativen Benchmarking-An-
satzes wird untersucht, welche Geschäftsmodelle erfolgversprechend sind und welche Im-
plikationen sich daraus für die Regulierung ergeben.

Vertikale Integration und Effizienz auf dem deutschen 
Telekommunikationsmarkt
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mathematischen Programmierung,

mit dessen Hilfe sich auch ohne de-

taillierte Kenntnis der zugrundelie-

genden Produktionsfunktion und bei

multiplen Input- und Outputfaktoren

die Effizienz von Wirtschaftseinhei-

ten bestimmen lässt. Ausgehend von

der sich daraus ergebenden Effizienz-

rangfolge wird nach Erklärungsfakto-

ren für ein gutes oder schlechtes Ab-

schneiden der einzelnen Unternehmen

gesucht. 

Hierbei stehen zwei Faktoren beson-

ders im Vordergrund. Zum einen wird

der Einfluss der Unternehmensgröße

auf die relative Effizienz der Tele-

kommunikationsanbieter untersucht.

Nach vorherrschender Meinung sind

Größenvorteile in den meisten Berei-

chen des Telekommunikationsnetzes

weitgehend ausgeschöpft und haben

somit keinen großen Einfluss auf die

Produktionseffizienz. In der Praxis

bedeutet dies, dass kleinere regionale

Anbieter genauso effizient produzie-

ren können wie deutschlandweit auf-

tretende Telekommunikationsunter-

nehmen. Ein zweiter Faktor, dessen

Einfluss auf die produktive Effizienz

der Anbieter untersucht wird, ist der

vertikale Integrationsgrad. Bisherige

Untersuchungen deuten darauf hin,

dass ein positiver Zusammenhang

zwischen Effizienz und Integrations-

grad besteht, also Telekommunikati-

onsanbieter effizienter produzieren,

wenn sie möglichst viele Stufen der

Wertschöpfungskette mit eigener In-

frastruktur abdecken und nur in gerin-

gem Maße auf Vorleistungen anderer

Anbieter zurückgreifen müssen. Hier

werden Koordinationsvorteile zwi-

schen den einzelnen Netzebenen

durch die Vermeidung zwischenbe-

trieblicher Schnittstellen vermutet. 

Der Einfluss dieser beiden Faktoren

auf die Effizienz der Anbieter ist bis-

lang empirisch wenig abgesichert,

spielt aber eine wesentliche Rolle im

Hinblick auf die aktuell auf EU-

Ebene geführte Diskussion um die

funktionale Separierung, d.h. die

mögliche Aufspaltung des marktbe-

herrschenden Unternehmens zur För-

derung des Wettbewerbs. Gegenwär-

tig sind die ehemaligen Monopolisten

in den meisten Ländern der EU voll-

ständig vertikal integriert, treten also

sowohl auf dem Endkundenmarkt als

auch auf dem Vorleistungsmarkt als

Anbieter auf. Nach dem Willen der

EU-Kommission sollen die nationalen

Regulierungsbehörden in Zukunft die

Möglichkeit bekommen, die Separie-

rung des marktbeherrschenden Unter-

nehmens in einen Vorleistungs- und

Endkundenanbieter oder einen Netz-

betreiber und einen Diensteanbieter

zu verfügen. Gibt es signifikante Grö-

ßenvorteile oder Integrationsvorteile

zwischen den verschiedenen Infra-

strukturkomponenten, könnten diese

nach einer Separierung nicht mehr ge-

nutzt werden. Somit müssten die

Wettbewerbsbehinderungen durch die

vertikale Integration schwerwiegend

sein, um einen solchen Eingriff vor

dem Hintergrund dieser Ergebnisse zu

rechtfertigen.

Eine Analyse der Ursachen für mögli-

che Größen- oder Integrationsvorteile

sowie eine Untersuchung des Um-

fangs und der Determinanten der von

Seiten der alternativen Anbieter unter-

stellten Wettbewerbsbehinderungen

durch die vertikale Integration erge-

ben sich als weiterführende Aufga-

ben, die im Rahmen dieses For-

schungsprojekts zum Thema funktio-

nale Separierung angegangen werden

sollen. In der Analyse muss insbeson-

dere der technologische Wandel hin

zu einer neuen Netzstruktur (Next Ge-

neration Networks) berücksichtigt

werden, der einen entscheidenden

Einfluss auf die beschriebenen Frage-

stellungen ausübt.
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Kooperationen in der Versicherungswirtschaft

Seminar zur Unternehmenskooperation

Im Zuge wirtschaftlicher und gesell-

schaftspolitischer Veränderungen, wie

beispielsweise der Deregulierung des

deutschen Versicherungsmarkts, der

zunehmenden Globalisierung und der

demographischen Entwicklung, gera-

ten die traditionellen Geschäftsmodel-

le von Versicherern zunehmend unter

Druck. Um in diesem kompetitiven

Umfeld bestehen zu können, konzen-

trieren sich die Versicherungsunter-

nehmen vermehrt auf ihre Kernkom-

petenzen und kooperieren mit anderen

Finanzdienstleistern, aber auch mit

branchenfremden Partnern.

Mit einer zunehmenden Fokussierung

auf die eigenen Kernkompetenzen

geht vermehrt ein Outsourcing von

Funktionen einher. Betraf dies in der

Vergangenheit noch überwiegend sehr

versicherungsferne Wertaktivitäten,

so rücken aktuell auch versicherungs-

nahe Tätigkeiten in das Blickfeld, so-

lange sie nicht für die Differenzierung

des Versicherers im Wettbewerb ver-

antwortlich sind.

Neben einer Auslagerung von Aktivi-

täten greifen Versicherer verstärkt auf

die Kompetenzen von Partnerunter-

nehmen zu. Im Rahmen des Schaden-

managements etwa ermöglicht die

Zusammenarbeit mit Werkstätten und

Reparaturbetrieben, dem Versicherten

anstelle einer finanziellen Entschädi-

gung auch die materielle Behebung

seines Schadens anzubieten. Auf

diese Weise wird nicht nur die Kun-

denbindung erhöht, sondern es lassen

sich auch Kosten durch Vereinbarung

von günstigen Konditionen mit den

Handwerksdienstleistern senken.

Im Versicherungsvertrieb besteht

ebenfalls eine Vielzahl von Koopera-

tionsmöglichkeiten mit unterschiedli-

chen Partnern. Im Rahmen einer All-

finanzstrategie kooperieren beispiels-

weise Versicherer mit Banken, um ei-

nerseits ganzheitliche Finanzdienst-

leistungen aus einer Hand anbieten

und andererseits vom Filialnetz der

Banken profitieren zu können. Darü-

ber hinaus verspricht auch die Zusam-

menarbeit mit sogenannten Client

Ownern wie Automobilherstellern

und Einzelhändlern zusätzliches Er-

tragspotenzial. Hierbei ist jedoch zu

beachten, dass die ausgewählten Ver-

sicherungsprodukte zum Vertriebs-

partner passen und für den Kunden

nicht zu erklärungsbedürftig sind.

Beispielsweise lässt sich eine Kfz-

Versicherung einfacher über einen

Automobilhersteller vertreiben als

eine fondsgebundene Lebensversi-

cherung über einen Einzelhändler.

Ein immer intensiverer Wettbewerbsdruck, Veränderungen im Nachfragerverhalten sowie
der rasante Fortschritt in der Informations- und Kommunikationstechnologie stellen die
deutschen Versicherungsunternehmen vor neue Herausforderungen. Um diesen zu begeg-
nen, setzen die Versicherer zunehmend auf Kooperationen. Deren Ausgestaltung, Ursa-
chen, Wirkungen und Ziele wurden im Seminar zur Unternehmenskooperation untersucht.

Auswahl der behandelten The-

men des Seminars:

– Aktives Schadenmanagement als

Wettbewerbsvorteil – der Aufbau

von Werkstättennetzwerken in der

Kfz-Versicherung

– Fremdvergabe der Internen Revi-

sion – eine Beurteilung der Chan-

cen und Risiken aus Sicht kleiner

und mittlerer Versicherungsunter-

nehmen

– Bancassurance im genossen-

schaftlichen FinanzVerbund – eine

Analyse der Zusammenarbeit von

R+V mit den Genossenschaftsban-

ken

– Fusionen in der Versicherungs-

wirtschaft am Beispiel AXA-Win-

terthur

– Netzwerke in der Versicherungs-

wirtschaft – das Geschäftsmodell

MLP

– Akquisitionen als Bestandteil der

Internationalisierungsstrategie –

der Fall Swiss Life – AWD

– uvm.
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Das Partnerkonzept der Westfälischen Provinzial Versicherung bei
der Schadenregulierung

Praxisvortrag von Dr. Monika Sebold-Bender, Vorstandsmitglied 
Vor dem Hintergrund sinkender Margen in der Kfz-Versicherung und einem deutlich gestie-
genen Wettbewerbsdruck sind die Kfz-Versicherer mehr denn je gefordert, sich von ihren
Konkurrenten zu differenzieren. Aus diesem Grund hat die Westfälische Provinzial ein Part-
nerkonzept für die Schadenregulierung entwickelt, über das Dr. Monika Sebold-Bender im
Seminar zur Unternehmenskooperation referierte.

Seit einiger Zeit ist auf dem Kfz-Ver-

sicherungsmarkt ein intensiver Preis-

wettbewerb entbrannt, der die Ge-

schäftsmodelle der Versicherungsun-

ternehmen massiv unter Druck setzt.

Gleichzeitig erfordert eine stetig stei-

gende Anspruchshaltung der Kunden

eine klare Differenzierung der Kfz-

Versicherer von ihren Wettbewerbern.

Um diesen Herausforderungen zu be-

gegnen, konzentrieren sich die Versi-

cherungsunternehmen verstärkt auf

ihre Kernkompetenzen und setzen bei

der Erstellung von Ergänzungsleis-

tungen auf Kooperationspartner.

Die Westfälische Provinzial als Versi-

cherer der Sparkassen sieht ihre Kern-

kompetenz in einer besonderen Nähe

zum Kunden, die einerseits durch ihre

traditionelle Verankerung in der Regi-

on und andererseits durch das dichte

Filialnetz der Sparkassen begründet

ist. Um sich durch diese Kernkompe-

tenz in der Schadenregulierung von

der Konkurrenz zu differenzieren,

wurde ein Partnerkonzept erstellt, das

eine aktive Steuerung der Schadenbe-

hebung durch Kooperationen mit Kfz-

Werkstätten ermöglicht. War die

Schadenbearbeitung in der Vergan-

genheit noch stark juristisch geprägt,

rückt heute vermehrt eine ökonomi-

sche Betrachtung der Einflussfaktoren

auf den Schadenaufwand in den Vor-

dergrund. Durch eine umfassende Be-

ratung und Unterstützung des Kunden

während des gesamten Schadenregu-

lierungsprozesses sollen sowohl eine

hohe Qualität der Schadenbehebung

gewährleistet als auch überflüssige

Reparaturkosten vermieden werden.

Dadurch, dass die Westfälische Pro-

vinzial dem Kunden die Auswahl

einer geeigneten Werkstatt abnimmt,

wird dieser im Schadenfall deutlich

entlastet. Zudem wies Frau Dr. Se-

bold-Bender auf die Problematik hin,

dass im Zuge der Alterung der Gesell-

schaft mit einem abnehmenden Ange-

bot an qualifizierten Handwerkern zu

rechnen ist. Für private Verbraucher

wird es somit zunehmend problema-

tisch, zeitnah geeignete Dienstleister

für die Behebung von Schäden zu fin-

den. Die Kooperation mit Werkstätten

ermöglicht es jedoch, für die Kunden

der Provinzial eine zügige Schadenre-

gulierung sicherzustellen. Gleichzei-

tig ist der Versicherer in der Lage, mit

den Partnern im Werkstättennetzwerk

verbesserte Konditionen und Quali-

tätsanforderungen für die Leistungs-

erstellung auszuhandeln. Die Werk-

stätten profitieren wiederum durch

einen stetigen Auftragseingang von

der Westfälischen Provinzial und kür-

zeren Zahlungsfristen ihrer Rechnun-

gen.

Der sehr praxisnahe Vortrag von Dr.

Monika Sebold-Bender verdeutlichte

eindrucksvoll, wie die Westfälische

Provinzial durch ihr Partnerkonzept

ihre Kundennähe als Kernkompetenz

in die Schadenregulierung einbringt.

Im Anschluss an den Vortrag nutzten

die Studierenden die Gelegenheit zu

einer ausführlichen Diskussion über

mögliche Trends im Bereich der

Schadenbearbeitung.
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Dr. Monika Sebold-Bender ist Mit-

glied des Vorstandes der Westfäli-

schen Provinzial Versicherung AG.



Die Versicherungswirtschaft ist aktu-

ell durch einen intensiven Wettbe-

werbsdruck, Veränderungen im Nach-

fragerverhalten und zunehmende An-

forderungen der Regulierung im Rah-

men von Solvency II gekennzeichnet.

Um in diesem herausfordernden Um-

feld bestehen zu können, konzentrie-

ren sich Versicherungsunternehmen

verstärkt auf ihre Kernkompetenzen

und binden Kooperationspartner in

ihre Wertschöpfungskette ein. Wie

eine solche Zusammenarbeit funktio-

nieren kann, verdeutlichte Herr Kal-

lerhoff in seinem Vortrag anhand der

Stellung der R+V Versicherung im 

genossenschaftlichen Finanzverbund

anschaulich.

Die strategische Ausrichtung der R+V

Versicherung orientiert sich stark am

genossenschaftlichen FinanzVerbund.

So sind Unternehmensauftrag, -leit-

bild und -ziele der R+V auf die Ge-

nossenschaftsbanken ausgerichtet.

Bei der gemeinschaftlichen Produkt-

entwicklung mit Verbundpartnern wie

Union Investment finden deshalb die

Anforderungen der Volks- und Raiff-

eisenbanken an ein bankvertriebsfähi-

ges Versicherungsprodukt starke Be-

rücksichtigung. Darüber hinaus wer-

den die Genossenschaftsbanken bei

der Schulung ihrer Mitarbeiter im

Versicherungsvertrieb von der R+V

unterstützt. Zudem sind die Produkte

der R+V vollständig in die Bankver-

triebssysteme integriert, um den

Bankkunden ein reibungsloses Allfi-

nanzangebot unterbreiten zu können.

Heinz-Jürgen Kallerhoff zeigte sich

überzeugt, dass der Zusammenfüh-

rung von Bank- und Versicherungs-

produkten zu umfassenden Finanz-

dienstleistungen die Zukunft gehört

und vertrat die klare Meinung: „Versi-

cherungsgeschäft ist Kerngeschäft

einer Bank!“

Neben der gemeinsamen strategi-

schen Ausrichtung und dem Bankver-

trieb von Versicherungsprodukten er-

möglicht der FinanzVerbund der R+V,

weitere Synergien zu realisieren. So

lassen sich Größenvorteile durch ge-

meinschaftliche IT-Projekte sowie im

Einkauf durch eine gesteigerte Nach-

fragemacht erzielen.

Mit Heinz-Jürgen Kallerhoff konnte

ein sehr interessanter Gastredner für

das Seminar zur Unternehmenskoope-

ration gewonnen werden, der neben

wertvollen Einblicken in das Bezie-

hungsgefüge des genossenschaftli-

chen FinanzVerbunds auch eine sehr

anschauliche Darstellung der aktuel-

len Herausforderungen in der Versi-

cherungswirtschaft gab. In der an-

schließenden, lebhaften Diskussion

stellte er sich den zahlreichen Fragen

der Studierenden und schloss mit

einem Ausblick auf die zukünftige

Positionierung der R+V im Finanz-

Verbund.
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R+V Versicherung – der genossenschaftliche Versicherer

Praxisvortrag von Heinz-Jürgen Kallerhoff, Vorstandsmitglied

Im Zuge sich ändernder wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen ge-
winnen Strategische Allianzen und Netzwerke für Versicherungsunternehmen vermehrt an
Bedeutung. Über die Einbindung der R+V Versicherung in den FinanzVerbund und ihre Zu-
sammenarbeit mit den Genossenschaftsbanken sprach Heinz-Jürgen Kallerhoff im Semi-
nar zur Unternehmenskooperation.

Heinz-Jürgen Kallerhoff
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Die Rückkehr des Strategen? Aktuelle M&A-Trends im Fokus

Gastvortrag von Alexander Roos, Partner und Geschäftsführer der Boston
Consulting Group in der Vorlesung Unternehmenskooperation IV

Seit Beginn der Subprime-Krise ist das Transaktionsvolumen von Fusionen und Akquisitio-
nen erheblich gesunken. Alexander Roos machte in seinem Gastvortrag am 11. Juni 2008
im Rahmen der Vorlesung „Kooperationsmanagement“ (UK IV) deutlich, dass M&A den-
noch gerade in schwierigen Zeiten eine attraktive strategische Option darstellen. Roos
stellte den aktuellen Report der Boston Consulting Group vor, dem zufolge sich – im Ge-
gensatz zu früheren M&A-Trends – dabei der strategische Fokus der Transaktionen ver-
schoben habe: es komme zur „Rückkehr des Strategen“.

Noch bis Mitte 2007 war der globale

M&A-Markt durch massives Wachs-

tum gekennzeichnet. Ein einfacher

Zugang zu günstigem Fremdkapital in

Verbindung mit steigenden Verschul-

dungsgraden und niedrigen Besiche-

rungen der Kredite machten Unter-

nehmensübernahmen und Fusionen

gerade für internationale Private

Equity-Fonds höchst attraktiv. Mit der

Subprime-Krise änderte sich die Si-

tuation jedoch drastisch. Der M&A-

Experte Alexander Roos zeigte auf,

wie die steigenden Risikoprämien die

Refinanzierung der M&A-Transaktio-

nen verteuerten und zu einem Rück-

gang des Transaktionsvolumens um

monatlich bis zu 60% führten. Dabei

müsse bei der jüngsten Entwicklung

laut Roos differenziert werden: So

gehe der Einbruch vor allem auf die

abnehmenden Großtransaktionen der

Private Equity-Gesellschaften zurück.

Die Anzahl der kleineren, strategisch

motivierten Akquisitionen und Fusio-

nen hänge hingegen weitaus weniger

von den Veränderungen der Marktbe-

dingungen ab.

Vor diesem Hintergrund stellte Ale-

xander Roos die Ergebnisse des kürz-

lich veröffentlichten BCG-Reports

„The Return of the Strategist – Crea-

ting Value with M&A in Downturns”

vor, welcher auf einer quantitativen

Analyse von über 5.000 Transaktio-

nen im Zeitraum von 1992 bis 2007

basiert. Aktuell ändere sich die Aus-

richtung der M&A-Transaktionen

grundlegend. Große, rein finanziell

motivierte Deals wichen immer stär-

ker kleineren, längerfristig orientier-

ten Akquisitionen. Insbesondere Un-

ternehmensentflechtungen böten für

Käufer und Verkäufer bestimmter Un-

ternehmensteile deutliche Wertschaf-

fungspotenziale. Roos konnte quanti-

tativ belegen, dass sich dabei Restruk-

turierungs-Transaktionen als deutlich

erfolgreicher als expansiv orientierte

Akquisitionen herausstellten. 

Mit Alexander Roos konnte ein inte-

ressanter Gastredner gewonnen wer-

den, der neben dem gespannt aufge-

nommenen Vortrag auch interne Ein-

blicke in das Tagesgeschäft einer in-

ternational tätigen Unternehmensbe-

ratung gab und den Fragen der Studie-

renden schließlich ausführlich Rede

und Antwort stand. Der BCG-Report

„The Return of the Strategist – Crea-

ting Value with M&A in Downturns”

ist frei verfügbar und kann und unter

http://www.bcg.com/impact_experti-

se/publications/files/MA_Return_of_

the_Strategist__May_08.pdf  herun-

tergeladen werden.
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Alexander Roos 
während seines Vortrags in der Vorlesung

Unternehmenskooperation IV

��  Information

Alexander Roos ist Partner und Ge-

schäftsführer der Boston Consulting

Group und leitet von Berlin aus den

Geschäftsbereich Mergers & Acqui-

sitions für Europa.



Seinen Vortrag eröffnete Wilfried

Hollmann in seiner Eigenschaft als

Präsident des Zentralverbandes Ge-

werblicher Verbundgruppen mit einer

Aussage zur hohen Bedeutung von

Kooperationen im Handel: „Ein Le-

bensmitteleinzelhändler könnte heute

nicht mehr alleine überleben!“. Um

im Wettbewerb gegen die großen

Handelsketten bestehen zu können, ist

eine Zusammenarbeit mit anderen

Einzelhändlern unerlässlich. Diese

Erkenntnis übertrug Herr Hollmann

auf die Gesundheitswirtschaft und lei-

tete so zur Vorstellung der NOWEDA

eG und ihrer Stellung im Apotheken-

markt über.

Gesetze im Gesundheitswesen haben

in der Regel eine kurze Halbwertszeit

von unter einem Jahr. Aufgrund des-

sen sind Apotheker einer großen Um-

weltunsicherheit ausgesetzt. Entspre-

chend sieht Herr Hollmann die wich-

tigste Aufgabe der NOWEDA darin,

den Apothekern Sicherheit für ihren

Geschäftsbetrieb zu bieten. Dieses ge-

schieht zum einen über eine hohe ga-

rantierte Verzinsung ihrer Geschäfts-

anteile und zum anderen über die Er-

zielung und Weitergabe von Einkaufs-

vorteilen gegenüber der Pharmaindus-

trie. Zudem setzt sich die NOWEDA

in der Politik für die Interessen der

Apotheker ein. Ziel ist es, die inhaber-

geführte Apotheke zu erhalten und zu

stärken.

Die Erfolgsfaktoren der NOWEDA

liegen für Wilfried Hollmann in der

speziellen Ausgestaltung als Genos-

senschaft. So erhöht die Identität von

Eigentümern und Kunden nicht nur

die Identifikation der Mitglieder mit

der Genossenschaft, sondern reduziert

auch mögliche Interessenkonflikte.

Des Weiteren sind die Mitglieder über

die Generalversammlung in die Ge-

schäftstätigkeit der NOWEDA einge-

bunden und entscheiden somit über

deren strategische Ausrichtung. Diese

Mechanismen sorgen dafür, dass im

Gegensatz zu Aktiengesellschaften,

bei denen Aktionäre und Kunden als

unterschiedliche Anspruchsgruppen

mit verschiedenen Interessenlagen

aufeinandertreffen, bei Genossen-

schaften die Interessen der Mitglieder

gewahrt werden. Aufgrund dieser Be-

sonderheiten bezeichnete sich Herr

Hollmann als „Fan“ der Rechtsform

Genossenschaft.

In seinem kurzweiligen Vortrag ge-

lang es Wilfried Hollmann, die kom-

plexen Zusammenhänge zwischen

Apotheken, Pharmaindustrie und Re-

gulierung anschaulich zu verdeutli-

chen und die Stellung der NOWEDA

als Genossenschaft der Apotheker

aufzuzeigen. Abschließend nutzten

die Studierenden die Möglichkeit,

einzelne Aspekte des interessanten

Vortrags, wie beispielsweise die Zu-

kunft des Fremdbesitzverbots der

Apotheken, vertieft zu diskutieren.

Vorteile und Erfolgsfaktoren von Kooperationen am Beispiel der
NOWEDA eG Apothekergenossenschaft

Praxisvortrag von Wilfried Hollmann, Präsident des ZGV
Der Gesundheitsmarkt ist durch eine starke Regulierung und eine hohe Umweltunsicher-
heit gekennzeichnet. Über die Erfolgsfaktoren der NOWEDA eG in diesem schwierigen
Marktumfeld sowie die Besonderheiten genossenschaftlicher Kooperationen sprach Wil-
fried Hollmann in der Vorlesung „Grundlagen der Unternehmenskooperation“.
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Im Zentrum des Seminars „Internatio-

nale Kooperationen“ standen sowohl

die volkswirtschaftlichen als auch die

betriebswirtschaftlichen Facetten in-

ternationaler Unternehmenspartner-

schaften. Dabei wurden zwei zentrale

Trends identifiziert. Zum einen

kommt es im Zuge der Globalisierung

zu einer zunehmenden Verflechtung

des internationalen Güter- und

Dienstleistungshandels. Zum anderen

– eng verbunden mit dem Globalisie-

rungstrend – kommt es zur sukzessi-

ven Herausbildung einer „Cooperati-

ve Economy“. Unternehmen in allen

Wirtschaftsbereichen reagieren auf

die komplexen und hochdynamischen

Rahmenbedingungen, indem sie in

verstärktem Maße unterschiedliche

Formen von Kooperationen eingehen,

um im internationalen Umfeld ihre

Wettbewerbsfähigkeit sicherzustellen.

Diese beiden grundlegenden Trends

prägen die betrieblichen Prozesse und

Organisationsstrukturen entlang der

gesamten internationalen Wertschöp-

fungsketten. Für den Bereich der For-

schung und Entwicklung zeigte das

Beispiel der Kooperation von Sie-

mens und Microsoft zentrale Erfolgs-

faktoren internationaler Partnerschaf-

ten zur Produktentwicklung auf. Auch

die globale Beschaffung steht im Ein-

fluss der skizzierten Trends. Die Ro-

bert Bosch GmbH bietet ein bemer-

kenswertes Beispiel für die Bedeu-

tung eines professionellen relationa-

len Lieferantenmanagements für die

Stärkung der eigenen Wettbewerbsfä-

higkeit. Das Beispiel des Möbelkon-

zerns IKEA fokussierte die strategi-

sche Entscheidung zwischen einer ko-

operativen Form des Markteintrittes

(Franchising) und einer hierarchisch

organisierten Internationalisierung

(Akquisition). Eine volkswirtschaftli-

che Sicht bot die Analyse der kartell-

rechtlichen Beurteilung grenzüber-

schreitender Kooperationen. Hier

zeigte sich, dass die globalisierte

Ökonomie die Internationalisierung

des ehemals national orientierten Kar-

tellrechts erfordert. Auf europäischer

Ebene wird insbesondere der „More

Economic Approach“ betont, in des-

sen Zentrum eine stärkere Berück-

sichtigung der Effizienzaspekte von

Unternehmenskooperationen steht.

Angesichts der Chancen und Risiken

des neuen Regulierungsregimes wur-

de deutlich, dass die Stärkung ökono-

mischer Kompetenz sowohl bei den

kooperierenden Unternehmen als

auch bei den Regulierungsbehörden

in zunehmendem Maße notwendig ist.

Internationale Kooperationen

Seminar zur Unternehmenskooperation

Vor dem Hintergrund eines intensiven Wettbewerbs, schwer kalkulierbarer internationaler
Risiken und einem rasanten technologischen Wandel stellen internationale Kooperationen
eine flexible und attraktive Strategie in der globalisierten Wirtschaft dar. Gleichzeitig sind
grenzüberschreitende Kooperationen typischerweise mit besonderen Herausforderungen
verbunden. Das Seminar zur Unternehmenskooperation fokussierte kooperationsintensive,
globale Branchen und konkrete Fälle grenzüberschreitender Kooperationen. Es kam zu in-
teressanten und hochaktuellen Ergebnissen.
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Ausgewählte Seminarthemen:

– „Move to the middle“ in der in-

ternationalen Musikindustrie? Eine

Analyse aktueller Rahmenbedin-

gungen und organisatorischer Kon-

sequenzen

– Integration oder Kooperation?

Alternative Wertschöpfungsstrate-

gien für die textile Kette

– Transaktionales vs. relationales

Lieferantenmanagement – eine

Analyse internationaler Beschaf-

fungsstrategien am Beispiel der Ro-

bert Bosch GmbH

– Franchising oder Akquisition?

Eine Analyse internationaler

Markteintrittsstrategien am Bei-

spiel IKEA

– Die Internationalisierung der

BMW Gruppe – eine Analyse aus

Sicht der Lerntheorie der Interna-

tionalisierung

– Public Private Partnership als

Erfolgsmodell der Entwicklungs-

hilfe? Eine kooperationstheoreti-

sche Analyse

– „Learn local, act global“ – inter-

organisationales Wissensmanage-

ment am Beispiel Toyota



Zu Beginn des Seminars wurde eine

Übersicht über verschiedene Arten

von Informationsmängeln gegeben,

jeweils unter der Fragestellung, ob

diese einen wirtschaftspolitischen

Eingriff des Staates in den Markt

rechtfertigen und welche Probleme

hiermit verbunden sein können. Dies

wurde dann unter anderem auf die

Rechtfertigung des Verbraucherschut-

zes übertragen. 

Da die Politik nicht über vollständige

Informationen verfügen kann, kommt

auch nicht-staatlichen Akteuren im

wirtschaftspolitischen Entscheidungs-

prozess eine besondere Rolle zu. An-

hand zweier Beispiele – der wissen-

schaftlichen Politikberatung und dem

Lobbying – wurden die Wirkungswei-

sen sowie die Kosten und Nutzen der

Integration nicht-staatlicher Akteure

in das wirtschaftspolitische Gesche-

hen kritisch untersucht und reflektiert.

Auch die Position der Regulierungs-

behörde wurde agenturtheoretisch

analysiert und die Beziehung zwi-

schen Regulierer und reguliertem Un-

ternehmen unter dem Stichwort „Re-

gulatory Capture“ genauer betrachtet. 

Da die Wirtschaftspolitik zunehmend

internationaler wird, beschäftigten

sich gleich mehrere Referate zudem

mit der europäischen Dimension: So

wurden einerseits die Pfadabhängig-

keiten im Rechtsetzungsprozess der

Europäischen Union aus der Perspek-

tive der Transaktionskostentheorie be-

trachtet und andererseits die institu-

tionellen Ausgestaltungsmöglichkei-

ten der Europäischen Zentralbank

vorgestellt und intensiv diskutiert.

Eine weitere Arbeit befasste sich 

mit einer institutionenökonomischen

Analyse des More Economic Ap-

proach in der europäischen Wettbe-

werbspolitik. Einen hochaktuellen

Bezug zur Praxis hatten mehrere Re-

ferate zu den aktuellen Turbulenzen

der Finanzkrise. So wurde die Frage

nach einer stärkeren Finanzaufsicht

intensiv diskutiert und die Rolle der

Rating-Agenturen kritisch durch-

leuchtet. Insgesamt zeigte sich an der

Vielfalt der behandelten Themen, wie

komplex Wirtschaftspolitik ist und

dass sich aus der institutionenökono-

mischen Perspektive neue Erkenntnis-

se ableiten lassen.
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Institutionenökonomische Aspekte der Wirtschaftspolitik

Seminar zur Wirtschafts- und Finanzpolitik

Wirtschaftspolitik findet nicht im luftleeren Raum statt, sondern ist vielmehr eingebettet in
institutionelle Rahmenbedingungen. Gleichzeitig werden staatliche Eingriffe als Korrektiv
von Marktversagen häufig mit der Existenz von Informationsmängeln legitimiert. Bei wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen wie der Regulierung von Märkten fallen zudem Trans-
aktionskosten an und es müssen Prinzipal-Agenten-Beziehungen berücksichtigt werden.
Im Rahmen des Seminars wurden daher ausgewählte Teilbereiche der Wirtschaftspolitik
aus dem Blickwinkel der Institutionenökonomik genauer untersucht.

� Carsten Sander

� (0251) 83-2 28 99

� carsten.sander@
ifg-muenster.de

Auswahl der behandelten The-

men des Seminars:

– Lobbying: Kosten und Wir-

kungsweisen aus institutionenöko-

nomischer Sicht

– Eine institutionenökonomische

Analyse des More Economic Ap-

proach der Wettbewerbspolitik

– Regulatory Capture: eine Analy-

se der Beziehung zwischen Regu-

lierer und reguliertem Unternehmer

– Wessen Agent ist der Regulierer?

Eine agenturtheoretische Analyse

der Position des Regulierers

– Braucht es eine stärkere Finanz-

aufsicht? Eine institutionenökono-

mische Analyse der Subprime-

Krise

– Müssen Rating-Agenturen regu-

liert werden?

– Eine Transaktionskostenbetrach-

tung umweltökonomischer Instru-

mente – wie effizient sind die

Marktinstrumente?

– Die ökonomische Rechtferti-

gung des Verbraucherschutzes
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Alumni-Forum
Methodische Überlegungen zum Vergleich von 
Wirtschaftssystemen

Prof. Dr. Karl-Ernst Schenk

Eines der Themen, mit denen ich mich nach meiner Emeritierung intensiver beschäftigen
konnte, ist der bis dahin theorielose Systemvergleich, für einen Ökonomen ein frustrieren-
der Befund. Dazu kommt, dass die herrschenden Vorstellungen darüber, was Theorien ei-
gentlich leisten sollten, nämlich Zusammenhänge der Realität zu erfassen, kaum noch
ernsthaft genug verfolgt werden können. Und dies sollte nicht nur für Lehrbücher gelten,
sondern auch, um das Verständnis einer breiteren Öffentlichkeit zu fördern, das ohnehin
mit ideologischen Vorstellungen befrachtet ist. Dazu, wie diese Bilanz der VWL verbessert
werden könnte, will ich in aller Kürze einige Anmerkungen machen, die vielleicht auch für
Betriebswirte und Rechtswissenschaftler nicht uninteressant sind.

Spaltet die herrschende
„orthodoxe“ Rationalität

die Zunft der Ökonomen?

Nicht erst neuerdings liegt diese

Frage nahe, denn diese Art der ortho-

doxen Rationalität ökonomischer

Textbücher ist schon sehr früh in

Zweifel gezogen worden. Warum?

Weil sie beispielsweise beim Ziel der

Maximierung des Gewinns so stark

vereinfachende Umstände unterstellt,

dass dessen Realisierung nur noch

eine Frage der Logik ist. Es wird voll-

ständiges Wissen vorausgesetzt, was

die Grenzen menschlicher Erkenntnis

ausblendet. In Wirklichkeit verfügen

Akteure selten über mehr als frag-

mentarisches Wissen über aktuelle

und künftige Faktoren, die das Ergeb-

nis von Entscheidungen beeinflussen

und über die Gesetzmäßigkeiten, mit

denen dies geschieht. Und ihre kogni-

tiven Fähigkeiten werden überschätzt. 

Vollständigkeit scheitert ohnehin an

dem dafür erforderlichen Aufwand an

Ressourcen. Ähnlich kritische Ein-

wände gegenüber der herrschenden

ökonomischen Theorie waren ange-

sichts des offensichtlichen Versagens

von unbeaufsichtigten Finanzmärkten

kürzlich auf der Tagung von Nobel-

preisträgern in Lindau zu hören. Ganz

anders ist dieses Entscheidungsmo-

dell zu beurteilen, wenn es nicht bean-

sprucht, die relevante und komplexe

Wirklichkeit darzustellen, sondern

nur zu zeigen, welche Informationen

über den Verlauf von Kosten und Er-

trägen in Abhängigkeit vom Produkti-

onsvolumen oder anderen Gegeben-

heiten erforderlich sind. 

Nehmen wir als Beispiel die neoklas-

sische Marktformenlehre. Hierbei

wird eine bestimmte Situation unter-

sucht, was der Ideal-Vorstellung nahe

kommt, über die sich Karl Popper in

seiner „Logik der Forschung“ geäus-

sert hat: Die Anwendung der „situati-

ven Logik“, d.h. aus einzelnen Hand-

lungssituationen rationales Verhalten

abzuleiten. Dies macht Sinn, weil das

Ergebnis anhand von Experimenten

überprüft werden kann. Unsinnig

wird die Unterstellung „orthodox 

rationalen“ Verhaltens, wenn es 

um komplexe Gleichgewichtsmodelle

geht, etwa des Gleichgewichts von

Märkten oder ganzer Volkswirtschaf-

ten, wie bei der so genannten Wohl-

fahrtstheorie. Hierbei wird die kom-

plexe Wirklichkeit so stark reduziert,

als ob es bei einer Volkswirtschaft nur

um ein Marktsystem ginge, in dem

politische Vorgaben und Hierarchien

keine Rolle spielten. 

Fragen, die sich aus diesem Dilemma

ergeben: Muss deshalb der Vorschlag,

dass Menschen versuchen, in ihrer je-

weiligen Situation vernünftig (aus

guten Gründen) handeln, aufgegeben

werden? M.a.W.: Kann man solche, in

einem System sehr unterschiedliche

Situationen nicht in reduzierter Weise

berücksichtigen, wenn es um das Ver-

ständnis realer Zusammenhänge geht?

Sollte eine solche Vorgehensweise

nicht auch auf Beobachtungen der
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Realität angewiesen sein, und deshalb

widerlegbar, wie Popper dies für alle

wissenschaftlichen Aussagen fordert? 

Aus der Sicht von Unternehmen soll-

ten dabei auch und gerade die Auswir-

kungen staatlicher Regime der Wirt-

schaftspolitik im Mikro-Bereich er-

klärt werden können, während die Ge-

winnmaximierung zwar nebulöse

Vorstellungen erzeugt, aber das

Hauptthema der Klassiker, die Koor-

dination von Systemelementen, aus-

blendet. Die Interaktion von Organi-

sationen über Märkte wird ja nicht nur

durch das kommerzielle Regime mit

nur geringen – und für einen Wirt-

schaftszweig unspezifischen – Ein-

griffen in deren Autonomie konfron-

tiert. Anders ist dies durch Regime

wie die staatliche Regulierung und –

noch verstärkt – wenn der Staat die di-

rekte Leitung bestimmter Wirtschafts-

zweige beansprucht, wie beispiels-

weise von Netzen der Infrastruktur

(Eisenbahn, Post, Fernmeldewesen

usw.). Durch die letzten beiden Re-

gime verlagert sich ein Teil der Ver-

antwortung auf Regulierungsbehör-

den oder sogar auf Industrie-Ministe-

rien. Märkte werden dadurch „ausge-

dünnt“. An die Stelle des Wettbewerbs

zwischen mehreren Anbietern tritt bei

staatlicher Leitung häufig nur ein ein-

ziger Privilegierter mit „Hoflieferan-

ten-Status“, wie früher beispielsweise

in der Telekommunikation mit ihrer

damals notorischen technologischen

Rückständigkeit.

Um die gestellten Fragen zu be-

antworten, kann man von Regimen

der Wirtschaftspolitik ausgehen, mit

denen Unternehmen (oder Organisa-

tionen und Verwaltungen überhaupt)

konfrontiert werden und aus denen

natürlich teilweise substanzielle Ein-

schränkungen ihrer Autonomie resul-

tieren – aber eben unterschiedliche.

Die in dieser Hinsicht zu unterschei-

denden Regime sind beobachtbare

Tatbestände und es ist prinzipiell

möglich, unterschiedliche Industrie-

Populationen (d.h. Wirtschafts- und

Verwaltungszweige) der hier beispiel-

haft genannten (oder auch erweiterba-

ren) Zahl von Regimen zuzuweisen,

um dann vereinfacht mit Regime-Sek-

toren zu argumentieren. 

Sind Hierarchie- und
Marktkoordination 

beliebig austauschbar? 

Bei einer solchen systematischen,

aber reduzierten Betrachtung kommt

es jedoch nicht nur auf zutreffende

Antworten für einzelne Systeme an,

sondern auf ein Konzept, das sich

möglichst auf alle komplexen Indus-

trieländer anwenden lässt. Dabei kann

von der bereits erörterten Delegation

von Rechten ausgegangen werden,

die für Organisationen (wie Unterneh-

men) deren unterschiedliche Autono-

mie widerspiegeln: Delegation, die

sich der Staat gegenüber den Wirt-

schafts- und Verwaltungszweigen

vorbehält, und die erkennen lässt, wie

sich Unterschiede auf die Rechte der

betroffenen Organisationen auswir-

ken. Das Recht auf Marktzugang und

zum selbständigen Abschluss von

Verträgen ist das sicherlich wichtigste

Beispiel. In manchen Systemen, wie

etwa des sowjetischen Typs, war die-

ses Recht den Industrie-Ministerien

vorbehalten, bestehend aus vielstufi-

gen, mit der Governance von Unter-

nehmen betrauten Ebenen. Dies ist

mit der „Ausdünnung“ von Märkten

gemeint und damit natürlich auch mit

der veränderten, situativ-rationalen

Handlungsweise der Unternehmen,

des Managements und der Beschäftig-

ten als einer Reaktion darauf.

Prof. Dr. Karl-Ernst Schenk

geboren am 9. September 1929

Diplom-Volkswirt, Assistent am

Institut für Genossenschaftswe-

sen Münster seit 1963. 

Habilitation in Münster 1969 mit

Forschungs- und Lehrtätigkeit in

der VWL bis 1974. 

Danach Lehre und Forschung mit

den Schwerpunkten Außenwirt-

schaft und Vergleich von Wirt-

schaftsystemen an der Univer-

sität Hamburg.

Bis zur Emeritierung im Jahre

1994 Direktor des Instituts für

Außenhandel und Überseewirt-

schaft . 

Seitdem mehrere Veröffentlichun-

gen über Theorie der Wirtschafts-

systeme, der Institutionen und

ihrer Evolutions-Potenziale.
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Es gab einige Länder, wie beispiels-

weise Ungarn, in die wir mit Studie-

renden von Münster aus – und später

aus Hamburg – Exkursionen unter-

nommen haben. Und es gab Wissen-

schaftler, Handelskammer-Repräsen-

tanten und Manager, mit denen man

offen über die verschiedenen und ver-

breiteten Praktiken des „shirking“ und

„rent-seeking“ sprechen konnte. Sie

wurden von Unternehmen – und sogar

von ihren Kontrolleuren – angewandt,

um trotz eines miserablen Planes, der

allgemeinen Knappheitssituation und

der Qualitätsmisere bei vielen Ein-

satzgütern noch eine „erfolgreiche“

Planerfüllung durch die Unternehmen

melden zu können. Auch in die Litera-

tur über diese Systeme sind viele Be-

obachtungen eingeflossen, die solche

Verhaltensweisen, wie z.B. die wich-

tigen Funktionen schwarzer Märkte,

berichten. Heute würde man diesen

Zustand mit dem Anglizismus „Lock-

In“ umschreiben, weil er sich nur

durch eine grundlegende Systemände-

rung überwinden lässt. 

Um solche Verhaltensweisen zu erklä-

ren, kann man daher beobachten und

davon ausgehen, dass bei der Koordi-

nation zwischen Staat und den Er-

wähnten in unterschiedlichem Maße

solche Entscheidungsrechte oder

Rechtstitel delegiert worden sind.

Davon kommt desto weniger auf der

untersten Ebene an, je mehr davon

zwischengeschaltet sind, obwohl dort

die eigentlichen Probleme in unter-

schiedlich komplexen Umfeldern ge-

löst werden sollen. 

Mit anderen Worten: Die mehr oder

weniger autonome Organisationen

umfassenden Regime der Wirtschafts-

politik unterschiedlicher Wirtschafts-

zweige zeichnen sich durch unter-

schiedliche (komparative) Häufigkei-

ten des Vorkommens von Markt- bzw.

Hierarchiebeziehungen aus, die beob-

achtbar sind. Deshalb ist es wichtig,

diese Häufigkeitsverteilung auf die

drei Regime zu beobachten. Die Un-

terschiede zwischen den entsprechend

definierten Regime-Sektoren wirken

sich auf jeweils typische Weise sehr

unterschiedlich auf das Verhalten der

Beteiligten aus, insbesondere jedoch

auf deren wirtschaftliche Leistungsfä-

higkeit. Was liegt näher, als an diese

Häufigkeitsmerkmale der Koordi-

nation und der Wirtschaftsleistung

anzuknüpfen, um auf statistischer Ba-

sis Leistungsunterschiede von unter-

schiedlichen Wirtschafts-Sektoren

und von Industrieländern miteinander

zu vergleichen und zu erklären? 

Der Beitrag einer 
prozess-orientierten 
Theorie der Firma

In der neuen ökonomischen Theorie

der Firma, die vom britischen Ökono-

men Brian Loasby begründet worden

ist, einem der führenden Vertreter 

der ökonomischen Evolutionstheorie,

wird Wissen zum wichtigsten Thema:

Die Firma wird als ein Speicher unter-

schiedlicher Kategorien von Wissen

angesehen. Es wird in Form von spe-

zialisierten Fachkräften vorgehalten,

um der unvermeidlichen Ungewiss-

heit über zukünftige Anforderungen

aus dem Umfeld begegnen zu können

und sich Veränderungen durch „Ver-

such und Irrtums-Eliminierung“ rasch

anzupassen. Die „Selbstorganisation“

der Träger von Wissen bei der Lösung

von Problemen in einem komplexen

Umfeld – mit anderen Worten: bei der

Wahrnahme von Chancen und der

Vermeidung von Risiken – ist von sol-

chen Lernprozessen abhängig und

von weiteren Erfolgsfaktoren. Dies

wird durch empirische Forschungen

bestätigt und ebenso der – positive

oder negative – Zusammenhang zwi-

schen Governance-Praktiken und der

rationalen Reaktion von Beschäftig-

ten durch deren weitgehende (oder

fehlende) Identifikation mit den von

höchster Ebene vorgegebenen Zielen. 

Fazit 

Ob und wie lange die beiden ökono-

mischen Ansätze, der orthodoxe oder

der skizzierte und an Koordinations-

Prozessen orientierte, nebeneinander

leben werden, ist ungewiss. Dies

hängt unter anderem davon ab, ob die

erheblichen statistischen Anforderun-

gen, die sich aus der vorgeschlagenen

Sektorenbildung ergeben, zufrieden

stellend erfüllt werden können. Um

den Leistungsbeitrag eines Sektors zu

messen, ist Expertenwissen über die

für ihn maßgebenden Ordnungsmerk-

male erforderlich. Als die Input-Out-

put-Analyse vor einigen Jahrzehnten

eingeführt werden sollte, um Ver-

flechtungen zwischen Wirtschafts-

zweigen zu messen, wurde ein ähnli-

ches Expertise- und Erfassungs-Pro-

blem erfolgreich gelöst.

� Prof. Dr. Karl-Ernst Schenk

� 07 11/33 44 39

� ke.schenk.wiso

@t-online.de



Rund 120 Teilnehmer diskutierten bei

der Tagung unter dem Titel „Gesell-

schaftliche Trends und genossen-

schaftliches Wohnen“, wie heute

schon mit diesen Trends und ihren

Folgen umgegangen wird und werden

sollte. In interessanten Vorträgen wur-

den zahlreiche Impulse gegeben, wel-

che anschließend intensiv erörtert

wurden. 

Zunächst begrüßte Burghard Schnei-

der, Vorstandssprecher des VdW

Rheinland Westfalen, die Teilnehmer

und blickte hierbei auf elf erfolgrei-

che Veranstaltungen zurück. Die

Symposien seien ein gutes Beispiel

für eine funktionierende Kooperation

des IfG Münster mit dem VdW

Rheinland Westfalen und gleicherma-

ßen eine ideale Ergänzung für Wis-

senschaft und Praxis. Fasse man die

beiden Begriffe „Gesellschaftliche

Trends“ und „genossenschaftliches

Wohnen“ zusammen, ergäbe es das

Wort „Wohntrends“. Folglich sei es

wichtig, sich mit diesen zukünftigen

Wohntrends zu beschäftigen. Im An-

schluss stellte Frau Prof. Dr. Theresia

Theurl, geschäftsführende Direktorin

des IfG Münster, die Zusammenhänge

und Ursachen der Mobilität, der Indi-

vidualisierung und gesellschaftlichen

Polarisierung dar und leitete daraus

die zentralen Herausforderungen und

entsprechende Reaktionsmöglichkei-

ten für Wohnungsgenossenschaften

ab. Ulrich Bimberg, Vorstandsvorsit-

zender Spar- und Bauverein Solingen

eG, erläuterte im folgenden Vortrag

zum Trend Mobilität anhand des

Börkhauser Felds, wie heutzutage für

die „Generation Mobil“ adäquater

Wohnraum geschaffen werden kann.

Insbesondere ist es laut Ulrich Bim-

berg wichtig, Angebote für sogenann-

te Schwellenhaushalte zu schaffen.

Um der Forderung nach Mobilität ge-

recht zu werden, sollten bundesweit

die Wohnungsgenossenschaften soli-

darisch zusammenarbeiten.

Mobilität, Individualisierung und Polarisierung sind drei gesellschaftliche Trends, welche die
zukünftigen Wohnungsmärkte bestimmen werden. Es gilt, sich den Herausforderungen zu
stellen, sie insgesamt als Chance im Interesse der Wohnungsgenossenschaft zu sehen
und entsprechende Maßnahmen der Veränderungen einzuleiten. Dies war der einstimmige
Tenor der Teilnehmer des 12. Symposiums „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaf-
ten“, zu dem das Institut für Genossenschaftswesen der Universität Münster (IfG) und der
Verband der Wohnungswirtschaft Rheinland Westfalen (VdW) am 15. Oktober 2008 nach
Münster eingeladen hatten.
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Events/Veranstaltungen
Gesellschaftliche Trends und genossenschaftliches Wohnen

12. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

Uwe Schramm, WohnBau 
Westmünsterland eG, Borken

Karl-Heinz Abraham, 
Wohnungsverein Herne eG

Ulrich Bimberg, Spar- und Bauverein 
Solingen eG
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Nach diesen Ausführungen ging Uwe

Schramm, Geschäftsführendes Vor-

standsmitglied der Wohnbau West-

münsterland eG, auf die wachsende

Mieterfluktuation ein, die sich

zwangsläufig aus der Mobilität ergibt.

Sein Vortrag stellte eine entsprechen-

de 5-Säulen-Strategie vor, um dieser

Herausforderung zu begegnen. Die

genannten Bausteine beinhalteten im

Einzelnen: Expansion, gesellschaftli-

ches Engagement, Personalentwick-

lung, Portfoliomanagement sowie

Marketingmaßnahmen.

Zum Thema Individualisierung refe-

rierte zunächst Karl-Heinz Abraham,

Vorstandsvorsitzender des Wohnungs-

vereins Herne eG. Er hob in seinem

Vortrag hervor, wie bei Neubaupro-

jekten die Selbstverwaltung für eine

höhere Wohnzufriedenheit und damit

eine stärkere Bindung und Identifika-

tion der Mitglieder mit der Wohnanla-

ge erfolgen kann. Hierfür müssten

aber klare Rahmenbedingungen zwi-

schen der Hausgemeinschaft und der

Genossenschaft vereinbart werden, so

Abraham. Rainer Heubrock, Ge-

schäftsführendes Vorstandsmitglied

der Wohnungsbaugenossenschaft Lü-

nen eG, erläuterte in seinem Vortrag,

wie die Mitglieder unter dem Motto

„Meine Wohnung mache ich mir

selbst“ in den Planungsprozess einbe-

zogen werden und somit maßgeblich

an der Grundrissgestaltung und Aus-

stattung ihrer Wohnung mitwirken

können.

Der dritte Trend, die Polarisierung,

wurde nach der Mittagspause in zwei

weiteren Vorträgen vertieft. Ralf 

Zimmer-Hegmann, Institut für Lan-

des- und Stadtentwicklungsforschung

gGmbH, stellte die These auf, dass

eine schrumpfende Mittelschicht und

eine schrumpfende Stadt zu einer Re-

naissance des gemeinwohlorientierten

Wohnens führen könnten.

Im abschließenden Vortrag der Ta-

gung referierte Johannes Hessel, Ge-

schäftsführendes Vorstandsmitglied

gws-Wohnen Dortmund-Süd eG, und

Susanne Smolen, Geschäftsführerin

SKF Sozialdienst Katholischer Frau-

en, in einem gemeinsamen Vortrag

zum Thema Schuldnerberatung. Hier-

bei gingen sie insbesondere darauf

ein, wie durch die Schuldnerberatung

sowohl den Mitgliedern als auch der

Wohnungsgenossenschaft geholfen

werden kann.

Das nächste Symposium der Reihe

„Perspektiven für Wohnungsgenos-

senschaften“ findet am 4. März 2009

wieder in Münster statt.

� Jörg-Matthias Böttiger

� (0251) 83-2 28 95

� joerg-matthias.boettiger@
ifg-muenster.de

Rainer Heubrock, 
Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG

Ralf Zimmer-Hegmann, Institut für Landes-
und Stadtentwicklungsforschung, Dortmund

Johannes Hessel, gws-Wohnen 
Dortmund-Süd eG

Susanne Smolen, SKF Sozialdienst 
Katholischer Frauen, Dortmund-Hörde

Prof. Dr. Theresia Theurl, Institut für 
Genossenschaftswesen, Münster



Kooperationen zwischen mittelständi-

schen Unternehmen finden in vielfäl-

tiger Form statt. Prof. Hendrikse be-

tonte, dass dies insbesondere auf die

sich ändernden Rahmenbedingungen

für mittelständische Unternehmen

sowie eine zunehmende Komplexität

zurückzuführen sei. Um diesen He-

rausforderungen zu begegnen, werden

mitunter genossenschaftliche und an-

dere Kooperationslösungen verein-

bart. Kees Wantenaar begründete die

Kooperationslogik der Campina

damit, dass durch die kooperative Zu-

sammenarbeit Qualitätsstandards ge-

setzt werden könnten. Die Mitglieder

verpflichten sich einerseits für die

Einhaltung dieser Standards und

könnten andererseits den Kunden

Qualität signalisieren. Sowohl Wante-

naar als auch Schmitz bestätigten,

dass sich die jeweiligen Unternehmen

konsequent zum genossenschaftli-

chen Geschäftsmodell bekennen und

dies auch umsetzen. Für eine erfolg-

reiche Umsetzung des Konzeptes

seien indes eine offene Kommunikati-

on, Transparenz und Überzeugung als

die wesentlichen Triebkräfte unab-

dingbar.

In Bezug auf die aktuelle Situation an

den Finanzmärkten, von der auch der

Mittelstand betroffen ist, hob Herr Dr.

Hanker hervor, dass Genossenschafts-

banken als „sichere Häfen“ anzusehen

seien, dies jedoch noch aktiver als bis-

her kommuniziert werden sollte. Herr

Prof. Hofinger stimmte dieser Ein-

schätzung zu und betonte, dass in Ös-

terreich eine starke genossenschaftli-

che Durchdringung vorliegt, so dass

Genossenschaftsbanken als wesentli-

cher Stabilitätsfaktor in diesen unru-

higen Tagen anzusehen sind. Genos-

senschaftsbanken erweisen sich somit

auch vor diesem Hintergrund als idea-

le Partner für die Finanzierung des

Mittelstandes. Frau Dr. Pester und

Herr Dr. Hanker bestätigten diese Ein-

schätzung, verwiesen zugleich aber

auch darauf, dass in dieser Hinsicht

zwar bereits Anstrengungen unter-

nommen wurden, das Potenzial je-

doch noch nicht ausgeschöpft sei.

Mittelständische Kunden der Volks-

bank Mittelhessen beispielsweise, so

Dr. Hanker, werden ins Ausland be-

gleitet. Ermöglicht wird dies dadurch,

dass auf die Dienste der „Volksbank

International“ sowie der „Raiffeisen

International“ zurückgegriffen wer-

den kann. Deutsche Genossenschafts-

banken können in ihren diesbezügli-

chen internationalen Aktivitäten auf

die Dienstleistungen der österrei-

chischen genossenschaftlichen Fi-

nanzverbünde zurückgreifen. Dies

war von vorneherein so beabsichtigt

und vereinbart. Es sollten keine Dop-

pelstrukturen aufgebaut werden.  

Kooperationen sind nicht zuletzt als

geeignete Organisationsform poten-

zieller Internationalisierungsbestre-

bungen des Mittelstandes zu verste-

hen. Laut Herrn Prof. Hendrikse wird

insbesondere bei verbundenen und

verwandten Tätigkeiten kooperiert,

wodurch sich eine internationale und

diversifizierte Wachstumsstrategie

verfolgen lässt. Herr Schmitz und

Herr Wantenaar bestätigten diese Aus-

führungen an dem Beispiel der inter-

nationalen Wachstumsbestrebungen

ihrer Unternehmen. Für Genossen-

schaften werfen derartige Internatio-

nalisierungs- und Kooperationsstrate-

gien die Frage auf, ob in der Folge

auch auf Verbandsebene darauf rea-

giert und noch enger zusammengear-

beitet werden sollte. Auf dem Podium

herrschte Einigkeit darüber, dass dies

erforderlich sei, dabei aber sowohl

Größen- und Kulturunterschiede als

auch Kosten und Risikoaspekte zu be-

rücksichtigen seien. Die aktuelle Zu-

sammenarbeit von Verbänden auf der
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Genossenschaften und Mittelstandsentwicklung

Podiumsdiskussion im Rahmen der XVI. Internationalen Genossenschafts-
wissenschaftlichen Tagung (IGT) am 8. Oktober 2008 in Köln 

An der von Frau Prof. Dr. Theresia Theurl geleiteten Podiumsdiskussion wirkten Frau Dr.
Marion Pester, Vorstand der DZ Privatbank Schweiz sowie die Herren Dr. Peter Hanker,
Vorstandsvorsitzender der Volksbank Mittelhessen eG, Prof. Dr. George Hendrikse, Depart-
ment Organization and Personnel Management der Erasmus Universität Rotterdam, Prof.
DDr. Hans Hofinger, Vorsitzender des Österreichischen Genossenschaftsverbandes Schul-
ze-Delitzsch, Werner Schmitz, Leiter Betriebswirtschaft der REWE Zentralfinanz eG und
Kees Wantenaar, Vorstandsvorsitzender der Campina teil und diskutierten kooperative
Strategien und ihren Beitrag zur Entwicklung des Mittelstandes.
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internationalen Ebene wurde als er-

folgreich eingeschätzt.

Im Rahmen der Diskussion auf dem

Podium und in der Beantwortung von

Anfragen aus dem Publikum wurde

klar, dass Kooperationsstrategien die

Entwicklung mittelständischer Unter-

nehmen fördern können sowie dass

genossenschaftliche Unternehmens-

netzwerke eine adäquate Organisati-

onsform für die mittelständische Wirt-

schaft darstellen. Dies gilt besonders

ausgeprägt für die Internationalisie-

rungs- sowie für die Finanzierungs-

strategien von kleinen und mittleren

Unternehmen. Darauf wies Frau Prof.

Dr. Theurl in ihrer Zusammenfassung

der Diskussionsergebnisse hin. Zu-

sätzlich sollte vor den aktuellen Ent-

wicklungen hervorgehoben werden,

dass das genossenschaftliche Ge-

schäftsmodell auf Langfristigkeit und

Stabilität setzt und so als ein Vertrau-

ensanker in einer Entwicklung wirken

könne, die durch Instabilität der Fi-

nanzmärkte und realwirtschaftliche

Abkühlung gekennzeichnet sei. Es

gilt, sich dessen bewusst zu sein und

dies auch entsprechend zu nutzen und

zu kommunizieren.

� Christian Strothmann

� (0251) 83-2 28 96

� christian.strothmann@
ifg-muenster.de

Internationaler Austausch über Stiftungskooperationen

Herbsttagung des Stiftungs-Arbeitskreises „Internationales“

Am 15. und 16. Oktober 2008 trafen sich auf Einladung des Bundesverbands Deutscher
Stiftungen in Zusammenarbeit mit der Haniel Stiftung sowie des Stipendienfonds E.ON
Ruhrgas über 50 Stiftungsvertreter, Wissenschaftler und Interessierte zu einem Gesprächs-
und Informationsaustausch in der Vertretung des Freistaats Bayern bei der Europäischen
Union in Brüssel.

Um die Vernetzung und Kommunika-

tion der Stiftungen in Deutschland zu

fördern, lädt der Bundesverband

Deutscher Stiftungen in regelmäßigen

Abständen zu verschiedenen Arbeits-,

Gesprächskreisen und Foren ein.

Diese Kreise verstehen sich als Forum

der Information und Kommunikation

für Stiftungen, Politik, Öffentlichkeit

und interessierte Dritte. Im Oktober

2008 traf sich der Arbeitskreis „Inter-

nationales“ unter Leitung der Haniel

Stiftung zu seiner jährlichen Herbstta-

gung. Der Schwerpunkt des Arbeits-

kreises liegt auf Themenstellungen,

die für die Arbeit deutscher Stiftungen

im Ausland relevant sind. Neben

rechtlichen Fragen, zum Beispiel der

Besteuerung und Rechtsfähigkeit von

Stiftungen, stehen die Vorbereitung

und Durchführung von transnationa-

len Kooperationen sowie Erfahrungen

mit solchen Kooperationsprojekten

im Fokus der jährlichen Treffen. Auf-

grund des klaren Kooperationsfokus

nahm das Institut für Genossen-

schaftswesen bereits zum zweiten

Mal an diesem Arbeitskreistreffen teil

und wurde durch Anne Saxe vertreten. 

Standen letztes Jahr allgemein Stif-

tungskooperationen in Europa im

Mittelpunkt der Tagung, lenkte die

diesjährige Tagung unter dem Titel

„Internationaler Austausch durch Stif-

tungskooperationen in Europa –

Schwerpunkt Nord/Ost“ den Blick auf

eine bestimmte Region. Zur Einstim-

mung auf den Schwerpunkt hielt Herr

Prof. Dr. Bonwetsch ein Referat über

die europäischen Kultur- und Wissen-

schaftsbeziehungen aus russischer

Perspektive. Herr Prof. Bonwetsch ist

Direktor des deutschen historischen

Instituts in Moskau. Ziel seines Vor-

trages war unter anderem, deutschen

Stiftungen mögliche Ansatzpunkte

und Initiativmöglichkeiten aufzuzei-

gen, um aktuelle Entwicklungen in

Nord-Ost-Europa und speziell in

Russland positiv zu unterstützen. Die

rege Diskussion im Anschluss an den

Vortrag zeigte deutlich das große Inte-

resse deutscher Stiftungen an Nord-

Ost-Europa, sprach aber auch aktuelle

Probleme der Stiftungsarbeit bei Pro-

jekten vor Ort an. 

Dem Vortrag und der Diskussion folg-

ten die erstmals beim Arbeitskreistref-

fen 2007 in Hamburg erprobten „Foy-

ergespräche an Themenschwerpunk-

ten“. Diese wurden eingeführt, um

dem Arbeitskreisziel des regen Infor-

mations- und Kommunikationsaus-

tausches ausreichend Rechnung zu

tragen. Bereits bei der Einladung zum

Arbeitskreistreffen hat deshalb der



Bundesverband Deutscher

Stiftungen dazu aufgerufen,

Vorschläge zu Themengrup-

pen einzureichen. Wie im

letzten Jahr wurde der vom

Institut für Genossenschafts-

wesen eingereichte Vor-

schlag mit dem Stichwort

„Erfolgsfaktoren von Stif-

tungskooperationen“ als ein

Themenschwerpunkt ange-

nommen. Als einer von acht

Schwerpunkten konnte so

das Institut für Genossen-

schaftswesen im Rahmen

der eineinhalbstündigen

Foyergespräche zur themenorientier-

ten Vernetzung der Teilnehmer beitra-

gen und sich über den regen Besuch

seines Standes freuen. Intensiv disku-

tiert wurde zum Beispiel über die Er-

gebnisse der aktuellen Zustandserheb-

ung über Stiftungskooperationen in

Deutschland, die in Zusammenarbeit

mit dem Bundesverband Deutscher

Stiftungen durch das Institut für Ge-

nossenschaftswesen in diesem Jahr

durchgeführt wurde. Aber auch mög-

liche Probleme und Schwierigkeiten

von Stiftungskooperationen wurden

angesprochen. So wurde beispiels-

weise erörtert, ab wie vielen Koopera-

tionsteilnehmern der Marketingeffekt

einer Stiftungskooperation verpuffen

könnte, da bzw. wenn die Öffentlich-

keit nicht zwischen den einzelnen Ko-

operationsteilnehmern differenziere.

Darüber hinaus konnten am Themen-

schwerpunkt des Instituts das aktuell

laufende Forschungsvorhaben zum

Thema Stiftungskooperationen aus-

führlich vorgestellt und interessierte

Stiftungsvertreter für die momentan

laufende empirische Erhebung ge-

wonnen werden. 

Nach der themenorientierten Vernet-

zung an den verschiedenen Ständen

kam man wieder in dem schönen Vor-

tragssaal der Bayerischen Vertretung

in Brüssel zusammen. Es folgte eine

Diskussionsrunde zum Thema „Eu-

ropa, Schwerpunkt Skandinavien und

Baltikum – Stiftungen und modellhaf-

te Kooperationsprojekte“, die durch

Dr. Heinz-Rudi Spiegel vom Stifter-

verband für die Deutsche Wissen-

schaft geleitet wurde. Auch hier konn-

ten die Redner, Frau Julia Stöber von

der Norwegisch-Deutschen Willy-

Brandt-Stiftung, Herr Prof. Dr. Bernd

Henningsen, Leiter der Baltic Sea

School sowie Herr Dr. Steffen Bruen-

del, Programmleiter des Stipendien-

fonds E.ON Ruhrgas, interessante An-

satzpunkte für eine vernetzte Stif-

tungsarbeit geben. Auf Einladung des

Stipendienfonds E.ON Ruhrgas folgte

im Anschluss an das Panel ein kulina-

risches Abendessen in der Nähe der

Bayerischen Vertretung. Da aufgrund

aktueller Ereignisse viele Straßen

rund um das Europäische Parlament

bis tief in die Nacht abgesperrt waren,

wurde auf eine Erkundung Brüssels

bei Nacht verzichtet

und die rege Stif-

tungsvernetzung an

der hoteleigenen Bar

im Anschluss an das

Essen fortgeführt.

Dies ahnend, wurde

bereits am Mittwoch-

nachmittag der Ver-

anstaltungsbeginn

des nächsten Tages

um eine Stunde nach

hinten verschoben.

Ausgeschlafen konn-

te so einer weiteren

Panel- und Diskussi-

onsrunde zum Thema „Europa,

Schwerpunkt Russland – Annäherung

durch Austausch“ gefolgt werden. Im

Anschluss daran gab es durch die er-

neuten Foyergespräche die Möglich-

keit, am Vortag nicht besuchte Stände

aufzusuchen und die themenorientier-

te Vernetzung fortzusetzen. Dr. Ge-

rald Salole, Chief Executive des Euro-

pean Foundation Centre in Brüssel

hielt dann das Abschlussreferat mit

dem Thema „Europa in Vielfalt und

Freiheit – die europäische Stiftungs-

landschaft nach der Erweiterung“.

Nach dem Ausblick auf das nächste

Arbeitskreistreffen 2009 in Österreich

und einer kleinen Stärkung traten die

zum Teil von weit her gereisten Teil-

nehmer gut vernetzt ihre Heimreise

an. 

� Anne Saxe

� (0251) 83-2 28 98

� anne.saxe@
ifg-muenster.de
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Anne Saxe im Gespräch mit Stiftungsvertretern
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31. Hohenheimer Oberseminar an der Universität Hohenheim

Bei der traditionsreichen Veranstaltung diskutierten Professoren, Doktoranden und Nach-
wuchswissenschaftler ihre Forschungsprojekte und aktuelle industrieökonomische Frage-
stellungen. Das IfG war mit einem Forschungspapier und einem Korreferat vertreten.

Hohenheimer Oberseminar

Das 31. Treffen der Teilnehmer

des Hohenheimer Obersemi-

nars fand vom 13.-15. Novem-

ber an der Universität Hohen-

heim statt. Damit kamen die

Nachwuchswissenschaftler

und Professoren, die sich zu

diesem interuniversitären Dok-

torandennetzwerk zusammen-

geschlossen haben, seit langem

wieder an der namensgebenden

Universität im Stuttgarter Ortsteil Ho-

henheim zusammen. Vom Institut für

Genossenschaftswesen nahmen neben

Frau Prof. Dr. Theresia Theurl, Chris-

tian Harnisch, Konstantin Kolloge

und Carsten Sander teil.

Die Veranstaltung dient der Vorstel-

lung und Diskussion laufender For-

schungsprojekte in einem interuniver-

sitären Kreis und dem Austausch über

aktuelle industrieökonomische Fra-

gen. Traditionell werden die einge-

reichten Forschungspapiere durch

einen Korreferenten vorgestellt und

anschließend im Plenum diskutiert.

Aus diesen stets sehr konstruktiven

Diskussionsrunden ergeben sich für

die Autoren der Papiere wichtige Hin-

weise und Anregungen für das weite-

re Vorgehen und neue Ansatzpunkte

für ihre Arbeiten. Die Nachwuchsfor-

scher profitieren hierbei insbesondere

von der hochkarätigen Zusammenset-

zung des Teilnehmerkreises, zu dem

renommierte Professoren und Wissen-

schaftler mit verschiedenen Spezial-

gebieten aus dem Bereich der Indus-

trieökonomik ebenso gehören wie

Vertreter aus der Praxis.

Prof. Dr. Theurl hielt ein Korreferat

zum Thema „Sozialkapital und Ge-

sundheit in Europa: Was wir wissen –

und was nicht“ und konnte der Auto-

rin des Papiers wertvolle Anregungen

und weiterführende Ideen für ihr For-

schungsprojekt geben. Hilfreiche Im-

pulse für den weiteren Ablauf seines

Forschungsprojekts erhielt auch

Christian Harnisch, der mit einem Pa-

pier zur vertikalen Integration und Ef-

fizienz in der Telekommunikationsin-

dustrie vertreten war. 

Die inhaltlichen Schwerpunkte lagen

bei der diesjährigen Veranstaltung in

den Bereichen Gesundheits- und Me-

dienökonomik. Aus der Gesundheits-

ökonomik wurden neben dem von

Frau Theurl korreferierten Papier mo-

dellorientierte Ansätze zur Regulie-

rung des Arzneimittelmarktes und

zum räumlichen Wettbewerb von

Gesundheitsanbietern zur Diskus-

sion gestellt. In den medienöko-

nomischen Papieren wurden

unter anderem der Einfluss von

Anzeigenkunden auf die Tester-

gebnisse in deutschen Automaga-

zinen empirisch untersucht und

die Anreize für Cross Promotion

bei integrierten Medienkonzer-

nen modelliert. 

Abgerundet wurde das 31. Hohenhei-

mer Oberseminar durch die perfekte

Organisation und die eindrucksvollen

Tagungsräume im Schloss Hohen-

heim. Neben den fachlichen Diskus-

sionen im Rahmen des Plenums

wurde auch das Rahmenprogramm

von den Teilnehmern zum informel-

len Ideenaustausch mit alten Bekann-

ten und neuen Teilnehmern intensiv

genutzt. Das nächste Hohenheimer

Oberseminar findet im April 2009 an

der Helmut-Schmidt-Universität in

Hamburg statt.

� Christian Harnisch

� (0251) 83-2 28 93

� christian.harnisch@
ifg-muenster.de

Schloss Hohenheim
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In bewährter Tradition wird allen inte-

ressierten Studierenden sowie den be-

reits Studierenden des Wahlfachs in

jedem Semester die Gelegenheit ge-

geben, mehr über das Wahlfach, die

Aktivitäten des Instituts sowie über

die Mitarbeiter selbst zu erfahren.

Neben zahlreichen Informationen

konnten sich die Gäste an einem Buf-

fet bedienen, das in diesem Jahr unter

bayerischem Motto stand.

Nachdem von der Fakultät endgültig

die Umstellung des Studienabschlus-

ses vom tradierten Diplom hin zum

Bachelor und Master vollzogen

wurde, gehen einige Veränderungen

im allgemeinen Aufbau des Studiums,

aber auch in der Organisation des

Schwerpunkts Unternehmenskoope-

ration selbst einher. Auch aus diesem

Grund ist das informelle Informati-

onsangebot des Instituts, das neben

dem Kontakt zu den Mitarbeiten

immer auch Wert auf den direkten

Kontakt von interessierten Studieren-

den mit Frau Prof. Dr. Theurl selbst

legt, gerne und in großem Umfang an-

genommen worden. Über das Wahl-

fach hinaus ist dieser Abend immer

auch eine gute Möglichkeit für Stu-

dierende, die Forschungsschwerpunk-

te des Instituts, aktuelle Projekte und

die sehr enge Verzahnung mit der Pra-

xis erläutert zu bekommen. Gerade in

diesem Zusammenhang wird die be-

sondere praktische Relevanz dieses

Schwerpunkts für viele Berufsfelder

sehr deutlich. 

Die besondere Mischung aus zuerst

unverbindlich Interessierten, dann

Studierenden sowie schließlich be-

reits Absolventen des Wahlfachs ist

einer der besonderen Erfolgsfaktoren

des Kennenlernabends. Nicht zuletzt

deshalb sind schon jetzt alle Studie-

renden des Wahlfachs erneut herzlich

eingeladen, ihre Erfahrungen an den

kommenden Kennenlernabenden wei-

terzugeben.

Erfahrungsaustausch in gelassener Atmosphäre

Wie zu jedem Semesterbeginn hat das IfG auch zum Wintersemester 2008 einen Kennen-
lernabend für Interessierte und Studierende des Wahlfachs ausgerichtet.

Kennenlernabend des Wahlfachs Unternehmenskooperation

� Alexander Wesemann

� (0251) 83-2 28 03

� alexander.wesemann@
ifg-muenster.de
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Theresia Theurl 

Unternehmerische Kooperationsstrategien: 
Von der Existenzfähigkeit zur Wettbewerbsfähigkeit*

Kooperationen schaffen Werte. Nicht nur die Zusammenarbeit in Unternehmen, sondern
auch die Zusammenarbeit von Unternehmen über ihre Grenzen hinweg ermöglichen dies.
Das gilt jedoch nicht ohne Voraussetzungen. Eine davon ist, dass Kooperationen adäquat
nach innen und außen kommuniziert werden müssen, ein Element eines guten Manage-
ments. Viele Versicherungen stellen heute Unternehmensnetzwerke und komplexe Unter-
nehmensgruppen dar. Dies gilt auch für die Münchener-Rück-Gruppe. Dies soll Anlass
sein, einen kurzen Blick in die Geschichte der Unternehmenskooperation sowie auf zukünf-
tige Herausforderungen zu werfen.

Die umfangreiche Berichterstattung

über die Gründung gemeinsamer Un-

ternehmen sowie über die Unterzeich-

nung von Kooperationsverträgen

selbständig bleibender privater Unter-

nehmen lässt den Eindruck entstehen,

dass es sich bei Kooperationen um ein

neues Phänomen handelt. Dies ist je-

doch nicht der Fall, wie im Folgenden

kurz skizziert werden soll.     

Geschäftsmodell 
mit Tradition

Kooperationen sind keine Schöpfung

der industrialisierten Gesellschaft,

wenn sie auch mit deren Herausbil-

dung an Bedeutung gewonnen haben.

Auch in früheren historischen Epo-

chen wurden Kooperationen immer

dann „erfunden“ und gegründet, wenn

Unternehmen ihre Wettbewerbsfähig-

keit oder – noch grundlegender – ihre

Existenz sichern wollten. Dies gerät

meist in Vergessenheit, wenn heute

Strategische Allianzen und große,

weltumspannende Unternehmens-

gruppen betrachtet werden. Doch be-

reits in frühen Etappen der wirtschaft-

lichen Entwicklung führten eine Ver-

änderung der politischen Rahmenbe-

dingungen, technologische Entwick-

lungen, neue staatliche Regulierungen

sowie ein Wandel in den Präferenzen

der Menschen zu organisatorischen

Reaktionen. Fusions- und Akquisiti-

onswellen zeigt die Wirtschaftsge-

schichte ebenso auf wie Kooperati-

onswellen, wenngleich letztere in der

Literatur weniger Aufmerksamkeit

und nur in Ansätzen ihren Nieder-

schlag gefunden haben.

Kaufleute der Hanse

Unterschiedliche Interessen, jedoch

ein gemeinsames Ziel, führten zur Zu-

sammenarbeit der Kaufleute in der

Hanse. Die Entdeckung und Erschlie-

ßung neuer Regionen und Märkte

machte es notwendig, dort präsent zu

sein, um wirtschaftliche Möglichkei-

Theresia Theurl,
Geschäftsführende Direktorin des IfG Münster
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ten nutzen zu können. Um die Risiken

solcher wirtschaftlichen Exkursionen

zu verringern, schlossen sich Kauf-

leute zu Fahrtgemeinschaften zusam-

men, um so Schutz vor Überfällen zu

organisieren. Dies waren zuerst die

Kaufleute einer Stadt, dann solche

mehrerer Städte. Auf diese Weise ent-

stand etwa in Lübeck die Gotländi-

sche Genossenschaft, die Gemein-

schaft der deutschen Gotlandfahrer,

die deutschen Kaufleuten den Handel

in der Ostsee und später noch ferneren

Handelszielen ermöglichte. Bis zu

diesem Zeitpunkt war er in der Hand

der skandinavischen Kaufleute. Aus

den Fahrtgemeinschaften entwickel-

ten sich umfangreichere Kooperatio-

nen, die zum Beispiel darin bestan-

den, dass gemeinsam ausgewählte

Kontaktpersonen vor Ort tätig wur-

den, um dort die Transaktionen zu or-

ganisieren. Heute würden die so er-

möglichten Effekte als Synergien be-

zeichnet werden. Es war nicht mehr

notwendig, dass sich die einzelnen

Kaufleute selbst auf herausfordernde

und oft abenteuerliche Reisen bega-

ben. Sie konnten sich auf ihr eigentli-

ches Geschäft konzentrieren und ent-

wickelten in dieser historischen Epo-

che Innovationen in Rechungswesen

und Buchführung. Die Kooperation

von Kaufleuten einzelner Städte und

Regionen war also der Kern eines an-

wachsenden europäischen Handels-

und Wirtschaftsnetzes.

Fugger, Rothschilds, 
Medici

Im 17. Jahrhundert entstanden große

Händler-, Unternehmer- und Banken-

netzwerke, die von einzelnen weit

verzweigten Familien gegründet und

getragen wurden. Auch diese sind

Wurzeln kooperativer Unternehmens-

strategien. Am Beginn stand die un-

ternehmerische Tätigkeit, die über

den ursprünglichen Aktivitätsraum hi-

naus ausgeweitet werden sollte. Es

wurde jeweils ein Netz von Vertretern

mit speziellen Aufgaben aufgebaut.

Dabei handelte es sich am Beginn

ausschließlich um Mitglieder der en-

geren und weiteren Familien. Nur

ihnen wurde Vertrauen entgegenge-

bracht. Es waren also die weichen

Faktoren, die den Aktivitätsraum zu-

nehmend begrenzten. Erst später wur-

den Kommissionsgeschäfte entwi-

ckelt, in die auch Familienfremde ein-

bezogen wurden. Auf diese Weise ge-

lang es, wirtschaftlich sehr erfolgrei-

che Netzwerke aufzubauen. Die Fa-

milie der Medici entwickelte eine

Form von Franchising-Netzwerken,

während die Fugger allmählich dazu

übergingen, Angestellte als Händler

zu akzeptieren, ihren Vertrauensvor-

schuss also über die Familie hinaus

auszuweiten. Das Finanznetzwerk der

Rothschilds war weit verzweigt und

von vorneherein international ange-

legt. Die einzelnen Familienmitglie-

der bearbeiteten unterschiedliche Re-

gionen und Finanzzentren. Es gelang

ihnen über einen langen Zeitraum,

durch ihre Vernetzung schneller und

besser als die Konkurrenten zu sein.

Nicht zuletzt nutzten sie die Informa-

tions- und Transaktionskostenvorteile

in ihrem globalen Netzwerk, das am

Beginn die Finanzzentren Frankfurt,

Wien, Paris und London einbezog.

Genossenschaftliche 
Kooperationen

Eine stärker institutionalisierte Inno-

vation entstand mit der genossen-

schaftlichen Kooperation im 19. Jahr-

hundert. Die wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Umwälzungen führ-

ten nicht nur zu einem Mangel an Ka-

pital, sondern an selbständigen wirt-

schaftlichen Betätigungsmöglichkei-

ten überhaupt. Vor diesem Hinter-

grund bildete sich nun ein Kooperati-

onsmodell heraus, das – wie die be-

reits genannten Kooperationen auch –

auf der kollektiven Selbsthilfe beruh-

te. Anders als bei diesen stand hier

nicht die Expansion des Aktivitätsrau-

mes im Vordergrund, die eine Anpas-

sung an eine erste regionale Integrati-

onswelle ermöglichte, sondern der

Aufbau oder die Sicherung einer wirt-

schaftlichen Existenz überhaupt. Es
Händler-, Unternehmer- und Bankennetzwerke
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waren Kooperationen von Wirt-

schaftsgruppen, die nicht im interna-

tionalen Geschäft tätig, sondern lokal

verwurzelt waren. Sie gründeten eige-

ne Unternehmen, deren Aufgabe darin

bestand, gemeinsame Leistungen für

ihre Mitglieder zu organisieren oder

zu erbringen.

Historische Konstanten

Kooperationsaktivitäten wurden also

bereits früh sowohl in der mittelstän-

dischen Wirtschaft als auch von gro-

ßen und international tätigen Unter-

nehmen praktiziert. So zeigen sich in

der Geschichte der Unternehmensko-

operationen viele weitere Konstanten,

die hier nicht im Detail herausgear-

beitet werden können. Bei den Ko-

operationsmotiven und den Koopera-

tionsmechanismen, die sich durch die

Geschichte ziehen, zeigt sich, dass

hinter den gemeinsamen Aktivitäten

immer der Wunsch nach Wettbe-

werbsfähigkeit oder nach der Exis-

tenzfähigkeit stand. Die Möglichkeit,

die notwendige wirtschaftliche Größe

in der Produktion oder die von den

Nachfragern gewünschte Vielfalt zu

erreichen, Risiken zu verringern und

Innovationen zu schaffen, sind – na-

türlich jeweils in historischer Ausprä-

gung – die Mechanismen, mit denen

dies erreicht werden soll. Jede Koope-

ration, jedes Unternehmensnetzwerk

benötigt ein effektives Kooperations-

management. Immer zogen einzelne

Familienmitglieder in den Händler-,

Banken- und Unternehmensnetzwer-

ken die Fäden, die die Aktivitäten aus-

dehnen und die Netzwerke zusam-

menhalten sollten. Dies sind zentrale

Aufgaben eines Kooperationsmana-

gements. Ein solches wird für genos-

senschaftliche Kooperationen gesetz-

lich vorgeschrieben und auf diese

Weise werden spezielle Governance-

strukturen geschaffen. Ein solches

Management enthält viele Aufgaben.

Eine, die immer wichtiger wird, ist

die Kommunikation.

Erfolgsfaktor 
Kommunikation

Die Kooperationskommunikation ist

in jeder Phase des Kooperationsmana-

gements eine erfolgsentscheidende,

aber auch eine herausfordernde Auf-

gabe. Sie hat sich an alle Stakeholder

eines Netzwerkes zu richten, also

nach innen und nach außen. Hier sol-

len nur einige Aspekte angerissen

werden. Im Vordergrund stehen die

Informationen über die Kooperations-

ziele und den –zweck sowie eine kon-

tinuierliche Berichterstattung über die

Kooperationsergebnisse, ein Koope-

rationsreporting. Kommunikations-

strategien haben auf die einzelnen

Stakeholder abzustellen, müssen also

hinreichend differenziert sein. Dies

gilt vor allem auch deswegen, weil

Menschen aus unterschiedlichen Un-

ternehmenskulturen zusammenarbei-

ten und häufig abweichende Erwar-

tungen an die Zusammenarbeit haben.

Auch Geschäftspartner von Koopera-

tionen haben ein Interesse an den In-

halten der Kooperation sowie am Ver-

hältnis zwischen dem Netzwerk und

den selbständig bleibenden Unterneh-

men. Hier geht es darum, die Identität

der Kooperation zu konfigurieren und

zu kommunizieren. Es ist Aufgabe

des Kooperationsmanagements, trans-

parente Informations- und Kommuni-

kationsstrategien zu entwickeln und

eine entsprechende unternehmens-

grenzenüberschreitende Infrastruktur

aufzubauen. Diese Anforderungen

werden mit der Zunahme von Koope-

rationen bei wissensintensiven

Dienstleistungen, wie es auch jene

von Versicherungsunternehmen sind,

noch weiter ansteigen.

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der 9. Schlierseer Ge-
spräche der Münchener Rückversi-
cherungs-Gesellschaft am 09.10.2008
im Landhaus am Schliersee.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Erfolgsfaktor Kommunikation
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Unternehmensführung: Bedingungen für erfolgreiche Netzwerke*

Viele Netzwerke von Unternehmen existieren und in vielen Branchen werden neue gegrün-
det. Sie weisen eine große Vielfalt auf und unterscheiden sich nicht zuletzt durch ihren Er-
folg. Ein Netzwerk zu gründen, bedeutet noch keine Erfolgsgarantie. Entsprechend lang
und aus vielen Einzelfällen abgeleitet sind die Listen mit Erfolgs- und mit Misserfolgsfakto-
ren.

Die vielen einzelnen Erfolgsfaktoren

können zusammengefasst werden in

eine allgemeine Erfolgsbedingung,

die für erfolgreiche Netzwerke not-

wendig, jedoch nicht hinreichend ist.

Dazu kommen einige spezielle Er-

folgsbedingungen, von denen in der

folgenden Zusammenfassung vier

ausgewählt werden.  

Effektives 
Netzwerkmanagement

Die allgemeine Erfolgsbedingung be-

steht darin, dass bereits vor der Grün-

dung ein effektives Netzwerkmanage-

ment institutionalisiert werden sollte.

Dieses hat auf die konkreten Umfeld-

bedingungen und Kooperationsziele

der Unternehmen sowie auf die Bran-

chengegebenheiten Bedacht zu neh-

men. Seine Einrichtung jedoch ist un-

abhängig von der konkreten Netz-

werkstrategie. Die standardisierte

Vorgangsweise deckt beide Formen

der Kooperationslogik ab, nämlich

sowohl additive als auch komplemen-

täre Kooperationen. Zu entscheiden,

über welche Wirkungskanäle die Ko-

operationserträge verwirklicht werden

sollen, ist bereits Aufgabe des Ma-

nagements. Dieses hat bereits mit der

ersten Prüfung der Netzwerkoption

einzusetzen. Einzelne Phasen mit

konkreten Aufgaben sind zu differen-

zieren und Rückkoppelungsschleifen

sind vorzusehen. Der Management-

prozess ist von einer kontinuierlichen

Erfolgskontrolle zu begleiten. Dazu

müssen fortlaufende Kommunikati-

onsaktivitäten kommen. Für das Netz-

werkmanagement sind Experten, In-

strumente sowie weitere Ressourcen

und entsprechende Infrastrukturen

vorzusehen.

Einzelne Phasen

Die Prüfung der strategischen Positio-

nierung eines selbständigen Unter-

nehmens kann mit der Entscheidung

für die Gründung eines Netzwerkes

oder dem Beitritt zu einem solchen

enden. Daher zählt auch diese Prü-

fung bereits zu den Aufgaben des

Netzwerkmanagements, wenngleich

es in dieser Phase meist erst in Ansät-

zen institutionalisiert ist. Auch die

Phase der internen Vorbereitung auf

eine Netzwerkmitgliedschaft findet

noch in den einzelnen Unternehmen

statt. Sie findet ihren Abschluss mit

der Prüfung geeigneter Kooperations-

formen und –partner. Im Vorfeld sind

die Kooperationsfähigkeit und –be-

reitschaft auszuloten. Vor allem aber

geht es um die Klärung der einzel-

wirtschaftlichen Kooperationsziele

sowie um die Prüfung möglicher

Schnittstellen. Die Phase der Institu-

tionalisierung des Netzwerkes beginnt

mit der Verhandlung mit den Koope-

rationspartnern und endet mit dem

Abschluss des Kooperationsvertrages.

Konkret sind neben den Netzwerkzie-

len die Spielregeln zu vereinbaren

ebenso wie die Leistungs- und Ent-
Netzwerklogik
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scheidungsstrukturen im Netzwerk.

So werden insgesamt die Arbeitstei-

lung im Netzwerk festgelegt und die

notwendigen Netzwerkinfrastruktu-

ren identifiziert. Erst dann ist das

Netzwerk funktionsfähig, und das

Management hat die Aufgabe, die In-

frastrukturen zu implementieren und

das Netzwerk auf die einzelnen be-

troffenen Funktionen und Abteilun-

gen herunterzubrechen. Netzwerk-

steuerung und Schnittstellenmanage-

ment treten nun neben den operativen

Aufgaben in den Vordergrund, und es

gilt, die vereinbarten Ziele zu errei-

chen. Aus der begleitenden Erfolgs-

kontrolle sind die Informationen über

den Netzwerkerfolg abzuleiten, die

den einzelnen Stakeholdern des Netz-

werkes auch zu kommunizieren sind.

Sie ist auch die Grundlage für Ent-

scheidungen über eine Rekonfigurati-

on oder die Auflösung eines Netzwer-

kes. Nicht alle Netzwerkpartner sind

sich der großen Bedeutung eines ef-

fektiven Managements bewusst, was

mit einer relativ hohen Misserfolgs-

quote korrespondiert. Die speziellen

Erfolgsbedingungen sind nicht losge-

löst vom Netzwerkmanagement zu

sehen. Es handelt sich vielmehr um

einzelne Aspekte, auf die besonderes

Gewicht zu legen ist.

Das Ganze sehen

In Netzwerken arbeiten selbständig

bleibende Unternehmen zusammen.

Das Gründungsmotiv besteht in einer

besseren Verwirklichung der Unter-

nehmensziele, als dies ohne Zusam-

menarbeit möglich wäre. Der Preis

besteht in einer Einschränkung der

Entscheidungsspielräume und dem

Entstehen von Abhängigkeit. Daraus

entsteht eine Anreizstruktur, die es in

Dilemmasituationen nahe legt, die

einzelwirtschaftlichen Vorteile anzu-

streben, ohne die Restriktionen zu be-

achten. Vor diesem Hintergrund ist es

notwendig, dass eine Person oder ein

Gremium oder eine Gesellschaft aus-

schließlich das Netzwerk als Ganzes

zu denken hat. Dies ist die Aufgabe

des Netzwerkmanagements, dem da-

her auch entsprechende Kompetenzen

zuzuweisen sind.

Netzwerkergebnis 
optimieren

Die Beiträge der einzelnen Netzwerk-

partner tragen zum Netzwerkergebnis

bei. Die Kooperationsrente bringt den

Anteil der Wertschöpfung zum Aus-

druck, der ohne Zusammenarbeit

nicht entstehen würde. Das Netzwerk-

management muss daher die Höhe der

Kooperationsrente abschätzen kön-

nen. Seine Aufgabe besteht darin,

diese Rente unter Berücksichtigung

der Netzwerkrestriktionen möglichst

hoch werden zu lassen. Daran schließt

sich die Aufgabe an, die Netzwerker-

träge gerecht auf die Partner zu vertei-

len. Dies setzt klare Regeln über die

Verrechnung von netzwerkinternen

Leistungsströmen sowie über die Ge-

winnverteilung voraus. Nicht eine

kurzfristige Optimierung kann die

Aufgabe sein, sondern es ist zu beach-

ten, dass Netzwerkinvestitionen zu tä-

tigen sind und dass Ausgleichsmaß-

nahmen zur Vermeidung struktureller

Verlierer notwendig werden können.

Wandel 
der Binnenstruktur

Die Komplexität und der Wandel der

netzwerkrelevanten Umwelt erfordern

es immer wieder, die Ausrichtung der

Netzwerke sowie ihre strategische Po-

sitionierung neu zu prüfen. Gleichzei-

tig erfordert die Zusammenarbeit eine

Stabilisierung der Binnenstrukturen,

um den Zusammenhalt sicherzustel-

len. Das Netzwerkmanagement hat

daher die Aufgabe, die notwendige

Flexibilität der Netzwerkstrukturen

sicherzustellen, parallel aber auf Sta-

bilität zu achten. Es gilt also, mit be-

hutsamen und kontinuierlichen An-

Spezielle Erfolgsbedingung
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passungen die notwendigen Verände-

rungen zu ermöglichen, dabei aber

unverwechselbar zu bleiben, also klar

zu signalisieren, wofür das Netzwerk

steht. Dabei können Leistungsbezie-

hungen und Infrastrukturen des Netz-

werkes einfacher angepasst werden

als die Spielregeln und die Kultur des

Netzwerkes.

Weiche Faktoren

Die Formulierung und die Überwa-

chung der Spielregeln der Zusammen-

arbeit zählen zu den Aufgaben des

Netzwerkmanagements. Doch nicht

alle Tatbestände sind kontrollierbar.

Zur Steuerung eines Netzwerkes sind

neben formellen Regeln immer auch

Elemente eines „Cultivate and Com-

municate“ notwendig. Anders formu-

liert: Vertrauen und Sozialkapital sind

aufzubauen, Kommunikation ist si-

cherzustellen. Es geht also um die

Förderung weicher Faktoren, die zum

Netzwerkerfolg beitragen. Ein Trust-

Management ist ein konstituierendes

Element des Netzwerkmanagements.

Es enthält alle Investitionen in Ver-

trauen und Sozialkapital. Zu diesen

zählen ein konsistentes Geschäftsmo-

dell des Netzwerkes sowie die Glaub-

würdigkeit der Entscheidungsträger.

Damit sich Vertrauen entwickeln

kann, müssen im Netzwerk Vorkeh-

rungen geschaffen werden. Auch ein

Netholder-Management ist Teil des

Netzwerkmanagements. Es enthält

alle Maßnahmen der Kommunikation

sowie zur Bindung der einzelnen Sta-

keholder an das Netzwerk. Es ist evi-

dent, dass es sich hier um einen sehr

wichtigen Erfolgsfaktor handelt, der

jedoch nicht einfach sicherzustellen

ist und dem daher in vielen Netzwer-

ken zu wenig Gewicht beigemessen

wird.

Fazit

Nicht alle Netzwerke sind erfolgreich.

Dies kann festgestellt werden, wenn

die Ergebnisse an den Netzwerkzielen

oder an objektiven ökonomischen Er-

folgsindikatoren gemessen werden.

Die langen Listen mit ihren punktuel-

len Erfolgsfaktoren sind wenig hilf-

reich, wenn es darum geht, bereits bei

der Gründung strukturelle Erfolgsbe-

dingungen zu verankern. Solche sind

aber untrennbar mit der Institutionali-

sierung eines effektiven Netzwerkma-

nagements mit klaren Kompetenzen

und Verantwortungen verbunden.

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der Fachtagung Forum
Führungskunst der DATEV am
13.06.2008 in Nürnberg.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de

Theresia Theurl

Genossenschaftliche Mitgliedschaft: 
Erfolg durch Vertrauen und Vertrauen durch Erfolg*

Seit Jahren nimmt das Vertrauen in Politiker und Manager kontinuierlich ab. Nicht überra-
schend hat sich in den letzten Monaten das Vertrauen der Menschen in Banken und Bank-
manager deutlich abgeschwächt. Hier wird argumentiert, dass die genossenschaftliche Mit-
gliedschaft als ein Vertrauensanker interpretiert werden kann, der – richtig verstanden und
offensiv genutzt – als Auslöser einer Vertrauensspirale wirken kann.

Die Immobilienkrise, ausgelöst in den

USA, hat inzwischen die meisten Fi-

nanzmarktsegmente und viele Volks-

wirtschaften erreicht. Verbunden mit

diesen Entwicklungen hat das Ver-

trauen, das Menschen Banken entge-

gen bringen, stark gelitten. Nicht nur

die Probleme auf den Finanzmärkten

werden als Begründung angeführt,

sondern generell ein intransparentes

Agieren von Banken, eine einseitige

Beratung, kurzfristiges Renditestre-

ben und die Vernachlässigung des

Kundenkontakts. Nicht selten werden

zusätzlich eine fehlende Verankerung

der Banken in der Region und bei der

Bevölkerung sowie das Fehlen einer

klaren Unternehmensidentität ge-

nannt. Das Systemvertrauen in Fi-

nanzmärkte, aber auch in Banken,

scheint verloren gegangen zu sein. Es

liegt also nahe zu fragen, ob Genos-

senschaftsbanken ein Differenzie-

rungsmerkmal anzubieten haben, das
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es ihnen ermöglicht, Vertrauen (wie-

der) aufzubauen und davon selbst

wirtschaftliche Vorteile zu haben.

Vertrauensanker

Alle Erfahrungen zeigen, dass es nicht

erfolgreich ist, Vertrauen zu fordern.

Voraussetzung für den Aufbau von

Vertrauen sind erstens vertrauenswür-

dige Entscheidungsträger und zwei-

tens Vertrauensanker, an denen sich

Menschen orientieren können. Letzte-

re liefern also Informationen, die es

ermöglichen, Erwartungen über zu-

künftiges Verhalten aufzubauen. Sol-

che Vertrauensanker können nachhal-

tige Gesamtstrategien von Unterneh-

men, Spielregeln von Organisationen,

die keine strukturellen Verlierer

schaffen, ein klares Unternehmens-

profil, die Überschaubarkeit von Akti-

vitäten und Strukturen sowie eine Ver-

ankerung im Lebensumfeld der Men-

schen sein. Informationen und Ver-

trauensanker sind also notwendige

Voraussetzungen für die Herausbil-

dung von Vertrauen.

Genossenschaftliche 
Mitgliedschaft

Es kann argumentiert werden, dass

die genossenschaftliche Mitglied-

schaft relevante Informationen liefert

und als Vertrauensanker interpretiert

werden kann. Dies gilt gegenüber den

diversen Stakeholdern von Genossen-

schaften im Allgemeinen und von Ge-

nossenschaftsbanken im Speziellen.

Als Stakeholder können nicht nur die

Mitglieder, sondern daneben die Kun-

den, die Mitarbeiter, die Geschäfts-

partner, aber auch eine breitere Öf-

fentlichkeit am jeweiligen Standort

verstanden werden. Welche Informa-

tionen werden geliefert, an denen

Menschen ihre Erwartungen über das

zukünftige Verhalten von Genossen-

schaftsbanken festmachen können?

Die Mitgliedschaft ist ein konstituie-

rendes Element eines konsistenten

Geschäftsmodells. Zu nennen ist also

zuerst Sicherheit, die aus einem Ge-

schäftsmodell stammt, das durch 

Gesetz und Satzung transparente 

Verhaltensrestriktionen enthält. Dazu

kommt die Wettbewerbsfähigkeit, die

aus der Zusammenarbeit in einem

umfassenden und arbeitsteilig organi-

sierten Netzwerk entsteht. Vor diesen

Rahmenbedingungen können alle

Vorteile der wirtschaftlichen Größe

genutzt werden, während die lokale

Verwurzelung sichergestellt werden

kann, die Informationsvorteile und

unternehmerische Verantwortung ent-

hält. Somit ergibt sich gerade mit die-

ser Kombination eine klare Identität

des Geschäftspartners. Die dezentrale

Verankerung ermöglicht zusätzlich

Informationen über die Veränderung

von Bedürfnissen und Wünschen.

Eine große Unternehmensgruppe im

Hintergrund aber ist in der Lage, in-

novative Lösungen zu entwickeln. So

kann auch die erfolgsentscheidende

Anpassung an sich ändernde Rahmen-

bedingungen geleistet werden.

Funktionen von Vertrauen

Einmal entstanden, ist Vertrauen ein

höchst produktiver Faktor, der gerade

in einer Krise stabilisierend und aus-

Funktionen von Vertrauen

Mitgliedschaft als Vertauensanker



gleichend wirken kann. Vertrauen er-

möglicht Handlungen ohne vollstän-

dige vertragliche Absicherung und er-

leichtert somit das Eingehen von

überschaubaren Risiken. Vertrauen

kann – zumindest partiell – Kontrolle

ersetzen und ermöglicht die Gewin-

nung von Informationen und Erfah-

rung. Über diese Kanäle kann Kom-

plexität verringert und können Kosten

reduziert werden. Bei letzteren han-

delt es sich vor allem um Informati-

ons- und Kontrollkosten. Vor diesem

Hintergrund stellt sich heraus, dass

Vertrauen ein Input für wirtschaftli-

chen Erfolg ist. Welche Rolle kann

dabei die genossenschaftliche Mit-

gliedschaft spielen?

Mitgliedschaft und 
Vertrauen

Für Mitglieder einer Genossen-

schaftsbank entstehen Vorteile aus der

Mitgliedschaft, die sehr direkte Zu-

sammenhänge mit Vertrauen aufwei-

sen. Die Mitgliedschaft ermöglicht

den Abbau von Unsicherheit und In-

formationsdefiziten, was gerade bei

Erfahrungs- und Vertrauensgütern,

die Finanzdienstleistungen sind, Be-

deutung hat. So kann es einer Genos-

senschaftsbank gelingen, individuali-

sierte Problemlösungen anzubieten.

Doch auch die Bank hat Vorteile aus

der Mitgliedschaft, die eine länger-

fristige Transaktionsbeziehung dar-

stellt. Sie erhält relevante Informatio-

nen über Kunden und Geschäftspart-

ner und kann in einer Dauerbeziehung

höhere und stetigere Umsätze ver-

wirklichen, wie viele empirische Stu-

dien zeigen. So ermöglicht der wirt-

schaftliche Erfolg der Genossen-

schaftsbank den wirtschaftlichen Er-

folg der Mitglieder, indem ein Mem-

berValue, Werte für Mitglieder, ge-

schaffen wird. Der wirtschaftliche Er-

folg der Mitglieder erhöht ihre Nach-

frage nach Finanzdienstleistungen

und trägt so wiederum zum Erfolg der

Genossenschaft bei.

Vertrauensspirale

So kann eine Vertrauensspirale in

Gang gesetzt werden. Die genossen-

schaftliche Mitgliedschaft wurde als

ein Vertrauensanker identifiziert. Die-

ser ermöglicht die Herausbildung von

Vertrauen, das einerseits den wirt-

schaftlichen Erfolg der Genossen-

schaftsbank fördert und andererseits

Werte für die Mitglieder schafft und

so zu deren wirtschaftlichem Erfolg

beiträgt. Diese Entwicklung ermög-

licht es, gesellschaftliche Verantwor-

tung für den Standort und die dort le-

benden Menschen zu übernehmen.

Dies geschieht durch die Schaffung

von Werten, Wertschöpfung und Ar-

beitsplätzen, durch einen Beitrag zum

Steueraufkommen, durch Investitio-

nen in die Infrastruktur sowie durch

Beiträge im Bereich privater Unter-

stützung wie Spenden und Sponso-

ring. Auf diese Weise kann neuerlich

Vertrauen angeregt werden. Die Ver-

trauensspirale bewirkt, dass Vertrauen

wirtschaftlichen Erfolg ermöglicht,

wirtschaftlicher Erfolg wiederum zur

Entwicklung von Vertrauen beitragen

kann. Vor dem aktuellen Hintergrund

haben Genossenschaftsbanken gute

Chancen, solche Vertrauensspiralen in

Gang zu setzten. Es gilt, die Voraus-

setzungen zu erkennen und die Chan-

cen zu nutzen.

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der Vertreterversamm-
lung der Volksbank Hamm eG am
10.06.2008 in Hamm.
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Mobilität, Individualisierung und ge-

sellschaftliche Polarisierung sind tat-

sächlich Trends, die auf die Aktivitä-

ten aller Wohnungsunternehmen ein-

wirken. Wohnungsgenossenschaften

sollten prüfen, wie sich diese Trends

auf ihre MemberValue-Perspektiven

auswirken. Dabei ist die strukturelle

von der individuellen Betroffenheit

einzelner Genossenschaften zu unter-

scheiden. Es ist zu fragen, ob für

Wohnungsgenossenschaften besonde-

re Reaktionsmöglichkeiten zur Verfü-

gung stehen. Auf den ersten Blick er-

fordern gesellschaftliche Trends Fle-

xibilität von den Unternehmen. Ihr

wirtschaftlicher Erfolg, vielleicht

sogar ihre Existenzfähigkeit, aber

auch ihre Akzeptanz werden getestet.

Genossenschaftliches Wohnen steht

hingegen für Stabilität und Langfris-

tigkeit. Daher ist es besonders interes-

sant, die Konsequenzen herauszuar-

beiten und die Vereinbarkeit der bei-

den Anforderungen auszuloten.

Mobilität

Mobilität kennt mehrere wohnungsre-

levante Ausprägungen. Berufliche

Mobilität beinhaltet sowohl das Pen-

deln mit einem festen Wohnsitz, das

Wechseln von Arbeitgebern mit damit

verbundenem Wohnungswechsel so-

wie neue Arbeitsformen, die etwa als

Home Office ausgestaltet sind. Der

Wohnungswechsel zwischen Lebens-

abschnitten bedeutet Mobilität im Le-

benszyklus. Schließlich wird heute

häufig von einer „Generation mobil“

gesprochen, jungen Menschen, die

Veränderung in vielen Lebensberei-

chen nicht nur akzeptieren, sondern

ein Bedürfnis danach haben. Auch

diese Einstellung ist mit Mobilität

verbunden. Es ist unmittelbar einsich-

tig, dass Wohnungsgenossenschaften

von solchen Verhaltensweisen betrof-

fen sind. Sie können zu einer Zunah-

me der Fluktuation führen, stellen

neue Anforderungen an die Kombina-

tion zwischen Wohnen und Arbeiten

und erfordern eine Segmentierung

zwischen mobilen und immobilen

Mitgliedern in den Unternehmensstra-

tegien. Dazu kommen Anforderungen

an die Flexibilität von Größe und

Grundrissen der Wohnungen. Nach-

zudenken ist darüber hinausgehend

über die Bereitschaft zu befristeten

Mitgliedschaften. Mobilitätsorientier-

Theresia Theurl

Mobilität, Individualisierung und gesellschaftliche Polarisierung:
Herausforderungen und Reaktionsmöglichkeiten für 

Wohnungsgenossenschaften*

Unternehmen sind heute von zahlreichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verände-
rungen betroffen. Bei weitem nicht alle, aber manche von diesen können als Trends einge-
schätzt werden, einschneidende Änderungen, deren Reversibilität nicht erwartet werden
kann. In den folgenden Ausführungen wird untersucht, wie drei Trends, nämlich Mobilität,
Individualisierung und gesellschaftliche Polarisierung das genossenschaftliche Wohnen
betreffen und welche Reaktionsmöglichkeiten den Wohnungsgenossenschaften zur Verfü-
gung stehen.

Gesellschaftliche Trends



te Wohnungsgenossenschaften sollten

in ihrer Kommunikationsstrategie das

genossenschaftliche Eigentum als

mobilitätsadäquate Wohnform beto-

nen. Wichtig wird das Angebot von

Dienstleistungen für mobile Mitglie-

der, um diese auch bei einem Orts-

wechsel zu halten oder sie später wie-

derzugewinnen. Im Vordergrund soll-

te die Kooperation von Wohnungsge-

nossenschaften stehen, die die Mobi-

lität von Mitgliedern unterstützen,

diese jedoch an die genossenschaftli-

che Wohnungswirtschaft binden.

Diesbezüglich ist bereits viel gesche-

hen. Doch gilt es, die verfügbaren In-

formations- und Assistenzplattformen

nachhaltig weiterzuentwickeln.

Individualisierung

Die zunehmende Vielfalt an Lebens-

plänen, Wohnwünschen, Wohnbe-

dürfnissen sowie an Aktivitätswün-

schen in Zusammenhang mit dem

Wohnen sind unterschiedliche Aus-

prägungen der Individualisierung.

Auch von diesen Entwicklungen sind

Wohnungsgenossenschaften betrof-

fen, konkret bezüglich Haushaltsgrö-

ße und Haushaltsform, aber auch über

die Heterogenität und Differenziert-

heit der Mitgliederwünsche und über

den manchmal geäußerten Wunsch

der Partizipation an Planung und Or-

ganisation. Auch darauf gilt es, ge-

zielte Antworten zu finden. So ermög-

licht die Variabilität im Portfolio das

Angebot einer größeren Vielfalt an

Wohnlösungen. Alternativ ist die

Konzentration auf bestimmte Wohn-

lösungen, also eine Nischenstrategie,

möglich. Neuerlich sind Kooperati-

onsmodelle zu prüfen, um der Vielfalt

annähernd gerecht zu werden. Die

Kooperationspartner sollten entweder

geeignete Wohnungen oder benötigte

Dienstleistungen in ihrem Sortiment

haben. Schließlich bieten manche

Wohnungsgenossenschaften Partizi-

pationsmöglichkeiten bei der Planung

von Wohnungsanlagen sowie bei der

Organisation und Verwaltung an.

Polarisierung

Aktuelle empirische Studien weisen

übereinstimmend eine Zunahme der

gesellschaftlichen Polarisierung nach.

Sie ist die Klammer für mehrere Ent-

wicklungen: Der Anteil der Bezieher

mittlerer Einkommen sinkt, während

jener der untersten Einkommensgrup-

pen steigt. Auch der Bevölkerungsan-

teil in den höchsten Einkommens-

gruppen ist steigend. Er steigt jedoch

weniger stark als der am anderen

Ende der Pyramide. Dabei sind die

Abstiegsrisiken in der Einkommens-

hierarchie höher als die Aufstiegs-

chancen. Das Schrumpfen der Mittel-

schicht korrespondiert mit dem Rück-

gang der klassischen Familienhaus-

halte. Von der Armutsgefahr sind Al-

leinerziehende und Migranten am

stärksten betroffen. Wie Wohnungs-
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genossenschaften von der gesell-

schaftlichen Polarisierung gefordert

werden, hängt von ihrer Mitglieder-

struktur nach Einkommensgruppen

und Familienstruktur ab. Zusätzlich

wirken sich Nachbarschaften aus,

etwa die Existenz von Armutsinseln.

Gezielte Reaktionsmöglichkeiten set-

zen eine sorgfältige Analyse der Mit-

gliederstruktur voraus. Dann ist zu

entscheiden, ob breit gefächerte Mit-

gliederportfolios angestrebt werden

sollen oder alternativ eine Konzentra-

tion auf einzelne Mitgliedergruppen

als erfolgversprechend eingeschätzt

wird. Kooperationen bieten sich zur

Verbesserung von Nachbarschaften

ebenso an wie zwecks Entwicklung

von notwendigen Dienstleistungen.

Ein Beispiel dafür ist etwa die

Schuldnerberatung.

Aufgaben

Somit stellt sich die Frage nach den

aktuellen Aufgaben für Wohnungsge-

nossenschaften, die sich aus dem Wir-

ken der drei angesprochenen Trends

ergeben. Zuerst sind immer echte

Trends zu identifizieren. Nicht alle

Veränderungen sind Trends, auf die

eine Reaktion notwendig ist. An-

schließend ist die Betroffenheit des

Unternehmens zu prüfen. Diese hängt

von den Mitglieder-, Wohnungs- und

Nachbarschaftsportfolios ab. Schließ-

lich hat eine Entscheidung bezüglich

der zukünftigen Positionierung zu er-

folgen. Dabei kann es darum gehen,

die Auswirkungen der Trends zu kom-

pensieren oder die Trends aktiv zu

nutzen. Jedenfalls ist das ausschlag-

gebende Kriterium immer die Auswir-

kung auf den MemberValue der Woh-

nungsgenossenschaft. So hat die ge-

wählte Strategie mit dem umfassen-

den MemberValue-Konzept abge-

stimmt zu werden.

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des Symposiums „Per-
spektiven für Wohnungsgenossen-
schaften“ am 15.10.2008 in Münster.
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Wohnungsgenossenschaften: 
Partner für Menschen, Unternehmen und die Region*

Vor den aktuellen Rahmenbedingungen weisen Wohnungsgenossenschaften einen kom-
parativen Vorteil gegenüber anders organisierten Unternehmen auf. Oft wird heute ein all-
gemeiner Vertrauensverlust in der Wirtschaft und in die Unternehmen und ihre Vorstände
beklagt. Diesen wird manchmal vorgeworfen, einseitige Ziele zu verfolgen und keine Ver-
antwortung für den Standort zu übernehmen. Dem genossenschaftlichen Geschäftsmodell
ist es hingegen inhärent, die Ziele mehrerer Stakeholder zu berücksichtigen. Zusätzlich
sind wirtschaftlich erfolgreiche Wohnungsgenossenschaften geeignete Partner für Wirt-
schaft und Politik der Region.

In wirtschaftlich herausfordernden

Zeiten lohnt es sich häufig, einen

Blick in die Geschichte zu werfen.

Unternehmen sollten sich nicht nur

ihrer Entstehungsgeschichte bewusst

sein, sondern auch der wichtigsten

Meilensteine in ihrem Entwicklungs-

prozess. Sehr interessant ist es auch,

darüber hinausgehend eine Konstante

der Wirtschaftsgeschichte zu beach-

ten. Diese liefert Informationen darü-

ber, welche Unternehmen längerfris-

tig wettbewerbsfähig sind. Über einen

sehr langen Zeitraum hat sich heraus-

gestellt, dass jene Unternehmen in

einem kompetitiven Umfeld Bestand

haben, die erstens erkennbar etwas

Besonderes zu bieten haben und die

zweitens in der Lage sind, sich an ge-

änderte Rahmenbedingungen aktiv

anzupassen, dabei aber ihre Unterneh-

mensidentität nicht zu verlieren.

Kontinuierlicher 
Anpassungsprozess

Die Siedlungs- und Baugenossen-

schaft Meschede eG besteht seit über



siebzig Jahren. Sie bietet etwa 1800

Wohnungen an und hat 2500 Mit-

glieder. In diesen siebzig Jahren hat

sie sich immer wieder veränderten

Rahmenbedingungen gestellt. Stand

unmittelbar nach der Gründung 

vor allem der Bau von Siedlungshäu-

sern im Vordergrund, verlagerten sich

die Bauaktivitäten später auf den Bau

von Mietwohnungen. Kontinuierlich

wurde der Wohnungsbestand erhöht

und modernisiert. Dabei orientierte

man sich an aktuellen Wohnstandards.

Energetischen Verbesserungen wurde

großes Gewicht beigemessen. Zusätz-

lich wurden umfangreiche Investitio-

nen in das Wohnumfeld getätigt. All-

mählich wurde ein Portfolio von

wichtigen Dienstleistungen aufge-

baut. Zu nennen sind vor allem Unter-

stützungen für ältere Bewohner sowie

eine Schuldnerberatung. Auf diese

Weise werden seit vielen Jahrzehnten

Werte für die Mitglieder geschaffen.

Nachhaltige 
Partnerschaften

Ein solcher MemberValue begründet

gleichzeitig den wirtschaftlichen Er-

folg von Wohnungsgenossenschaften.

Dieser ist erstens Voraussetzung für

nachhaltige Partnerschaften mit hei-

mischen Unternehmen, mit den Kom-

munen und mit den Menschen. Auf

diese Weise verankert sich die Genos-

senschaft in ihrem Umfeld. Vielfältige

Verbindungslinien tragen dazu bei.

Sie entstehen über die Mitglieder, die

Vertreter, die Vorstände, die Auf-

sichtsräte und nicht zuletzt über die

Mitarbeiter, also die Stakeholder der

Wohnungsgenossenschaft. Diese ver-

gibt Aufträge an Unternehmen, vor

allem an lokale und regionale Hand-

werker. Sie bezahlt Steuern und

schafft Arbeitsplätze. Sie investiert in

Infrastrukturen und Nachbarschaften.

So übernimmt sie zweitens und indi-

rekt auch Verantwortung für den

Standort und für den relevanten Aus-

schnitt der Gesellschaft. Auf diese

Weise kann sie nicht nur dazu beitra-

gen, ihr Umfeld und das ihrer Mitglie-

der zu stabilisieren, sondern sie kann

sich auf dem Fundament wirtschaftli-

chen Erfolges auch in unterschiedli-

chen Lebensbereichen der Menschen

engagieren. Auf diese Weise kann

auch das heute so häufig vermisste

Vertrauen entstehen. Dies ist freilich

kein Selbstläufer, sondern es erfordert

strategische Weichenstellungen, mit

denen es gelingt, die jeweils aktuellen

Herausforderungen beherzt zu nutzen.

Nur so kann die Wettbewerbsfähigkeit

sichergestellt, die Akzeptanz erhalten

und die Unternehmensidentität ge-

schärft werden. Dies sind die wich-

tigsten Voraussetzungen, um Werte

für die Mitglieder zu schaffen und

damit gleichzeitig wirtschaftlichen

Erfolg für das Unternehmen zu errei-

chen.
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Fazit

Wohnungsgenossenschaften sind vor

den aktuellen Rahmenbedingungen

des Wohnungsmarktes und der wirt-

schaftlichen Entwicklung ein stabili-

sierendes Element für Menschen,

Nachbarschaften, Wirtschaft und Ge-

sellschaft. Sie sind auch in der Lage,

Vertrauen zu fördern und Verantwor-

tung für ihr Umfeld zu übernehmen.

Dies geschieht eben nicht, weil heute

von den Unternehmen die Übernahme

gesellschaftlicher Verantwortung ge-

fordert wird, sondern weil sich dies

als eine Konsequenz des genossen-

schaftlichen Geschäftsmodells ergibt. 

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen der Vertreterversammlung

der Siedlungs- und Baugenossen-
schaft Meschede am 18.06.2008 in
Schmallenberg.
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Zukünftiges Wohnen bei Genossenschaften: 
Verantwortung, Vertrauen, Partnerschaft*

Wohnungsgenossenschaften zeichnen sich durch spezifische Governancestrukturen aus.
Einer breiteren Öffentlichkeit sind sie meist nicht bekannt. Diese Entscheidungs-, Anreiz-
und Kontrollstrukturen unterscheiden sie von anderen Unternehmensformen der Woh-
nungswirtschaft. Es zeigt sich, dass die genossenschaftlichen Besonderheiten dazu beitra-
gen können, Vertrauen und Verantwortung zu fördern. Sie sind also geeignete Partner für
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik.

Seit Jahren wird in Theorie und Praxis

die Diskussion über eine gute Gover-

nance geführt. Meist stehen in dieser

Diskussion börsennotierte Gesell-

schaften im Mittelpunkt. Gesucht

werden Anreizstrukturen, die bewir-

ken, dass Entscheidungsträger im In-

teresse der Eigentümer handeln. An

Genossenschaften mit ihren typischen

Eigentümerstrukturen und Leistungs-

beziehungen wird dabei selten ge-

dacht. Dabei scheinen sie gerade in

diesen Monaten Vorteile zu haben,

wenn es darum geht, Vertrauen aufzu-

bauen und Verantwortung zu überneh-

men. Die Wohnbau Lemgo eG ist ein

gutes Beispiel dafür.      

Gut und sicher Wohnen

Die Wohnbau Lemgo eG hat in die-

sem Jahr ihren 60. Geburtstag gefei-

ert. Sie blickt nicht nur auf eine er-

folgreiche Unternehmensentwicklung

zurück, sondern aus gutem Grund zu-

versichtlich nach vorne. Am Beginn

stand der Bau von Kleinsiedlungen

und Eigenheimen, später von famili-

engerechten Wohnungen. In den ver-

gangenen Jahrzehnten erfolgten kon-

tinuierlich eine Erhöhung und Moder-

nisierung des Wohnungsbestandes.

Energieausweis und Passivhaus sind

Kennzeichen eines verantwortungs-

vollen Strebens nach energetischen

Verbesserungen. Besonderes Gewicht

wird inzwischen auf das Junge Woh-

nen und das Familienwohnen gelegt.

Für das Seniorenwohnen wurde das

Lemgoer Modell entwickelt. Großer

Wert wird auf Nachbarschaftszentren

gelegt. Erfolgreiche Kooperationen

bestehen mit Altenhilfeeinrichtungen

und der Polizei. Auf diese Weise

konnte ein vielfältiges Dienstleis-

tungsbündel für die Mitglieder entwi-

ckelt werden.

Genossenschaftliche 
Governancestrukturen

Dass die Orientierung am MemberVa-

lue alle Entscheidungen in Woh-

nungsgenossenschaften prägt, kann

den Beteiligten Sicherheit vermitteln.

Diese entsteht auch dadurch, dass

feindliche Übernahmen und der Ver-

kauf von Unternehmensteilen ohne

Zustimmung der Mitglieder nicht

möglich sind. Die Identität von Leis-

tungsbeziehern und Eigentümern er-

leichtert es, zukunftsorientierte Wei-

chenstellungen zu treffen, entscheiden

doch jene, die auch die Konsequenzen

zu tragen haben. Verantwortung abzu-



schieben wird auf diese Weise schwer

bis unmöglich. Selbstverständlich ist

die demokratische Entscheidungsfin-

dung eine große Herausforderung für

jene Personen, die Entscheidungen

vorzubereiten haben, die Optionen

und Konsequenzen aufzuzeigen und

deren Wahrscheinlichkeiten abzuwä-

gen haben. Doch wenn dies gelingt,

kann in der stetigen Zusammenarbeit

Vertrauen entstehen, das heute sehr

wertvoll geworden ist und das in öko-

nomischer Hinsicht produktiv, näm-

lich kostensenkend und effizienzför-

dernd ist.

Vertrauen

Wird berücksichtigt, welche Entwick-

lungen zu einem Vertrauensverlust in

der Wirtschaft beigetragen haben,

zeigt sich, dass Genossenschaften

gute Voraussetzungen haben, diesen

Vertrauensschwund zu vermeiden. Zu

einem solchen tragen der Verlust von

Überschaubarkeit und Nähe ebenso

bei wie die Anonymisierung von Be-

ziehungen und das Aufbrechen sozia-

ler Beziehungsnetze. Auch die Kurz-

fristigkeit wirtschaftlicher Entschei-

dungen und der Druck zu häufiger

Veränderung entwerten Erfahrungen

und schaffen Unsicherheit. In einem

solchen Umfeld der Unsicherheit,

Komplexität und Dynamik besteht die

Gefahr, dass das Systemvertrauen

verloren geht. Es handelt sich dabei

jedoch nicht um Merkmale, die ty-

pisch für Genossenschaften sind. Ge-

nossenschaftliche Governancestruk-

turen können also als Stabilitäts- und

Vertrauensanker verstanden werden,

die dazu beitragen, dass Vertrauen er-

halten oder geschaffen wird.

Fazit

Die Besonderheiten genossenschaftli-

cher Governancestrukturen sind kaum

bekannt. Näher betrachtet enthalten

sie Anreize, für Entscheidungen auch

Verantwortung zu übernehmen. Zu-

sätzlich ermöglichen sie den Aufbau

von Systemvertrauen, das sich in un-

seren Tagen als Kapital herausgestellt

hat. Mit diesen Eigenschaften werden

Wohnungsgenossenschaften zu wert-

vollen und verlässlichen Partnern in

herausfordernden Zeiten. Zukünftiges

Wohnen bei Genossenschaften sollte

also im eigenen Interesse ernsthaft ge-

prüft werden. 

* Zusammenfassung eines Festvortra-
ges zum 60jährigen Bestehens der
Wohnbau Lemgo eG am 26.06.2008 in
Lemgo. 
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Externe Einflussfaktoren entziehen

sich der unternehmerischen Gestal-

tung. Eine mögliche Strategie besteht

darin, sich möglichst gut anzupassen,

nachdem sie zum Anlass genommen

wurden, die eigene Betroffenheit zu

prüfen. Mit notwendigen Veränderun-

gen können sich jedoch auch Chancen

ergeben, die vorher nicht im Fokus

waren. Nicht nur der demografische

Wandel, sondern auch die allgemeine

und die regionale Wirtschaftsentwick-

lung sowie die Faktoren des Immobi-

lien- und Mietwohnungsmarktes zäh-

len zu den externen Einflussfaktoren.

Von Bedeutung sind schließlich Ver-

änderungen der gesetzlichen Rahmen-

bedingungen sowie die Entwicklung

der Kapitalkosten.

Anforderungen

In Phasen des Wandels stellen sich

spezielle Anforderungen. Es gilt, auch

schwache Signale bereits früh zu er-

kennen. Das Problembewusstsein hat

das Harmoniebedürfnis zu dominie-

ren. Wichtig ist, dass Differenzie-

rungs- und Bewertungsmöglichkeiten

unterschiedlicher Risikokategorien

und ihrer Wirkungen vorhanden sind,

denn es sind Gewichtungen vorzuneh-

men und Prioritäten zu setzen. Dis-

kretionäre Spielräume sollten hinter

der Nutzung von Informations-, Beur-

teilungs- und Handlungsroutinen zu-

rückstehen. Im Vordergrund steht die

Beachtung zukünftiger, langfristiger

und strategischer Faktoren. In Summe

gilt es, die Wettbewerbsfähigkeit der

Wohnungsgenossenschaft in einem

dynamischen Umfeld, bei harter Kon-

kurrenz und in einer komplexen Um-

welt sicherzustellen.

Ansatzpunkte

Vor diesem Hintergrund ergeben sich

mehrere Ansatzpunkte, Herausforde-

rungen offensiv anzugehen. Effizienz-

steigerungen erfordern es, Größen-

vorteile zu nutzen, sofern solche vor-

handen sind. Dies kann sowohl durch

Akquisitionen und Fusionen als auch

durch Kooperationen geschehen. 

Dabei gilt es, die so entstehenden

Strukturen zu optimieren. Auch ope-

rative Weichenstellungen werden

meist erforderlich. Interne Kontroll-

und Steuerungssysteme sind in einem

solchen Prozess auf den Prüfstand zu

stellen. Neben der Effizienzorientie-

rung sind die Risiken konsequent zu

steuern. Zum Risikomanagement

kommen vor allem die Portfolios an

Wohnungen, Mitgliedern und Mie-

tern, denen höchste Aufmerksamkeit

zu schenken ist. Der Markt verlangt

zunehmend individualisierte Lösun-
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Wirtschaftlicher Erfolg und Kundenzufriedenheit 
durch unternehmerische Verantwortung*

Wirtschaftlicher Erfolg, Kundenzufriedenheit und unternehmerische Verantwortung hängen
eng miteinander zusammen. Dies gilt auch für Wohnungsgenossenschaften, auch wenn
bei diesen manche Begriffe konkretisiert werden können. Die Zufriedenheit der Mitglieder
ist mit Maßnahmen anzustreben, von denen sich manche auch in Kundenbindungspro-
grammen finden. Wirtschaftlicher Erfolg und Wettbewerbsfähigkeit werden sich jedoch nur
dann einstellen, wenn die aktuellen Herausforderungen identifiziert wurden und wenn die
relevanten externen und internen Einflussfaktoren isoliert worden sind.

Anforderungen im Wandel



gen, was zur Konsequenz hat, dass

eine isolierte Preisorientierung heute

kaum erfolgreich ist. Weniger als 10%

der Mitglieder wünschen isoliert eine

kostengünstige Wohnung. Im Vorder-

grund stehen eine hohe Wohnsicher-

heit sowie ein gutes Preis-/Leistungs-

verhältnis, wie eine aktuelle IfG-Un-

tersuchung zeigt. Als immer wichtiger

wird die Professionalität von Manage-

ment und Mitarbeitern eingeschätzt,

also die Qualität des Humankapitals.

Schließlich ist darauf zu achten, dass

eine klare Unternehmensidentität, ein

unverwechselbares Profil, verwirk-

licht wird. Dies kann in erster Linie

durch das Leistungsprofil erreicht

werden, das durch eine effektive

Kommunikation zu ergänzen ist.

Auch der Corporate Governance ist

mehr als bisher Beachtung zu schen-

ken. Entscheidung und Verantwor-

tung sind konsequenter aneinander zu

koppeln, womit das Zusammenwir-

ken der einzelnen Stakeholder in der

Genossenschaft verbessert werden

kann. 

Verbindungslinien

Langfristig bestehen stark ausgepräg-

te Verbindungslinien zwischen den

drei Elementen, die im Titel angeführt

wurden. Unternehmerische Verant-

wortung ermöglicht es, Kundenzu-

friedenheit zu schaffen. Diese ist Vo-

raussetzung für wirtschaftlichen Er-

folg, der ohne unternehmerische Ver-

antwortung auf Dauer nicht zu errei-

chen ist. Im ersten Schritt gilt es, Ver-

trauen aufzubauen, das immer wieder

zu rechtfertigen ist. Auf diese Weise

kann es gelingen, eine Vertrauenskul-

tur zu verankern. Eine solche ist die

beste Voraussetzung, um einen not-

wendigen Wandel von Unterneh-

mensstrategie und –strukturen zu be-

wältigen, aber auch dafür, dass er von

den Mitgliedern einer Wohnungsge-

nossenschaft akzeptiert und mitgetra-

gen wird.

Umsetzung

Die WohnBau Westmünsterland eG

strebt nach eigenen Angaben eine mo-

derne Interpretation genossenschaftli-

cher Prinzipien an. Wird ihre 5-Säu-

len-Strategie analysiert, lassen sich

die genannten Ansatzpunkte, nämlich

Effizienz, Risiken, Vielfalt, Professio-

nalität und Identität erkennen. Das

Strategieelement Expansion enthält

die Entwicklung zu einer wirtschaftli-

chen Betriebsgröße, auch über Fusio-

nen und den Kauf von Unternehmen.

Zu gesellschaftlichem Engagement

sollen fortschrittliche Technologie-

projekte sowie soziale Projekte beitra-

gen. Besonderes Augenmerk wird der

Personalentwicklung geschenkt. Eine

konsequente Weiterentwicklung von

Mitarbeitern und ein Ausbau der

Dienstleistungsorientierung stehen im

Mittelpunkt. Eine weitere Strategie-

säule stellt das Portfoliomanagement

dar. Es ist die Voraussetzung für ein

professionelles Management von Ri-

siken. Schließlich sollen mit einem

zielorientierten Marketing die Gewin-

nung und Bindung von Kunden (die

in der Unternehmensdiktion Mitglie-

dern entsprechen) sowie die Schär-

fung der Unternehmensidentität er-

reicht werden. Die Umsetzung dieser

Strategie betont die Kundenzufrieden-

heit, zeigt damit unternehmerische

Verantwortung und lässt wirtschaftli-

chen Erfolg erwarten.

* Zusammenfassung einer Dinner-
speech im Rahmen einer Beiratssit-
zung der WohnBau Westmünsterland
eG am 23.10.2008 in Coesfeld. 
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Zwar muss im täglichen Zusammen-

wirken der aktuelle wirtschaftliche

Erfolg der Beteiligten im Vordergrund

stehen. Doch um diesen auch langfris-

tig sicherzustellen, sind auf der Basis

eines effektiven Netzwerkcontrollings

kontinuierlich Strategie und Struktu-

ren zu prüfen und gegebenenfalls an-

zupassen. Auch dieses erfolgt in einer

genossenschaftlichen Gruppe im

Spannungsfeld von Interessen auf der

lokalen, auf der regionalen sowie auf

der nationalen Ebene, auf denen die

einzelnen Gesellschaften angesiedelt

sind. Zusätzlich sind Metakooperatio-

nen zu berücksichtigen, in die die

REWE Group auf internationaler

Ebene eingebunden ist und die den

Zweck der Unterstützung der heimi-

schen Aktivitäten haben.

Wettbewerbsfähigkeit

Einige Entwicklungen in der genos-

senschaftlichen Ökonomie sind der-

zeit zu beobachten. So haben Grün-

dungen in zukunftsorientierten Wirt-

schaftsbereichen in den letzten Jahren

wieder zugenommen. Daneben haben

sich bekannte Genossenschaften vor

den aktuellen Rahmenbedingungen

als sehr wettbewerbsfähig herausge-

stellt. Einige der großen genossen-

schaftlichen Gruppen betonen mehr

als in der Vergangenheit ihre ge-

nossenschaftlichen Wurzeln, klären

ihre Strategien und prüfen ihre Grup-

penstrukturen. Auf diese Weise kann

nicht nur die Gruppenidentität erhöht

und das Unternehmensprofil  ge-

schärft werden. Ebenso wichtig ist,

dass vor dem Hintergrund der aktuel-

len Entwicklungen die Vorzüge der

genossenschaftlichen MemberValue-

Orientierung gegenüber konkurrie-

renden Strategien der Wertorientie-

rung offensichtlich sind. Freilich gilt

auch für die genossenschaftliche Stra-

tegie, dass sie von einer effektiven

Kommunikationsstrategie zu beglei-

ten ist. Diese muss sich nicht nur an

eine breitere Öffentlichkeit, sondern

vor allem auch an die internen Stake-

holder der genossenschaftlichen Un-

ternehmensgruppe wenden.

Genossenschaftliche 
Wurzeln

Sich heute stärker als bisher auf seine

genossenschaftlichen Wurzeln zu be-

sinnen und die Gruppenstrategie

daran zu orientieren, spiegeln ökono-

mische Logik und Weitsicht. Zwar

herrscht in einer breiteren Öffentlich-
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Die Genossenschaft – eine starke Unternehmensform*

Die Governancestrukturen großer Unternehmensgruppen mit einer langen Tradition sind
eine Kombination aus vereinbarten und aus im Laufe der Jahre gewachsenen Elementen.
Sie spiegeln damit immer auch die Geschichte der Gruppe, also die Entwicklung eines
Netzwerkes vor dem Hintergrund natürlicher Spannungsverhältnisse zwischen gemeinsa-
men Zentral- und Spezialunternehmen sowie dezentral verankerten und vor Ort tätigen Un-
ternehmen. Das Management solch komplexer Netzwerke ist herausfordernd. Dies gilt
auch für die REWE Group, einem gewachsenen Netzwerk mit genossenschaftlichen Go-
vernancestrukturen und einer langen Tradition, die 1927 von siebzehn Einkaufsgenossen-
schaften gegründet worden war.

Governancestrukturen



keit immer noch die Vermutung vor,

dass Genossenschaften und ihre Netz-

werke verstaubt, nicht zeitgemäß und

bestenfalls für unwichtige Nischen

der Wirtschaft geeignet seien. Doch

stellt sich dies schnell als beharrlich

gepflegtes und genährtes Vorurteil he-

raus, wenn die Anreize geprüft wer-

den, die genossenschaftlichen Gover-

nancestrukturen inhärent sind. Sie

legen einzelwirtschaftliche Entschei-

dungen nahe, die für die Unterneh-

mensgruppe insgesamt Wettbewerbs-

fähigkeit und wirtschaftlichen Erfolg

ermöglichen. Sie können nicht nur

den Menschen – den genossenschaft-

lichen Stakeholdern – Sicherheit

geben und das Netzwerk als Ganzes

stabilisieren, sondern ihnen unterneh-

merische Selbständigkeit ermögli-

chen.

Langfriststrategie

Überzeugend ist, dass dem Vorstand

eine Langfriststrategie ermöglicht

wird, indem er spezielle Restriktionen

zu beachten hat, die ihm Gesetz und

Statut vorgeben. Diese Commitments

schützen ihn und die genossenschaft-

liche Gruppe. Nicht der quartalsweise

und an die Finanzmärkte gerichtete

Erfolgsnachweis hat sein Handeln zu

diktieren, sondern die Vorgaben des

MemberValue-Konzeptes. Nicht die

Interessen kurzfristig orientierter Fi-

nanzinvestoren gehen in die Unter-

nehmensentscheidungen ein, sondern

jene der genossenschaftlichen Stake-

holder. Dies heißt weder, dass die Ent-

scheidungen nicht nach betriebswirt-

schaftlichen Grundsätzen zu treffen

sind, noch dass genossenschaftliche

Netzwerke nicht gewinnorientiert zu

wirtschaften hätten. Sie sind dafür

verantwortlich, für ihre Eigentümer

wirtschaftlichen Erfolg zu generieren.

Auch sie müssen wirtschaftlichen Er-

folg nachweisen, wenn sie attraktive

Geschäftspartner für Kunden, Liefe-

ranten und gegebenenfalls für Kapi-

talgeber sein wollen. Doch ihre Go-

vernancestrukturen schützen sie vor

hektischen Reaktionen auf kurzfristig

wirksame Gegebenheiten und ermög-

lichen ihnen so eine konsequente

langfristige Orientierung. So kann es

gelingen, Nachhaltigkeit und Konti-

nuität sowie Tradition und Fortschritt-

lichkeit zu vereinen.

Gruppenstrukturen

Es ist nicht überraschend, dass die

Entwicklung und Operationalisierung

eines MemberValue-Konzeptes für

ein gewachsenes und komplexes in-

ternational aufgestelltes Netzwerk he-

rausfordernd ist. Dennoch ist der

wichtigste Schritt schon getan, wenn

Leitbild und Mission der Gruppe die

genossenschaftliche Governance be-

inhalten, wie dies bei der REWE

Group der Fall ist. Dies erleichtert

auch alle weiteren Schritte: die Kon-

kretisierung der Strategie sowie die

Überprüfung der gewachsenen und

außerordentlich komplexen Struktu-

ren. Dass dies unter Mitwirkung der

genossenschaftlichen Stakeholder zu

geschehen hat, vereinfacht die Aufga-

be zwar nicht, sichert aber die Akzep-

tanz der Ergebnisse und eine effizien-

te Umsetzung. Es sind diese Anreize,

die eine überlegene Voraussetzung für

den wirtschaftlichen Erfolg der ein-

zelnen Unternehmen sowie für die

Wettbewerbsfähigkeit der gesamten

Gruppe in einem sehr kompetitiven

Umfeld darstellen. Eine begleitende

Kommunikationsstrategie hat Inhalt

und Konsequenzen des genossen-

schaftlichen Geschäftsmodells für alle

Mitglieder des Netzwerkes auf allen

Ebenen zu vermitteln. Auch diesbe-

züglich ist die REWE Group auf

einem guten Weg.

* Zusammenfassung von zwei eintägi-
gen Seminaren auf Einladung der
REWE Südwest eG und der REWE
West eG am 24.10. und am 07. 11.
2008 in Wiesloch und in Hürth.
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Vor einigen Jahrzehnten noch unge-

ahnte Möglichkeiten sind mit der Ent-

wicklung der Informations- und Kom-

munikationstechnologien verbunden.

So existieren digitalisierte Datenban-

ken großen Umfanges, fast unbe-

grenzte Sammel- und Speicherkapazi-

täten sowie ein hohes Bündelungs-

und Selektionspotenzial. Daten kön-

nen also nach unterschiedlichsten Kri-

terien geordnet, aufbereitet und verar-

beitet werden. Bei vielen Menschen

hat sich eine überraschende Daten-

freizügigkeit herausgestellt. Sie zeigt

sich etwa beim Telebanking, bei Inter-

netkäufen sowie bei Aktivitäten in di-

versen internetbasierten Sozialen

Netzwerken. Daneben zeigt sich aber

auch eine besorgniserregende Bereit-

schaft zum Datenmissbrauch. So wur-

den der illegale Handel von Daten-

sätzen und die illegale Weitergabe

von persönlichen Daten aufgedeckt.

Manchmal kam es zum Handel mit

einem Mix aus legalen und illegalen

Daten. In mehreren Unternehmen

wurden darüber hinausgehend Über-

wachungsmaßnahmen praktiziert, die

erst mit fortschrittlichen Instrumenten

der Informations- und Kommunikati-

onstechnologie möglich wurden. Ins-

gesamt zeigen sich sehr deutlich die

Chancen, aber auch die Gefahren

einer Informationsgesellschaft. So-

wohl die Unsicherheit der Menschen

als auch das Engagement der Politik

können vor diesem Hintergrund nicht

überraschen.

Informationsintermediäre

In diesem Umfeld üben Informations-

intermediäre – Auskunfteien, Daten-

bankbetreiber, Kreditinformationssys-

teme, Adresshändler, Informations-

dienstleistungsanbieter – volkswirt-

schaftliche Funktionen aus. So stehen

sie auch im Mittelpunkt der Reform

des Bundesdatenschutzgesetzes. Ihrer

steigenden Bedeutung in einer anony-

mer werdenden Geschäftswelt und

ihrer Nutzung durch eine zunehmende

Anzahl von Branchen soll angemesse-

ner als bisher Rechnung getragen

werden. Dies soll mit einer Steigerung

der Transparenz der Verfahren, einer

Erhöhung der Rechtssicherheit, einer

Verbesserung der Planungsmöglich-

keiten der Unternehmen sowie einer

Stärkung der Rechte der Betroffenen

erreicht werden. Diese Zielsetzungen

sind ohne Einschränkung zu unter-

stützen. Allerdings sollten damit ver-

bundene Gefahren nicht unerwähnt

bleiben: Die beabsichtigte Problemlö-

sung kann zu einer Überregulierung

von Finanzintermediären führen, die

eine Einschränkung ihrer Funktions-

fähigkeit nach sich ziehen kann. Die

kompromisslose Betonung der infor-

mationellen Selbstbestimmung kann

zu Lasten der rechtlichen und wirt-
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Die Auswirkungen deutscher Datenschutzregelungen auf die gesamte 
Volkswirtschaft – geplante Änderungen des BDSG*

Die Diskussion um die Reform des Datenschutzgesetzes in Deutschland findet in einem
sehr speziellen Umfeld statt. Dies ist damit verbunden, dass die grundsätzlichen Zusam-
menhänge häufig im Hintergrund bleiben und aktuelle Ereignisse die Forderungen und Ein-
schätzungen dominieren. Die folgenden Überlegungen stellen den Zusammenhang zwi-
schen Datenschutz und Volkswirtschaft in den Mittelpunkt.

„Explosives“ Umfeld



schaftlichen Interessen der Auskunf-

teien gehen. Bei offenen Märkten

kann die Vernachlässigung aus-

ländischer Regelungen zum Verlust

der Wettbewerbsfähigkeit deutscher

Informationsunternehmen führen.

Schließlich besteht die Gefahr der

Missachtung volkswirtschaftlicher

Kosten des Datenschutzes. Diese As-

pekte werden in den weiteren Überle-

gungen herausgearbeitet.

Volkswirtschaftliches

Informationsmängel verursachen ein-

zelwirtschaftliche Kosten. Vorteilhaf-

te Transaktionen können unterbleiben

oder werden zu falschen Konditionen

durchgeführt. Märkte mit ihren wich-

tigen Funktionen versagen. Die da-

raus entstehenden volkswirtschaftli-

chen Kosten schlagen sich in Wert-

schöpfung, Steueraufkommen, Ar-

beitsplätzen und Nachteilen für den

Standort nieder. Eine zumindest teil-

weise Korrektur von Informations-

mängeln ist durch die Herausbildung

von Informationsspezialisten mög-

lich, freilich sind auch mit den Kor-

rekturmaßnahmen Kosten verbunden.

Vor diesem Hintergrund ist eine staat-

liche Regulierung der Aktivitäten von

Informationsintermediären notwen-

dig. Es geht dabei um den Schutz der

Betroffenen, jedoch unter Berück-

sichtigung der wirtschaftlichen Inte-

ressen der Beteiligten. Dies ist die

volkswirtschaftliche Rechtfertigung

des Bundesdatenschutzgesetzes, das

gleichzeitig einen gesellschaftlichen

Konsens der Bevölkerung zum Aus-

druck bringt.

Trade-off

Dabei ist ein grundlegender Trade-off

zu berücksichtigen. Erstens ist aus der

informationellen Selbstbestimmung

der Menschen ein Recht auf Schutz,

die Verhinderung des Datenmiss-

brauchs, jedoch kein generelles Da-

tenerhebungs-, Verarbeitungs- und

Handelsverbot abzuleiten. In volks-

wirtschaftlicher Hinsicht hat dies sei-

nen Preis. Zweitens ist die Verringe-

rung der einzel- und gesamtwirt-

schaftlichen Kosten von Informati-

onsdefiziten anzustreben. Berechtigte

Interessen der Betroffenen erlauben

jedoch keine beliebige Nutzung von

Informationen. Diesen Aktivitäten zur

Kostensenkung müssen also Grenzen

gesetzt werden. Vor diesem Hinter-

grund ist eine gesellschaftliche Festle-

gung darüber erforderlich, welche

Aktivitäten im Zusammenhang mit

der Sammlung und Verarbeitung von

Daten erlaubt sind. Es geht also um

die Abgrenzung zwischen legal und

illegal durch das Bundesdatenschutz-

gesetz und seiner Reform.

Differenzierung

Dabei ist es unabdingbar, zwischen

Typen von Informationen zu differen-

zieren, die in Unternehmen ge-

sammelt werden. Nicht für alle gilt,

dass Informationsintermediäre durch
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ihre Aktivitäten volkswirtschaftliche

Funktionen übernehmen. Dies gilt nur

für personenbezogene Informationen,

die bonitätsrelevant sind. Bei diesen

geht es um den Abbau von Informati-

onsdefiziten, womit zusätzliche kre-

ditfinanzierte Transaktionen möglich

werden. Einzel- und gesamtwirt-

schaftliche Vorteile resultieren. An-

ders stellt sich dies bei personenbezo-

genen Absatzinformationen dar. Bei

diesen ermöglicht der Abbau von In-

formationsmängeln vor allem einzel-

wirtschaftliche Vorteile durch zusätz-

liche Informationen. Sie werden in

Absatz- und Vertriebsstrategien ge-

nutzt. 

Reformdiskussion

Die Diskussion der Reform des Bun-

desdatenschutzgesetzes hat also nicht

nur dieser Differenzierung von Daten

Rechnung zu tragen, sondern vor

allem auch der volkswirtschaftlichen

Bedeutung von Informationsinterme-

diären. Diese volkswirtschaftlichen

Aspekte von Bonitätsinformationen

sind im IfG-Newsletter 1/2008, S. 67-

69 ausführlich dargestellt und sollen

hier nicht wiederholt werden. Heraus-

gearbeitet wurden dort die volkswirt-

schaftlichen Zusammenhänge der

Bundesdatenschutz-Reform mit den

Kreditmöglichkeiten, den Kosten von

Informationsmängeln, der Effizienz

des Informationsmanagements sowie

dem Standortwettbewerb. Die Beach-

tung dieser Zusammenhänge gipfelt

in der Forderung, eine Optimierung

des Datenschutzes bei Bonitätsinfor-

mationen unter Berücksichtigung sei-

ner volkswirtschaftlichen Kosten an-

zustreben. So soll eine Austrocknung

der Informationsbasis von Informati-

onsunternehmen vermieden werden.

Methoden, die den aktuellen statis-

tisch-wissenschaftlichen Standards

entsprechen, sollten nicht verhindert

werden. Der Zugang zu den Informa-

tionen der Informationsintermediäre

sollte nicht erschwert werden. Eine

Bürokratisierung und Verteuerung der

Kreditprüfung sollte – gerade auch

unter Berücksichtigung der aktuellen

Entwicklungen auf den Kreditmärk-

ten – vermieden werden. Schließlich

sollten EU-Standards nicht übererfüllt

werden.

Good Governance

Nicht zuletzt ist zu beachten, dass sich

eine große Vielfalt an Informationsin-

termediären herausgebildet hat, die es

anhand geeigneter Kriterien zu diffe-

renzieren gilt. So unterscheiden sie

sich etwa anhand ihrer Eigentümer-

strukturen. Bei manchen Unterneh-

men sind die Eigentümer Kunden,

während in anderen Modellen nur ex-

terne Kunden bedient werden. Dane-

ben werden unterschiedliche Gesell-

schaftsformen, Unternehmens- und

Konzernstrukturen verwirklicht. Auch

die Geschäftsmodelle unterscheiden

sich. Intermediärmodelle existieren

neben Verkaufsmodellen. Aktivitäts-

schwerpunkte, die angebotenen In-

formationsdienstleistungen, weichen

ebenso voneinander ab wie die Daten-

quellen und die Methoden der Daten-

verarbeitung. Eine Vielfalt ist auch

bei den Transaktions- und Kooperati-

onspartnern zu konstatieren. Vor die-

sem Hintergrund ist es nun ange-

bracht, eine Good Governance für In-

formationsunternehmen zu definie-

ren. Da die Intentionen der Reform

des Bundesdatenschutzgesetzes be-

kannt sind, können in Abhängigkeit

von den als relevant eingeschätzten

Kriterien Umsetzungsanforderungen

für die einzelnen Unternehmenstypen

formuliert werden. Auf dieser Basis

wird etwa die Zertifizierung der Infor-

mationsintermediäre möglich.

Abbau von Unsicherheit

Die aktuell vorhandene Unsicherheit

im Zusammenhang mit der Samm-

lung und Verarbeitung von Daten

sowie die Diskussion der Reform des

Bundesdatenschutzgesetzes erfordern

Anker. Die Menschen benötigen

einen Vertrauensanker und jene Ak-

teure, die in die öffentliche Diskussi-

on eingebunden sind, einen Argumen-

tationsanker. Beides läuft darauf hi-

naus, dass das Bundesdatenschutzge-

setz den Trade-off zwischen informa-

tioneller Selbstbestimmung und

volkswirtschaftlichen Kosten von In-

formationsasymmetrien besser bewäl-

tigen sollte. Um dies zu erreichen,

wäre die Klassifizierung und Einord-

nung der einzelnen Informationsinter-

mediäre und ihrer Aktivitäten sehr

hilfreich. Eine folgende Zertifizierung

könnte auch auf dieser Ebene zu

einem Abbau von Informationsdefizi-

ten führen. 

* Zusammenfassung eines Vortrages
im Rahmen des SAF Informationsfo-
rum Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes am 11.09.2008 in Ber-
lin.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Zwischen Partei und Gewerkschaft

Die Ärztegenossenschaft S-H eG stellt sich 
den Herausforderungen der Zukunft

Die politisch gewollte Zerschlagung historisch begründeter Selbstverwaltungsstrukturen
zwingt die niedergelassenen Ärzte in Deutschland, sich in zeitgemäßen gesellschaftsrecht-
lichen Formen neu zu organisieren. Hierbei gilt es, sowohl unternehmerische Überlegun-
gen einzubeziehen als auch die gesundheitspolitische Verantwortung für die Gesundheits-
versorgung der bundesdeutschen Bevölkerung zu beachten. Die Inhomogenität der wirt-
schaftlichen Interessen der verschiedenen Fachgruppen gilt es effektiv und professionell zu
bündeln.

Bereits im Sommer 1999 war klar ab-

zusehen, dass die Politik der Selbst-

verwaltung der Vertragsärzteschaft

(KVen – Kassenärztliche Vereinigun-

gen) einen entscheidenden Anteil der

Verantwortung am Versagen des Ge-

sundheitssystems zuschieben würde.

Die Folge war die immer mehr zuneh-

mende Einschränkung der Monopol-

stellung der KVen. Die Auflösung

hätte jedoch eine Instabilität in einem

ausgesprochen sensiblen, aber auch

dem bedeutendsten Eckpfeiler der

bundesdeutschen Gesundheitsversor-

gung bedeutet. Es mussten schnells-

tens alternative Strukturen geschaffen

werden, diese mussten aber auch dem

besonderen Gefüge der Ärzteschaft

Rechnung tragen. Die Genossenschaft

stellte sich rasch als einzige tragfähi-

ge Alternative heraus, die in der Lage

ist, die berufstypische Individualität

des einzelnen Akteurs mit der not-

wendigen Bündelung der Nachfrage-

und Anbieterkraft zu vereinen. Bereits

bei der Gründung am 24. Mai 2000

verfügte die ÄGSH über 1.560 Mit-

glieder. Diese Zahl ist bis zum heu-

tigen Tag auf über 2.200 Mitglieder

gestiegen. Dies entspricht einem Or-

ganisationsgrad von gut 50% der nie-

dergelassenen Ärztinnen und Ärzte

einschließlich der Psychotherapeuten

in Schleswig-Holstein. Anfänglich in

der Rolle einer „Reserveorganisati-

on“, wurde bald klar, dass die Ansprü-

che der Mitglieder sehr unterschied-

lich waren. Diffuse Vorstellungen er-

streckten sich von Interessenverband

über berufspolitische Partei bis hin

zur reinen Gewerkschaftsfunktion.

Das Herausarbeiten und Kommuni-

zieren eines bestechenden Member

Value ist bis heute die tagtägliche He-

rausforderung im Umfeld einer nicht

kalkulierbaren gesundheitspolitischen

Situation. 

Regionale 
Selektivverträge

Wesentliche Aufgabe der ÄGSH ist

die Ausarbeitung und das Organisie-

ren von Selektivverträgen, die im

Sinne der Mitglieder – aber auch ein-

zelnen Facharztgruppen innerhalb der

Mitglieder – mit den Krankenkassen

für das Gebiet Schleswig-Holstein ab-

geschlossen werden. Im Laufe der

Zeit hat sich herausgestellt, dass der

schon bei Gründung klar definierte re-

gionale Bezug auf das Land Schles-

wig-Holstein grundsätzlich richtig

war. Als fachübergreifende Genossen-

schaft der im Land niedergelassenen

Ärzte muss mit den parallel hierzu

existierenden Strukturen auf Kassen-

seite verhandelt werden. Der Um-

bruch in der Kassenlandschaft aller-

dings hat hier eine Veränderung er-

zwungen, die von der Generalver-

sammlung der ÄGSH im Jahre 2008

auch aufgenommen wurde. Inzwi-
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schen ist die Einschränkung des Gel-

tungsbereiches der ÄGSH laut Sat-

zung aufgehoben worden,  so dass auf

die sich verändernde Struktur der

Kassen reagiert werden kann. So wer-

den derzeit bereits Verträge auch für

die Länder Hamburg und Mecklen-

burg-Vorpommern betreut und neu

verhandelt. Der entscheidende Unter-

schied zu den früheren vertraglichen

Regelungen auf KV-Ebene ist eine di-

rekte Vertragsbeziehung mit klaren

Honorarregelungen, die Ärzte oder

auch Gruppen von Ärzten mit den

Kostenträgern eingehen können. Dies

erfordert eine völlig neue Struktur

und Logistik, die von der Ärztegenos-

senschaft nach entsprechendem Auf-

bau der internen Abteilungen inzwi-

schen erfolgreich und für die betreu-

ten Ärzte zur vollsten Zufriedenheit

geleistet wird. 

Starker Gesprächspartner
im neuen 

Gesundheitsmarkt

Sehr schnell zeigte sich, dass die Bün-

delung der Anbietermacht tatsächlich

zu einer Veränderung im Gefüge der

historisch begründeten Strukturen im

Gesundheitswesen führte. Anfänglich

noch als „Einkaufsgenossenschaft für

Bleistifte“ belächelt, verhandelt und

betreut die ÄGSH heute Leistungs-

verträge von mehreren Millionen

Euro. Entscheidend hat hier auch die

frühzeitige Gründung einer Tochter-

gesellschaft, der Q-Pharm AG, beige-

tragen. Als zuverlässiger Lieferant

preisgünstiger Generika (patentfreier

Arzneimittel) konnte sich Q-Pharm

sehr schnell als effektives und damit

unverzichtbares Arzneimittelmanage-

ment im Rahmen der Leistungsverträ-

ge der ÄGSH etablieren. Die Ganz-

heitlichkeit in Angebot und Handlung

ist ein herausragendes Merkmal die-

ser neuen Leistungsverträge zwischen

Ärzteschaft und Krankenkassen. Auf

dieser Basis sind inzwischen mehrere

Verträge  zum Wohle einer menschen-

würdigen Medizin verhandelt und in

Wirkung gebracht worden. Die grund-

legende Idee der ÄGSH hat inzwi-

schen viele tausend Ärzte in ganz

Deutschland überzeugt und so sind

nach dem Vorbild der ÄGSH in vielen

Regionen eigene Ärztegenossen-

schaften entstanden. Teilweise als

Dach für gut funktionierende Netze,

teilweise als völlig neue Organisatio-

nen, immer jedoch mit klaren Prägun-

gen eines Wirtschaftsunternehmens.

Der überzeugende Vorteil – „one man

– one vote“ stellt hierbei immer wie-

der den Erhalt des Blickes von der

Basis sicher.

Die Vielzahl von Ärztegenossen-

schaften benötigte dann aber ebenso

ein Dach, das sich die Ärzte im Bun-

desverband der Ärztegenossenschaf-

ten (BVÄG e.V.) gegeben haben. Die-

ser Verband bündelt in bester Traditi-

on die Angebotsmacht und ist inzwi-

schen Verhandlungspartner auf Au-

genhöhe bei den bundesweit aufge-

stellten Krankenkassen.

Für das einzelne Mitglied haben sich

kurz nach Gründung der Ärztegenos-

senschaft sehr schnell weitere griffige

Vorteile ergeben. Durch Bündelung

der Nachfrage konnten zum Teil er-

hebliche Nachlässe auf Versicherun-

gen, Ausstattung der Praxis und auch

im gemeinsamen Einkauf von Bera-

tung und Dienstleistung für die Pra-

xen verhandelt werden. Die große

Zahl von Nachfrageposten führte

dann in Zusammenarbeit mit anderen

Ärztegenossenschaften zur Gründung

einer Dienstleistungs-Gesellschaft

(ädg Gmbh & Co KG), die heute bun-

desweit Dienstleistungen und Waren-

angebote für Ärzte, aber auch für die

Genossenschaften selbst anbietet.

Ärzte haben sich selbst
organisiert

Das entscheidende Ergebnis für die

niedergelassenen Ärzte in Deutsch-

land: Innerhalb kurzer Zeit ist eine

vertragsfähige Organisation parallel

zu den Körperschaften entstanden.

Diese Ärztegenossenschaften sind in

der Lage, die notwendigen Leistun-

gen im Gesundheitssystem als voll-

wertige Vertragspartner zu erbringen

und sind daher eine echte Alternative

als Vertragspartner für die Kranken-

kassen.

� Christoph Meyer

� (0 45 51) 99 99-0

� christoph.meyer@

aegsh.de

��  Information

Christoph Meyer ist Arzt für Allge-

meinmedizin und Vorstandsmitglied

der Ärztegenossenschaft Schleswig-

Holstein eG. Die Ärztegenossen-

schaft S-H eG bündelt die politische

und wirtschaftliche Kraft der freien

Ärzteschaft aus gemeinsamer Ver-

antwortung für eine menschenwür-

dige Medizin.
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Arbeitspapier des IfG
Münster Nr. 75
Aktuelle Herausforderungen
kommunaler Energieversor-
gungsunternehmen – Ko-
operation als strategische
Option

Die Liberalisierung des Energiemark-

tes betrifft insbesondere die rund 800

kommunalen Energieversorger, also

vornehmlich die Stadt- und Gemein-

dewerke.  Das Arbeitspapier versucht

die daraus resultierenden Herausfor-

derungen überblicksartig zu struktu-

rieren, indem mit Hilfe des Wertket-

tenansatzes nach Porter verschiedene

Bereiche der Wertschöpfung betrach-

tet werden. Im Anschluss werden ge-

nerelle Lösungswege aufgezeigt,

wobei neben internen Umstrukturie-

rungen, dem Erschließen neuer Ge-

schäftsfelder und der Möglichkeit der

Teilprivatisierung insbesondere die

Kooperation mit anderen Unterneh-

men diskutiert wird. Kooperationen

werden vielfach als Lösung gesehen,

mit der die Eigenständigkeit sowie

der politische Einfluss gewahrt und

gleichzeitig Synergieeffekte genutzt

werden können, ohne jedoch die kom-

munalen Stärken wie Orts- und Kun-

dennähe aufzugeben. Neben Koope-

rationen mit branchenfremden Unter-

nehmen und vorgelagerten Regional-

versorgern bietet sich insbesondere

die horizontale Zusammenarbeit mit

anderen Stadt- und Gemeindewerken

an. Das Papier schließt mit einigen

Praxisbeispielen.

Münstersche Schriften zur
Kooperation – Band 83
Die Genossenschaftsidee
HEUTE. Eine institutionen-
ökonomische Analyse der
Auswirkungen aktueller Me-
gatrends auf die genossen-
schaftliche Organisations-
form
Während Genossenschaften als das

erste und älteste Kooperationsmodell

eingeschätzt werden können, ist fest-

zustellen, dass im aktuellen „Koope-

rationsboom“ von Unternehmen an-

dere, meist weniger streng institutio-

nalisierte, Ausgestaltungsformen vor-

gezogen werden. Der vorliegende

Band untersucht, ob die konstituieren-

den Merkmale von genossenschaftli-

chen Kooperationen vor den aktuellen

Entwicklungen und Rahmenbedin-

gungen wettbewerbsfähig sind. Wie

wirken sich Megatrends, von denen

vier identifiziert werden, auf die rela-

tive Eignung von Genossenschaften

aus, das Motivations- und Organisati-

onsproblem zu lösen, dem sich die

Wirtschaftssubjekte gegenübersehen?

Die Arbeit zeigt die Zusammenhänge

zwischen den Megatrends und den

einzelnen Merkmalen genossen-

schaftlicher Kooperationen auf und

systematisiert sie in Form einer Ma-

trix. So werden zahlreiche und vielfäl-

tige Erkenntnisse über Wirkungsme-

chanismen gewonnen, die nun vorlie-

gen und einem empirischen Test un-

terzogen werden können.

� Carsten Sander

Aktuelle Herausforderungen kom-

munaler Energieversorgungsunter-

nehmen – Kooperationen als strate-

gische Option, Arbeitspapiere des

Instituts für Genossenschaftswesen

der Westfälischen Wilhelms-Univer-

sität Münster Nr. 75, Juni 2008, kos-

tenlos erhältlich.

� Angela Kock

Die Genossenschaftsidee HEUTE,

Eine institutionenökonomische Ana-

lyse der Auswirkungen aktueller

Megatrends auf die genossen-

schaftliche Organisationsform,

Münstersche Schriften zur Kooperati-

on; Bd. 83, Aachen: Shaker, 2008,

328 S., 29,80 €.



Von August 2005 bis zum Juli

2008 war Stefanie Franz Mit-

arbeiterin am IfG. In ihrer Dis-

sertation beschäftigte sie sich

mit den Systemen der inte-

grierten Versorgung im Ge-

sundheitswesen, für die sie auf Basis

einer großen Umfrage Handlungsemp-

fehlungen  erarbeitete. Nach Abschluss

ihrer Dissertation ist sie nun als Vor-

standsassistentin beim Pharmagroß-

händler Phoenix tätig.

Seit Mai 2005 war Mark

Wipprich am Institut für

Genossenschaftswesen

tätig. In dieser Zeit hat

er seine Dissertation zur

Größe und Struktur von

Unternehmensnetzwer-

ken angefertigt und das IfG auf zahlrei-

chen Konferenzen und Seminaren ver-

treten. Nach Abschluss seiner Disserta-

tion wechselte Mark Wipprich zum

Bankberatungsunternehmen zeb/rol-

fes.schierenbeck.

Im vergangenen halben Jahr hat Prof. Dr. Theresia Theurl drei neue Aufgaben übernom-

men. Zum neuen Semester ist sie zur Prodekanin der Wirtschaftswissenschaftlichen Fa-

kultät mit dem Verantwortungsbereich Finanzen gewählt worden. 

Auf ihrer Tagung vom 21.-23. September 2008 in Graz haben die Mitglieder des Aus-

schusses für Institutionenökonomik und Wirtschaftssysteme des Vereins für Socialpolitik

Prof. Dr. Theresia Theurl zur neuen Ausschussvorsitzenden gewählt. In diesem Aus-

schuss sind die im Bereich der Institutionenökonomik forschenden Ökonomen vertreten.

Auf seiner Sitzung vom 20. Oktober hat der Think Tank der EACB (European Associa-

tion of Co-operative Banks) Prof. Theurl in sein leitendes Steering Committee gewählt. Ziel

des Think Tanks ist es, die Forschung über das Geschäftsmodell der Genossenschaftsbanken

in Europa auszuweiten und zu koordinieren sowie neue Strategien und Ideen zu entwerfen.
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Pinnwand

Ende September 2008 hat Tim Wittenberg das IfG verlassen,

um an der Universität Cambridge seinen Master in Law

(LL.M.) zu machen. Für ihn zum IfG-Team gestoßen ist

Diana Mantler, die in Münster Jura studierte.
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Während des letzten halben Jahres haben einige studentische Mitarbeiter das IfG verlassen.

Christina Cappenberg, die seit November 2006 am IfG war, hat ihr Bachelor-Studium der

Volkswirtschaftslehre in Münster beendet und strebt nun den Master-Abschluss in Paris an der

Sorbonne an. Ebenfalls seinen Bachelor-Abschluss erreicht hat Philip Woltering-Lamers, der

seit Januar 2007 am IfG beschäftigt war. Bevor er in sein Master-Studium an der Universität

Münster einsteigt, absolviert er gerade ein Praktikum bei der WGZ Corporate Finance Beratung

in Düsseldorf. Ihr Diplom als Betriebwirtin hat Eva Chargé im September  erreicht, sie war seit September 2006

Teil des IfG-Teams.

Seinen Bachelor-Abschluss in Betriebswirtschaftslehre hat Sascha Polzin erreicht. Sascha Polzin war seit Dezem-

ber 2006 für die Internet-Seiten des IfG verantwortlich und hat diese weiterentwickelt. Für ihn neu zum IfG-Team

gestoßen ist Rodja David Geistert, der in Münster Betriebswirtschaftslehre studiert.

Axel Werries

hat seine Dis-

sertation zum

Thema Mul-

t ikanalban-

king von Ge-

nossenschaftsbanken vollendet

und das Institut für Genossen-

schaftswesen verlassen. Er ar-

beitet nun als Consultant bei De-

loitte in Hamburg. Während sei-

ner Zeit am IfG hat sich Axel

Werries intensiv mit Fragestel-

lungen der Genossenschaftsban-

ken auseinandergesetzt und war

am Institut Ansprechpartner für

alle Fragen der Bankwirtschaft.

Seit Mai 2007 war Max von Cube studentischer Mitarbei-

ter am IfG. Seit November ist er nun wissenschaftlicher

Mitarbeiter. Max von Cube hat Volkswirtschaftslehre in

Münster und Marseille mit den Vertiefungen Finanzwirt-

schaft, Ökonometrie und Statistik und Unternehmensko-

operation studiert. Während seines Studiums war er Mit-

glied der studentischen Unternehmensberatung move, für

die er zahlreiche Projekte abgewickelt hat.

Seit Anfang November verstärkt Martin Büdenbender das

Team des IfG. Martin Büdenbender hat in Münster und Maas-

tricht Betriebswirtschaftslehre mit den Vertiefungen Finanz-

wirtschaft, Controlling und Unternehmenskooperation stu-

diert. Daneben sammelte er Praxiserfahrung in zahlreichen

Praktika bei großen Unternehmen wie z.B. E.on-Ruhrgas,

Ernst & Young oder Henkel. Martin Büdenbender hat für

seine Studienleistungen mit dem drittbesten Abschluss seines

Jahrgangs den Oliver Wyman-AlumniUM-Master-Award verliehen bekommen.
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Im Fokus
Verantwortung

Gesellschafts- und wirtschaftspolitische Konsequenzen  

Verantwortung nimmt in der aktuellen Diskussion breiten Raum ein. Sie (wieder) zu über-
nehmen, wird von einzelnen Personen ebenso gefordert wie von Unternehmen und Politik.
Es sind eher Indizien als Beweise, die darauf hindeuten, dass Menschen zunehmend we-
niger bereit sind, Verantwortung für ihre Entscheidungen zu übernehmen, dass die private
Verantwortungsbereitschaft also abnimmt. Wenn dies tatsächlich zutrifft, sind Auswirkun-
gen auf die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu erwarten, deren Funktionsfähigkeit
auf die private Verantwortungsbereitschaft angewiesen ist. Auch die aktuellen Entwicklun-
gen auf den Finanzmärkten und die folgenden Maßnahmen der Politik ermöglichen interes-
sante Einblicke über die Möglichkeiten, private Verantwortung abzuschieben sowie über
das Mischungsverhältnis von Eigen- und Fremdverantwortung.

Verantwortung bedeutet zuallererst,

die Konsequenzen für Entscheidun-

gen und Handlungen zu übernehmen.

Entscheidungen und Verantwortung

gehören also zusammen. Dies gilt für

die Eigenverantwortung. Differen-

zierter stellt es sich bei der Fremdver-

antwortung dar. Sie kann erstens die

Abgabe oder auch die Abwälzung von

Verantwortung durch Entscheidungs-

träger bedeuten. Dies ist typisch für

hierarchisch strukturierte Organisatio-

nen, wenn etwa Vorgesetzte die Ver-

antwortung für die Entscheidung von

Mitarbeitern zu übernehmen haben.

Es tritt auch auf, wenn eine Gesell-

schaft in Form eines gesellschaftli-

chen Konsenses unter bestimmten Vo-

raussetzungen die Verantwortung für

individuelle Entscheidungen über-

nimmt. Fremdverantwortung kann

strukturell in den Governancestruktu-

ren einer Organisation oder einer Ge-

sellschaft verankert sein, sie kann als

Notlösung in außergewöhnlichen Si-

tuationen diskretionär entschieden

werden oder sie ergibt sich, weil die

Verantwortung nicht exakt zugewie-

sen ist und so die Abwälzung der Ver-

antwortung individueller Entschei-

dungen möglich wird. Die Klammer

besteht im Auseinanderfallen von

Entscheidungs- und Verantwortungs-

träger, wobei letzterer ein Individuum

oder ein Kollektiv sein kann. Fremd-

verantwortung wird auch dann wirk-

sam, wenn nicht nur die Verantwor-

tung, sondern mit ihr auch die Ent-

scheidung abgegeben wird. Es ist

davon auszugehen, dass die Möglich-

keit, Fremdverantwortung in An-

spruch zu nehmen, Konsequenzen für

die individuelle Verantwortungsbe-

reitschaft enthält. Viele Beispiele

dafür existieren, z.B in Bail-out-Ver-

mutungen sowie in Moral Hazard-

Strategien. 

Wirtschaftspolitische 
Governance 

Verantwortung beinhaltet die Akzep-

tanz sowohl der positiven als auch der

negativen Entscheidungsfolgen. Nur

diese umfassende Form der Verant-

wortung führt dazu, die Konsequen-

zen einer Entscheidung im Vorfeld

sorgfältig zu erfassen und abzuwägen.

In institutionenökonomischen Kate-

gorien kann von einer hohen Anreiz-

intensität gesprochen werden. Verant-

wortung und Verantwortungsbereit-

schaft gehen jedoch weit über indivi-

duell-persönliche Entscheidungskon-

texte hinaus. Auf der Makroebene las-

sen sich Wirtschaftsordnungen oder

politische Governancestrukturen an-

hand der Zuweisung von Verantwor-

tung differenzieren, die für einzelwirt-

schaftliche Entscheidungen gelten

sollen. Sie prägen dann das individu-

elle Entscheidungsumfeld. In markt-

wirtschaftlichen Ordnungen steht die

Eigenverantwortung im Vordergrund,

während in staatsdominierten Ord-

nungen stärker auf Fremdverantwor-

tung im Sinne der Entscheidungsdele-

gation abgestellt wird. Hybride Wirt-

schaftsordnungen, wie z. B. die So-

ziale Marktwirtschaft, können anhand

ihres „Mischungsverhältnisses“ zwi-

schen Eigen- und Fremdverantwor-

tung näher gekennzeichnet werden.

Wirtschaftsordnungen, die vielfältige
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Umverteilungs- und Regulierungsak-

tivitäten zulassen, schränken sowohl

die Möglichkeit als auch die Notwen-

digkeit der Eigenverantwortung zu-

gunsten von Fremdverantwortung ein.

Das Verantwortungsverständnis von

marktwirtschaftlichen Ordnungen ist

damit verbunden, dass mit einzelwirt-

schaftlichen Entscheidungen Gewin-

ne und Verluste verbunden sind, dass

Unternehmen also auch aus dem

Markt ausscheiden können.  

Eigen- und 
Fremdverantwortung

Mit der Wahl der Wirtschaftsordnung

werden von einer Gesellschaft Festle-

gungen darüber getroffen, wer Verant-

wortung zu übernehmen hat. Ein be-

stimmter Verantwortungsmix kann

von vorneherein so gewollt sein. Er

kann sich aber auch sukzessive in

einem pfadabhängigen Prozess he-

rausbilden, in dem eine allmähliche

Aushöhlung von privaten Entschei-

dungskompetenzen stattfindet, die mit

einer Verdünnung von Verfügungs-

rechten sowie mit Möglichkeiten zur

Abwälzung von Verantwortung kor-

respondiert. Eigenverantwortung und

die Verantwortungsbereitschaft von

Privaten stehen an der Schnittstelle

zum Staat bzw. zur Politik. Mit der

Übertragung von Aufgaben an den

Staat ist gleichzeitig die Abgabe von

Verantwortung an den Staat, also der

Ersatz von Eigen- durch Fremdver-

antwortung verbunden. Die politi-

schen und wirtschaftspolitischen Go-

vernancestrukturen sind daher so aus-

zugestalten, dass der Staat auch in der

Lage ist, Verantwortung zu überneh-

men. Wenn heute davon ausgegangen

wird, dass die private Verantwor-

tungsbereitschaft zurückgegangen ist,

so kann dies auf unterschiedliche Ur-

sachen zurückzuführen sein, nämlich

dass der Einzelne erstens die Verant-

wortung nicht übernehmen kann (z.B.

wegen der Existenz von Informations-

asymmetrien), zweitens nicht über-

nehmen will (z. B. wegen der Be-

fürchtung eines Überwiegens negati-

ver Folgen) oder dass drittens die De-

legation von Verantwortung an den

Staat insgesamt eine überlegene Lö-

sung darstellt. Die Existenz von 

Dilemmasituationen, Formen von

Marktversagen oder das Auftreten

von großen Systemkrisen können die

Ursache für Letzteres sein. Dies recht-

fertigt jedoch nicht die Verantwor-

tungszuweisung an den Staat für Pro-

bleme aller Art. 

Soziale Marktwirtschaft

Es ist bemerkenswert, dass sich in den

letzten Monaten aus Befragungen ge-

wonnene Informationen häuften, die

indirekt Hinweise auf die Entwick-

lung der Verantwortungsbereitschaft

enthalten. Anlässlich der 60 Jahr-Fei-

ern der Sozialen Marktwirtschaft

wurde eine tendenziell kritische Ein-

schätzung der Bevölkerung zu ihr,

ihren Merkmalen und Voraussetzun-

gen erhoben. Ein Zusammenhang die-

ser Ergebnisse mit dem Vorliegen von

Eigenverantwortung ergibt sich di-

rekt, ist die Verknüpfung von Ent-

scheidungskompetenz und Verant-

wortung doch ein wesentliches Ele-

ment der Governancestrukturen der

Sozialen Marktwirtschaft. So ist pri-

vate Verantwortung etwa in den kon-

stituierenden Prinzipien von Walter

Eucken über die Verpflichtungen des

Privateigentums sowie über die Haf-

tung gegenüber Dritten unmittelbar

verankert. Eine weitere Untersuchung

auf Befragungsbasis legt offen, dass

materielle Ziele – Wirtschaftswachs-

tum, Wohlstand – zwar von einer gro-

ßen Mehrheit der Bevölkerung, näm-

lich 69%, für Deutschland für wich-

tig, für das eigene Leben jedoch als

zweitrangig (31%) eingeschätzt wer-

den. Dies deutet darauf hin, dass ein

entsprechendes berufliches und wirt-

schaftliches Engagement, das eine

stärkere Verbindung mit Eigenverant-

wortung herstellen könnte, heute

unter Umständen eine geringere Prio-

rität aufweist.

Geänderte Interessen 
und Werte

Zusätzlich hat sich herausgestellt,

dass sich das Interessenspektrum in

der Altersgruppe unter 30 Jahren in

der deutschen Bevölkerung kontinu-

ierlich verändert hat. Das Interesse an

Wirtschaftsthemen ebenso wie an po-

litischen, gesellschaftlichen und so-

zialen Themen wird kleiner, während

andere Interessen in den Vordergrund

treten. Es handelt sich um solche, die

näher beim Individuum und der All-

gemeinheit ferner sind. Gesellschaft-

liche Ziele, wirtschaftliche Entwick-

lungen und politisches Engagement

werden als weniger wichtig einge-

schätzt. Auch ein abnehmendes Inte-

resse an wirtschaftlichen und politi-

schen Themen kann mit einer gesun-

kenen Verantwortungsbereitschaft

korrespondieren. Es sind überwie-

gend wirtschaftliche und politische

Zusammenhänge, in denen Eigen-

und Fremdverantwortung thematisiert

werden. Wenn es so ist, dass die So-

ziale Marktwirtschaft von immer we-
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niger Menschen als leistungsfähig

eingeschätzt wird, dass immer weni-

ger Menschen die Inhalte und Prinzi-

pien der Sozialen Marktwirtschaft

kennen, die Ziele der Sozialen Markt-

wirtschaft als die ihren sehen und sich

für wirtschaftliche Fragen interessie-

ren, dann kann es auch nicht ausblei-

ben, dass in diesem Prozess das Wis-

sen um die Bedeutung der Eigenver-

antwortung verloren geht und dass die

Bereitschaft zur Übernahme von Ver-

antwortung abnimmt. Könnte es einen

Zusammenhang mit den unerfreuli-

chen wirtschaftlichen Entwicklungen

geben, die derzeit zu beklagen sind?

Wenn zusätzlich berücksichtigt wird,

dass die Abgabe von Verantwortung

an die Allgemeinheit – und damit an

die Politik – verbunden ist, gewinnt

die Tatsache an Bedeutung, dass bis

vor Kurzem nur etwa 10% der deut-

schen Bevölkerung ihren Politikern

vertraute, nun aber eine weit reichen-

de Delegation der Verantwortung an

sie gutheißen.  

Ökonomische Funktionen 

Die Übernahme von Eigenverantwor-

tung führt nicht nur zu besseren ein-

zelwirtschaftlichen Entscheidungen,

sondern ist zusätzlich eine produktive

Voraussetzung für das Zusammenle-

ben in Gesellschaften sowie das Zu-

sammenwirken in Organisationen

aller Art. Verantwortung wird dann

besonders wichtig, wenn Unsicherheit

über die Ergebnisse besteht. Einige

Voraussetzungen für die positiven Ef-

fekte von Verantwortung sind aller-

dings zu beachten: Erstens muss die

Freiheit zum Entscheiden gegeben

sein. Zweitens muss die Fähigkeit

zum Entscheiden vorhanden sein.

Drittens sind Regeln erforderlich,

welche und wie die Konsequenzen in-

dividueller Entscheidungen zu be-

rücksichtigen sind, die Dritte betref-

fen. Der Inhalt solcher Regeln erfor-

dert einen gesellschaftlichen Kon-

sens. Private Verantwortung ist also

für Gesellschaften wohlfahrtserhö-

hend und marktwirtschaftliche Wirt-

schaftsordnungen setzen auf diesen

Mechanismus. Dass die drei genann-

ten Voraussetzungen in vielen ein-

zelwirtschaftlichen Finanzmarktent-

scheidungen der letzten Jahre syste-

matisch nicht beachtet worden sein

dürften, scheint nahezuliegen.    

Abnehmende 
Verantwortungs-

bereitschaft 

Verantwortung für seine Entscheidun-

gen zu übernehmen, ist für Menschen

und Gesellschaften unabdingbar.

Doch mehrere Entwicklungen haben

dazu geführt, dass dies schwieriger

geworden ist. So hat die Komplexität

des Entscheidungsumfeldes in vielen

Bereichen deutlich zugenommen, was

mit dem Ansteigen von Unsicherheit

verbunden ist. Es fehlen also notwen-

dige Informationen über Entschei-

dungsoptionen und -konsequenzen.

Gleichzeitig aber dürfte der Wunsch

nach Sicherheit größer geworden

sein. Es ist nahe liegend, dass vor die-

sem Hintergrund nicht nur Verantwor-

tung, sondern auch die Entscheidun-

gen selbst vermieden werden. Dazu

kommt, dass es in der Vergangenheit

häufig gelungen ist, positive Konse-

quenzen von Entscheidungen privat in

Anspruch zu nehmen, negative hinge-

gen zu kollektivieren. Als Rechtferti-

gung dienten der temporäre Erhalt

von Arbeitsplätzen, die Vermeidung

einer Belastung für den Wirtschafts-

standort, die Verhinderung des Markt-

austritts traditionsreicher Unterneh-

Veränderung des Interessenspektrums junger Leute
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men, ein „too big to fail“ oder andere

als übergeordnet eingeschätzte Inte-

ressen. Solche politischen Bail-out-

Aktionen, die nicht selten unterneh-

merischen Fehlentscheidungen fol-

gen, relativieren die Bereitschaft zu

privater Verantwortung für andere

Akteure. Sie enthalten überaus starke

Anreize zur Verlagerung von Verant-

wortung. Auch diesbezüglich könnte

in diesen Tagen eine Fülle von Bei-

spielen genannt werden.    

Eine zunehmende Internationalisie-

rung des privaten und beruflichen

Umfeldes mit der damit verbundenen

Intensivierung des Wettbewerbs for-

dert von den Menschen in vielen ihrer

Lebensbereiche sowie von den Unter-

nehmen Mobilität und Flexibilität. Es

sind jedoch gerade diese – positiv as-

soziierten – Eigenschaften, die es er-

möglichen, sich privater Verantwor-

tung zu entziehen, wenn es nicht  bes-

ser als bisher gelingt, adäquate Regeln

zu vereinbaren. Eine komplexe und

auch international ausdifferenzierte

Arbeitsteilung hat diffuse Verantwort-

lichkeiten und „ferne“ Entscheidun-

gen mit sich gebracht. Dies ist sowohl

in der Wirtschaft als auch in der Poli-

tik festzustellen. So kann es gesche-

hen, dass es Entscheidungsträgern ge-

lingt, Verantwortung abzuwälzen,

ohne dass diese an anderer Stelle

übernommen wird.

Die Formulierung von Regeln, die

private Verantwortung erzwingen,

findet im politischen Prozess mit sei-

nen besonderen inhaltlichen Gesetz-

mäßigkeiten und unter Berücksichti-

gung von Wahlterminen statt. Es ist

daher nicht überraschend, dass es he-

rausfordernd ist, einen gesellschaftli-

chen Konsens darüber zu finden, wel-

che entscheidungsbedingten Folgen in

private Entscheidungen einzubezie-

hen sind, sei es solche auf die Um-

welt, auf erschöpfbare Ressourcen,

auf den Standort oder auf die Funkti-

onsfähigkeit des Finanzsystems etc.

Hingegen wird nicht selten signali-

siert, dass es die Übernahme politi-

scher Verantwortung ermöglichen

würde, Verbesserungen für alle Be-

troffenen zu erreichen, ohne dass

damit Opportunitätskosten verbunden

seien. Als Beispiel mögen die Ver-

schuldungs- und Anreizkonsequenzen

der aktuellen politischen Maßnahmen

zur Verbesserung der konjunkturellen

Situation sowie zur Existenzsicherung

einzelner Unternehmen und zur Abfe-

derung der Brancheneffekte im Um-

feld der Finanzmarktprobleme die-

nen.   

Es existieren also sowohl Anreize als

auch Möglichkeiten, private Verant-

wortung abzuschieben.

Ihre Konsequenzen

Soll private Verantwortung vermieden

werden, bedeutet dies meist den Ver-

such, vor allem Risiken und Verluste

abzuwälzen. Es kann jedoch auch zu

einer generellen Vermeidung von Ent-

scheidungen kommen, was die Gefah-

ren von einzelwirtschaftlicher Passi-

vität, persönlicher Resignation und

den damit verbundenen gesamtwirt-

schaftlichen Schäden mit sich bringt.

Nahe liegend ist zusätzlich eine Ab-

nahme der Bereitschaft, sich politisch

und unternehmerisch zu engagieren,

also in diesen Bereichen Verantwor-

tung zu übernehmen. Daneben kann

sich eine ausgeprägte und häufig auch

artikulierte Unzufriedenheit mit Poli-

tik und Wirtschaft herausbilden, wenn

diese nicht in der Lage sind, die ver-

miedene Eigenverantwortung hinrei-

chend zu ersetzen. Zu beobachten

sind schließlich überzogene Forde-

rungen hinsichtlich der Schaffung

einer Bürgergesellschaft sowie an die

gesellschaftliche und soziale Ver-

antwortung von Unternehmen. Es

scheint sich häufig um eingeforderte

Kompensationen für eine nicht wahr-

genommene Verantwortung im Rah-

men der Entscheidungen von Unter-

nehmen und Haushalten zu handeln.

Weder Bürger noch Unternehmen

sollten sich in einer marktwirtschaftli-

chen Wirtschaftsordnung jedoch

„freikaufen“ müssen, wenn sie bereit

sind, Eigenverantwortung für ihre

Entscheidungen zu übernehmen. Es

geht also nicht um die Forderung von

Ersatzhandlungen und -leistungen für

nicht wahrgenommene Eigenverant-

wortung, sondern diese muss viel-

mehr direkt eingefordert werden. Je-

denfalls ist davon auszugehen, dass

die Delegation von privater Verant-

wortung nur dann positive Wirkungen

nach sich zieht, wenn sie tatsächlich

zusammen mit der Entscheidungs-

kompetenz transferiert wird und wenn

jene Akteure, die sie übernehmen, in

der Lage sind, im Vergleich zum Sta-

tus quo überlegene Entscheidungen

zu treffen.

Institutionelle 
Weichenstellungen 

Welche Möglichkeiten bestehen, die

Verantwortungsbereitschaft der Men-

schen zu erhöhen? Maßnahmen kön-

nen sowohl an der Fähigkeit als auch

an der Bereitschaft ansetzen, Verant-

wortung zu übernehmen. Es müssen

wohl grundlegende institutionelle
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Weichenstellungen sein, die im Kern

der Wirtschaftsordnung anzusiedeln

sind. Deren Konturen sind wieder zu

schärfen und deren Wirkungsmecha-

nismen wieder transparenter zu ma-

chen. Nicht alles geht und nicht alle

Kombinationen von Verhaltensweisen

sind möglich. Wirtschafts- und gesell-

schaftspolitische Governancestruktu-

ren erfordern Konsistenz, was häufig

nicht beachtet wird. Politische Verant-

wortungsbereitschaft enthält eine

Sensibilität dafür, dass Regeln keine

strukturellen Verlierer schaffen dür-

fen. Dies sind Gruppen, die in allen

Bereichen und durch viele Entschei-

dungen Belastungen zu erwarten

haben. Dies ist aber damit verbunden,

dass Unternehmen, Bürger und Politi-

ker die positiven und die negativen

Konsequenzen ihrer Entscheidungen

selbst zu tragen haben. Nur wenn ein

gesellschaftlicher Konsens über eine

Abweichung von dieser Grundregel

existiert, sollte eine Delegation von

Verantwortung vorgenommen wer-

den. Die Voraussetzungen dafür sind

jedoch nicht beliebig und genau zu

identifizieren. Politiker werden dann

entweder zu Agenten der Entschei-

dungsträger, indem sie Fremdverant-

wortung übernehmen oder sie werden

zu Agenten der Gesellschaft, indem

sie Aufgaben, Kompetenzen und die

damit verbundene Verantwortung

übernehmen. Wenn derzeit die Politik

Aufgaben der privaten Wirtschaft

übernimmt und dies mit einer Aus-

nahmesituation begründet, ist sehr

genau darauf zu achten, was nach der

Normalisierung des Umfeldes ge-

schieht.

Verantwortungsfördernde
Governancestrukturen 

Es geht also um die Festlegung des

Mix an (privater) Eigen- und (staatli-

cher) Fremdverantwortung. Nur wenn

die Formulierung von Makroregeln

gelingt, die gut, einfach und beständig

sind, und diese an die Stelle punktuel-

ler und diskretionärer Interventionen

gesetzt werden, entstehen Rahmenbe-

dingungen, die Entscheidungen mit

langfristigen Wirkungen und Bindun-

gen ermöglichen. Nur sie sind ein ver-

lässlicher Rahmen für die Herausbil-

dung von Eigenverantwortung im ei-

genen Interesse. Ein solcher Rahmen

muss auch temporäre Belohnungen

für die Übernahme von Verantwor-

tung enthalten, wenn Risiken einge-

gangen wurden. Belohnungen in

Form von Gewinnen und anderen

Vorteilen sind in Marktwirtschaften

nicht negativ, sondern ein inhärenter

Anreiz für Verantwortungsbereit-

schaft. Dies gilt auch für Unterneh-

men und andere Organisationen. Go-

vernancestrukturen mit einer hohen

Anreizintensität fördern die Übernah-

me von Verantwortung im eigenen In-

teresse, also die Verantwortungsbe-

reitschaft. Die Fähigkeit, Verantwor-

tung übernehmen zu können, ist nicht

zu unterschätzen. Dies ist mit einer

Stärkung der Informationsbasis ver-

bunden, um die Konsequenzen von

Entscheidungen isolieren und ab-

schätzen zu können. Nicht zuletzt ist

dies mit einer Verbesserung der

Kenntnisse über wirtschaftliche und

politische Zusammenhänge in größe-

ren Bevölkerungskreisen verbunden.

Private Verantwortung kann also auch

durch die Wahrnehmung politischer

Verantwortung gefördert werden. Zu

dieser gehört auch, dass die Politik die

Fülle an delegierter Verantwortung,

die sie derzeit innehat, zügig an die

privaten Wirtschaftssubjekte zurück-

schleust, sobald sich die wirtschaftli-

chen Verhältnisse normalisiert haben.
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Projektkooperationen

Flexibilisierte Wertschöpfungsstrategien

Die Zunahme der Gründung von Ko-

operationen und Netzwerken kann mit

kooperationsfördernden Rahmenbe-

dingungen erklärt werden: ein stei-

gender Wettbewerb, ein geändertes

Nachfragerverhalten, die Entwicklun-

gen der Informations- und Kommuni-

kationstechnologie, eine wachsende

Regulierungsdichte und andere Grün-

de mehr. Dieses Umfeld fördert zu-

nächst alle Kooperationstypen, losge-

löst von ihrer konkreten Ausgestal-

tung und Institutionalisierungsform.

Zusätzlich hat sich jedoch herausge-

stellt, dass jene Kooperationsformen

nun besonders häufig gewählt wer-

den, die sich entweder durch beson-

ders flexible Strukturen auszeichnen

oder die die Dauer der Kooperation

begrenzen. Beispiele für Erstere sind

kooperative Netzwerke ohne einen

dominanten Systemkopf und für Letz-

tere Projektkooperationen. Werden

die beiden „organisatorischen Extre-

me“, nämlich der Markt und das inte-

grierte Unternehmen nicht einbezo-

gen, kann im hybriden Organisations-

spektrum tendenziell eine Entwick-

lung hin zu marktnäheren Kooperati-

onsformen festgestellt werden, so

auch zu Projektkooperationen.

Abgrenzungen         

Eine Projektkooperation stellt die

temporäre Zusammenarbeit von Un-

ternehmen zur Verwirklichung eines

gemeinsamen Projektes dar. Manche

Projekte werden organisatorisch,

manche sogar rechtlich eigenständig

abgewickelt. Mit diesem Kooperati-

onstyp soll weder eine dauerhafte

noch eine projektunabhängige befris-

tete Zusammenarbeit eingegangen

werden. Das Abgrenzungsmerkmal ist

die Projektlänge. Projektkooperatio-

nen unterscheiden sich durch die zu-

grunde liegenden Motive und durch

ihre Institutionalisierungen. Eine

große Vielfalt an Anwendungsberei-

chen hat sich herausgebildet. Die Or-

ganisation eines sportlichen oder

eines kulturellen Mega-Events kann

ebenso als Projektkooperation erfol-

gen wie der Bau eines Autobahnab-

schnittes oder die Bearbeitung eines

komplexen Beratungsmandats. Nicht

nur private Unternehmen können sich

für eine Projektlänge verbinden, son-

dern ebenso können staatliche oder

kommunale Organisationen – im Er-

gebnis entsteht eine temporäre Public

Private Partnership – oder NGOs

Partner werden.

Anwendungsbereiche

Die Idee der Projektkooperation ist

keine neue. Die Ursprünge können im

Mittelalter geortet werden, als sich

Kaufleute zusammentaten, um risiko-

reiche Land- und Seetransporte

durchzuführen. Viele Großbau-, Er-

schließungs- und Entwicklungspro-

jekte wurden in Form gemeinsamer

Projekte mehrerer Unternehmen an-

gegangen. Der Suez-Kanal, der Euro-

Tunnel oder Disneyland entstanden

als kooperative Projekte. Zahlreiche

Kooperationen in der Medienbranche,

von Freiberuflern, zur Finanzierung

oder für eine IT-Standardisierung sind

bekannt. Beispiele finden sich auf

jeder der einzelnen Stufen der Wert-

schöpfungskette. Sie können jedoch

auch die gemeinsame Organisation

der kompletten Wertschöpfungskette

umfassen, z. B. bei Bau- oder Bera-

tungsprojekten.

Ursachen, 
Ziele und Motive

Im Vordergrund steht häufig die Poo-

lung von Ressourcen, Know-how und

Der Anteil der Kooperativen Ökonomie an der wirtschaftlichen Wertschöpfung nimmt gene-
rell zu. Ein steigender Anteil der wirtschaftlichen Leistung wird in unternehmensgrenzen-
überschreitenden Netzwerken und anderen Formen der Kooperation geschaffen. Doch
auch die Kooperative Ökonomie weist eine Struktur auf. Sie kann anhand zahlreicher Kri-
terien identifiziert werden. Unterschiedliche Formen und Institutionalisierungsgrade sind
zwei Beispiele für relevante Kriterien. Die Dauer der Kooperation ist ein weiteres. Darauf
wird abgestellt, wenn Projektkooperationen analysiert werden.
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Finanzierungsmöglichkeiten, also ein

quantitativer oder qualitativer Kapazi-

tätsaspekt. Projektkooperationen wer-

den auch vereinbart, um einen Markt-

eintritt erst zu ermöglichen oder um

den Ausschreibungsbedingungen für

öffentliche Großprojekte zu entspre-

chen. Von Bedeutung ist zusätzlich

die Risikopoolung und damit -sen-

kung für die Kooperationspartner.

Schließlich können unter bestimmten

Voraussetzungen spezielle Finanzie-

rungs- und Fördermodelle in An-

spruch genommen werden. Meist

werden diese Motive ergänzt um den

Wunsch der Partner, Flexibilität und

Anpassungsfähigkeit zu erreichen.

Institutionalisierung

Projektkooperationen können sowohl

additiv als auch komplementär ange-

legt sein. Im ersten Fall stehen Grö-

ßen-, Geschwindigkeits- und Standar-

disierungseffekte im Vordergrund.

Homogene oder ähnliche Kompeten-

zen, Ressourcen oder Technologien

der Partner werden kombiniert. In

komplementären Projekten werden

heterogene Elemente oder Profile zu-

sammengebracht. Die typischen Ko-

operationsstrategien und -muster mit

ihren bekannten Wirkungskanälen

können also auch bei Projektkoopera-

tionen festgestellt werden: Stoßrich-

tung ist entweder die Effizienzorien-

tierung oder die Präferenzorientie-

rung, die hier als Orientierung an

einem konkreten Projekt- oder Auf-

tragsziel interpretiert werden kann.

Werden Projektkooperationen ver-

traglich institutionalisiert, ist ein we-

sentlicher Vertragsbestandteil die

Festlegung des Projektkoordinators

und seiner Kompetenzen. Seine Auf-

gabe besteht nicht nur im Kooperati-

onsmanagement, sondern auch in der

Gestaltung des Außenauftrittes sowie

als Schnittstelle zu einem eventuellen

Projektauftraggeber. Die Kooperati-

onsverträge firmieren auch als Kon-

sortialverträge. Häufiger kommt es je-

doch vor, dass anstelle oder zusätzlich

zu einem Vertrag ein eigener unter-

nehmerischer Bereich in Form einer

Projektgesellschaft, etwa einer BGB-

Gesellschaft, eingerichtet wird. Doch

auch Projektkooperationen kennen

die Institutionalisierung als Joint Ven-

ture. Voraussetzung dafür ist meist,

dass es sich um große oder um länger

angelegte Projekte handelt oder dass

eine Projektfinanzierung in Anspruch

genommen werden soll.    

Kooperationsmanagement

Auch für Projektkooperationen ist ein

effektives Management wesentliche

Erfolgsvoraussetzung. Das Koopera-

tionsmanagement ist gleichzeitig Pro-

jektmanagement und muss zusätzlich

die Schnittstelle zu den beteiligten

Partnerunternehmen betreuen. Das

Kooperationsmanagement hat mit

einem einzelwirtschaftlichen Kalkül

zu beginnen, in dem die Kooperati-

onsoption mit ihren Konsequenzen zu

prüfen ist. Im Rahmen der internen

Vorbereitung sind vor allem die

Schnittstelle zwischen Unterneh-

mens- und Projektaktivitäten zu iden-

tifizieren und das einzelwirtschaftli-

che Kooperationsziel festzulegen.

Mögliche Institutionalisierungen und

Partner sind zu prüfen. Letzterem

sollte ein Partneranforderungsprofil

zugrunde gelegt werden. Am Beginn

der Institutionalisierung erfolgt die

Vereinbarung des gemeinsamen Ko-

operationszieles, dessen Operationali-

sierung und möglichst Quantifizie-

rung unabdingbar sind. Spielregeln

für die Zusammenarbeit sind festzule-

gen, die den Leistungsaustausch, die

Rechte und Pflichten der Partner, die

Kommunikation, Exit-Regeln sowie

im Falle einer gemeinsamen Gewinn-

erzielung dessen Aufteilung enthal-

ten. Schließlich sind die notwendigen

Kooperative Ökonomie: Struktur



Infrastrukturen mit ihren IT-Elemen-

ten einzurichten. Auf diesem Funda-

ment wird das operative Management

des Projekts erfolgen. Ausgehend von

der Zieldefinition und alle Kooperati-

onsphasen begleitend, ist ein Projekt-

controlling erforderlich. Während

Projektkooperationen die Flexibilität

von Unternehmen erhöhen sollen, ist

es herausfordernde Aufgabe des Ko-

operationsmanagements, für die Pro-

jektdauer die Binnenstrukturen zu sta-

bilisieren. Aus mehreren Quellen er-

wächst Stabilisierungsbedarf. Ex ante

geht es um die Auswahl geeigneter

Partner. Nicht alle Unternehmen und

nicht alle ihrer Mitarbeiter sind für

eine Projektorientierung ihrer Tätig-

keiten geeignet. Dies gilt auch für die

Auswahl des Kooperationsmanagers

oder der Leitfirma. Auch nach dem

Beginn der Zusammenarbeit können

Informationsmängel zum Problem

werden. Partner mit Qualitäts- und

Terminproblemen verursachen exter-

ne Effekte. Dies ist vor allem dann

konfliktreich, wenn Projektkoopera-

tionen zur Bearbeitung externer Auf-

träge gegründet wurden, da ein Ge-

samtergebnis geschuldet wird. Als

Stabilisierungsmechanismen stehen

dem Kooperationsmanagement unter-

schiedliche Instrumente zur Verfü-

gung. So stehen formelle Regeln und

Sanktionen im Vordergrund, die durch

Leistungs-, Qualitäts- und Termin-

standards ergänzt werden, während

die Herausbildung „weicher Fakto-

ren“ wie Vertrauen durch die zeitliche

Begrenzung der Zusammenarbeit er-

schwert wird. Da manche Unterneh-

men in mehreren oder immer wieder

in Projektkooperationen zusammen-

arbeiten, können sie jedoch eine posi-

tive (oder negative) Kooperationsre-

putation aufbauen, die losgelöst von

der konkreten Zusammenarbeit infor-

mations- und transaktionskostensen-

kend wirkt.                   

Organisations-
perspektiven

Projektkooperationen nehmen zu.

Doch dies ist nicht der einzige rele-

vante Organisationstrend. Zusätzlich

zeigt sich, dass die Vielfalt in Ausge-

staltung und Institutionalisierung an-

steigt. Eine steigende Anzahl von Un-

ternehmen engagiert sich in Projekt-

kooperationen. Immer mehr solcher

Kooperationen haben eine Vorge-

schichte dergestalt, dass die Partner

bereits im Rahmen früherer Projekte

zusammengewirkt haben, sich und

ihre Kooperationsfähigkeit sowie ihr

Leistungsprofil also kennen. Schließ-
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lich zeigt sich häufiger eine spezielle

Einbindung von Projektkooperatio-

nen in dynamische Netzwerke. Diese

sind als Zwei-Ebenen-Netzwerke or-

ganisiert. Ein Pool von Unternehmen

bildet ein latentes Netzwerk von Un-

ternehmen, die bereit sind, bei geeig-

neten Projekten zusammenzuarbeiten.

Diese erste Netzwerkebene kann als

Basisnetzwerk bezeichnet werden.

Losgelöst davon arbeiten die poten-

ziellen Partner autonom und erfüllen

ihre unternehmensindividuellen Kun-

denaufträge. Die zweite Netzwerk-

ebene ist die Ebene der Projektkoope-

rationen, auf der die konkrete Zusam-

menarbeit stattfindet. Das Bild von

virtuellen Unternehmen ist ange-

bracht. Beispiele für solche Zwei-

Ebenen-Netzwerke sind Handwerker-

netzwerke sowie Beraternetzwerke.

Sie sind mit zusätzlichen Manage-

mentaufgaben verbunden, da nun

weitere Kompetenzen und Spielregeln

zu definieren sind. So ist insbesonde-

re zu klären, wie Projektaufträge in

das Netzwerk kommen und dort wei-

tergereicht werden und nach welchen

Kriterien die Auswahl der Unterneh-

men erfolgt, die temporär zusammen-

arbeiten. Viele rechtliche Fragen, z.

B. der Haftung, des Außenauftrittes

und der Arbeitsverhältnisse sind noch

weitgehend ungeklärt. Allerdings hat

eine solche Organisationsform Vor-

teile im Aufbau weicher Stabilisier-

ungsmechanismen, wenn sie mit

isolierten Projektkooperationen ver-

glichen wird. Die Gestaltung der Go-

vernance eines Zwei-Ebenen-Netz-

werks hat explizit die Verbindungsli-

nien zwischen den beiden Ebenen zu

berücksichtigen. Die beiden Ebenen

können unterschiedliche rechtliche

Institutionalisierungen aufweisen.        

Gesamtwirtschaftliche
Konsequenzen           

Die Zunahme von Projektkooperatio-

nen in vielen Branchen, unabhängig

von Größe und Rechtsform der Unter-

nehmen, auf lokaler und regionaler,

aber auch auf internationaler Ebene

lässt gesamtwirtschaftliche Konse-

quenzen erwarten, die bislang noch

nicht ausgelotet sind. Auf diese Weise

verändern sich traditionelle Wert-

schöpfungsmuster. Damit ist nicht nur

verbunden, dass horizontale und ver-

tikale Unternehmensgrenzen flexibler

werden, sondern zusätzlich werden

Wertschöpfungsketten immer wieder

neu zusammengestellt. Wertschöp-

fungsstrukturen unterliegen dann

einem schnellen Wandel. Dies führt

dazu, dass die Flexibilität unterneh-

merischer Wertschöpfung insgesamt

zunimmt, und dass die Rolle von Un-

ternehmen sich in diesem Prozess ver-

ändern wird. Insgesamt wird die Ar-

beitsteilung komplexer. Auch die Ko-

operative Ökonomie dürfte einem

Strukturwandel unterliegen, wenn die

begonnene Entwicklung anhält, da

der Anteil der temporären Zusammen-

arbeit dann zunimmt. Dies aber würde

die Anforderungen an das Manage-

ment von Unternehmen ebenso verän-

dern wie an die Mitarbeiter. Bislang

sind keine empirischen Studien ver-

fügbar, die es ermöglichen, das Aus-

maß der „Projektwirtschaft“ quantita-

tiv abschätzen zu lassen. Es überwiegt

anekdotische Evidenz. Auch die Kon-

sequenzen für die Unternehmen sowie

für die Gesamtwirtschaft sind nur in

Ansätzen ausgelotet. Vor diesem Hin-

tergrund zeichnet sich ein ergiebiges

Forschungsprogramm für die Theorie

und Empirie der Unternehmensko-

operation ab.

� Theresia Theurl

� (0251) 83-2 28 91

� theresia.theurl@
ifg-muenster.de
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Das vorzustellende Buch adaptiert die

Idee der Balanced Scorecard auf das

Konzept des Supply Chain Manage-

ments. Beide Managementkonzepte

sind bereits in den meisten Unterneh-

men integriert, der praktische Reife-

grad ist hingegen noch nicht voll aus-

geschöpft. Jürgen Richert liefert mit

seinem Buch einen umfassenden Ein-

blick in die diesbezügliche Thematik

und liefert gleichzeitig umsetzbare

Ideen für ein Supply Chain Perfor-

mance Measurement. Somit wird eine

neue Methode vorgestellt, um die Ba-

lanced Scorecard als Instrument zur

Strategieimplementierung und Pro-

zessoptimierung im Supply Chain

Management einzusetzen. Als Erwei-

terung der Balanced Scorecard wird

die Einführung einer Kooperations-

perspektive vorgeschlagen. Wesentli-

cher Bestandteil des neuen Konzeptes

ist die Vernetzung der lokalen Strate-

gien der Supply-Chain Mitglieder mit

einer Gesamtstrategie der Supply

Chain. Weiterhin wird gezeigt, wie

eine Verknüpfung dieser Strategien

mit Kennzahlen erfolgen kann und

insbesondere welche Schritte bei der

Implementierung zu beachten sind.

Der Praxisnutzen ergibt sich aus der

dargestellten Fallstudie. 

Der erste Teil des Buches zeigt die

Struktur und Vorgehensweise auf und

führt in die grundlegenden Begriffe

und Definitionen ein. Der zweite Teil

analysiert die Zusammenhänge von

Performance Measurement und Sup-

ply Chain Management und liefert

erste Erkenntnisse über Anforderun-

gen der beiden Systeme. Darüber hi-

naus werden Ansätze der Literatur

dargestellt, diskutiert und bewertet.

Der dritte und letzte Teil beinhaltet

das Konzept der Supply Chain Balan-

ced Scorecard auf der Supply-Chain-

Ebene und die Integration dieser Ba-

lanced Scorecard mit den unterneh-

mensinternen Controllingsystemen.

Ein substanzieller Bestandteil ist hier-

bei die Behandlung strategischer Fra-

gestellungen sowie Abhängigkeiten

zwischen unternehmensübergreifen-

den Prozessen. Abschließend wird an-

hand einer Fallstudie die Implemen-

tierung einer Supply Chain Balanced

Scorecard bei einem High-Tech-Un-

ternehmen illustriert.

Die Arbeit wurde im Rahmen des

AKJ Automotive Kongresses im März

2005 mit dem SCM University Award

ausgezeichnet. Der AKJ Automotive

ist eine Gruppe von Experten und

Führungskräften der Automobil- und

Zulieferindustrie. Die Mitglieder ar-

beiten gemeinsam an der Weiterent-

wicklung von Konzepten und Lösun-

gen für die Neugestaltung und Opti-

mierung der Geschäftsprozesse und

Strukturen in der Supply Chain bei

Automobilherstellern, -zulieferern

und Dienstleistern.

Die Arbeit hat die Jury vor allem in

folgenden Punkten überzeugt:

– Innovation in Bezug auf die ge-

wählte Fragestellung,

– Geschlossenheit/Gesamtsicht in der

Beantwortung des Themas,

– Praxisbezug bzw. mittelfristige Nut-

zung der Ergebnisse in der Praxis,

– Entwicklungsmöglichkeit und

Nachhaltigkeit der Ergebnisse. 

Das Buch empfiehlt sich für alle Sup-

ply Chain-Experten und -Manager,

die sich insbesondere mit Fragestel-

lungen der Strategieformulierung und

Leistungsmessung in Supply Chains

auseinander setzen. 

Jürgen Richert: Performance Measurement in Supply Chains –
Balanced Scorecard in Wertschöpfungsnetzwerken
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Der vorliegende Sammelband fasst

ausgewählte theoretische und empiri-

sche Aufsätze der Themengebiete

Franchising, Allianzen und Genossen-

schaften der Internationalen Konfe-

renz  „Economics and Management

of Networks (EMNet)“ zusammen.

Im ersten Teil werden neue Erkennt-

nisse im Bereich Franchising vorge-

stellt. Hendrikse & Jiang arbeiten po-

sitive Externalitäten als Ursache eines

pluralistischen Franchisesystems he-

raus, während Ehrmann & Spranger

deren positiven Einfluss auf den Ge-

winn des Franchisegebers erläutern.

Ein Ländervergleich zwischen Frank-

reich und den USA findet sich im Bei-

trag von Perrigot & Cliquet. Im Hin-

blick auf Governancestrukturen in

Franchise-Netzwerken seien beispiel-

haft die Beiträge von Windsperger &

Yurdakul, Azevedo & Silva sowie

Ehrmann & Spranger genannt. Dant,

Kacker, Coughlan & Emerson wählen

die Kointegrationsanalyse, um Korre-

lationen verschiedener Franchiseka-

näle zu testen. Barros & Perrigot da-

gegen überprüfen die Effizienz von

Franchisesystemen mit Hilfe der 

Data Envelopment Analysis (DEA).

Durch drei Fallstudien von Tuunanen,

Torikka & Croonen, die den Erfolg

finnischer Politik, eines speziellen

Franchisee-Trainings bzw. eines nie-

derländischen Drogerienetzwerkes

behandeln, wird der erste Teil des

Sammelbandes abgerundet.

Der zweite Teil umfasst Untersuchun-

gen zu Strategischen Allianzen. Ar-

ranz & de Arroyabe analysieren Go-

vernancestrukturen von F&E-Allian-

zen im Hinblick auf den Grad admi-

nistrativer und sozialer Faktoren. In

der Wintersportindustrie unterschei-

det Boquet zwei Netzwerktypen – das

effizienzorientierte „Star“ Netzwerk

und das lern- und wissensorientierte

„Community“ Netzwerk. Eine Analy-

se des Einflusses finanzwirtschaftli-

cher Institutionen sowie Investoren-

verhaltens auf das Allianzmanage-

ment findet sich bei Nisar. Gemäß

Lenz & James gleicht die Organisa-

tionsstruktur internationaler Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften einem

spezifischen strategischen Netzwerk.

Die Lösung von Koordinations- und

Anreizproblemen steht im Mittel-

punkt der Untersuchung. Larimo un-

tersucht den Einfluss ausländischer

Konzernmütter, Zielland und invest-

mentspezifischer Variablen auf die

Performance grenzüberschreitender

Joint Ventures.

Der dritte Teil fasst Beiträge zu inter-

nationalen Genossenschaftssystemen

zusammen. Hendrikse, Smith & de la

Vieter setzen die Orientierung der

Agenten einer Genossenschaft und

die Entstehung eines Diversifikati-

onsportfolios in Beziehung. In ihrem

Beitrag analysieren Hu, Huang, Hen-

drikse & Xu, ob landwirtschaftliche

Genossenschaften in Zeiten einer

immer stärker globalisierten Wertket-

te eine erfolgversprechende Organisa-

tionsform sind. 

Abschließend bleibt festzuhalten,

dass der vorliegende Sammelband

viele Facetten der aktuellen Netz-

werkforschung mit dem Schwerpunkt

Franchising beleuchtet. Neben theore-

tisch fundierten Aufsätzen ist durch

die zahlreichen Fallstudien auch ein

guter Praxisbezug vorhanden. Das

Buch bietet daher sowohl für die wis-

senschaftliche Forschung als auch für

den kooperierenden Praktiker interes-

sante Anknüpfungspunkte.

Physica-Verlag, Heidelberg, 2007, ISBN 978-3-7908-1757-7, 465 Seiten, 90,90 €

Gérard Cliquet, George Hendrikse, Mika Tuunanen, 
Josef Windsperger (Hrsg.):

Economics and Management of Networks – 
Franchising, Strategic Alliances and Cooperatives
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Hält man sich die klassische Wert-

schöpfungskette von Porter vor

Augen, beziehen sich die im Fokus

des Buches stehenden Shared Ser-

vices sowie deren logische Weiterent-

wicklung in Form des Business Pro-

cess Outsourcings bzw. des Offsho-

rings auf das Auslagern von sekundä-

ren Aktivitäten innerhalb eines Unter-

nehmens. Klassische, sich für Busi-

ness Process Outsourcing-Maßnah-

men anbietende Bereiche sind zum

Beispiel das Finanz- und Rechnungs-

wesen oder sonstige Verwaltungs-

funktionen. 

In der aktuellen öffentlichen Diskus-

sion sind Maßnahmen des Auslagerns

von Teilbereichen in ferne Länder mit

niedrigeren Lohnkosten umstritten,

werden häufig verurteilt. Diesem Vor-

wurf begegnet Sören Dressler, indem

er sich rein auf die ökonomische

Sichtweise beschränkt und Maßnah-

men des Auslagerns unter das ratio-

nale Kalkül im Rahmen einer typi-

schen Make-or-Buy-Entscheidung

subsumiert.  Nacheinander geht Sören

Dressler ausführlich auf die drei im

Fokus stehenden Formen der Arbeits-

teilung ein. Das Buch ist in sechs

große Kapitel unterteilt. Zunächst

setzt sich Sören Dressler mit dem

Phänomen der Shared Services ausei-

nander. Methodisch-wissenschaftli-

che Aspekte werden ebenso in Zu-

sammenhang mit dem Phänomen ge-

bracht wie zahlreiche Fallbeispiele

aus der Unternehmenspraxis. Im

zweiten Kapitel geht Sören Dressler

auf das Phänomen des Business Pro-

cess Outsourcings als konsequente

Weiterentwicklung des Shared Ser-

vices-Gedankens ein. Ausführlich

setzt Sören Dressler sich mit der Idee

des Auslagerns von unternehmensun-

terstützenden Tätigkeiten in methodi-

scher, empirischer und praktischer

Sicht auseinander. Im anschließenden

dritten Kapitel folgt dann die verglei-

chende Analyse der zwei vorgestell-

ten Konzepte. Eine abschließende

Empfehlung, welches Konzept dem

anderen überlegen ist, wird jedoch

nicht gegeben. Vielmehr betont Sören

Dressler, dass auch hier, wie bei allen

Make-or-Buy-Entscheidungen, jedes

Unternehmen selbst eine individuelle,

einzelwirtschaftliche Abwägung zu

treffen hat. Im vierten Kapitel legt

Sören Dressler dar, warum nicht nur

für die produzierenden, sondern auch

für die unterstützenden Unterneh-

mensaktivitäten Möglichkeiten des

Offshorings darüber hinaus Einzug in

das ökonomische Entscheidungskal-

kül eines Unternehmens erhalten soll-

ten. Im fünften Kapitel wird dann die

Wahl eines bestmöglichen Standorts

für eine Offshoring-Maßnahme be-

trachtet. Auch hier kann keine gene-

relle Empfehlung gegeben werden.

Vielmehr werden viele Facetten an-

gesprochen, die der einzelne Ent-

scheidungsträger dann in seinem Kal-

kül zu berücksichtigen hat. Das Buch

schließt mit einem Ausblick auf die

weitere Entwicklung der drei vor-

gestellten Auslagerungsinstrumente.

Aufgrund der Verknüpfung der langen

praktischen Erfahrungen Sören Dress-

lers als Unternehmensberater mit sei-

nem theoretischen Fachwissen als

Professor ist das vorliegende Buch so-

wohl für Verantwortliche in Unter-

nehmen als auch für andere Wissen-

schaftler gleichermaßen zu empfeh-

len. Wie bereits der Titel verdeutlicht,

müssen Verfechter der deutschen

Sprache allerdings beim Lesen über

sehr viele Anglizismen hinwegsehen.
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In den vergangenen Jahren sind meh-

rere informative Bücher über institu-

tionenökonomische Fragestellungen

erschienen. Einige von ihnen enthal-

ten Überblicke über die relevanten

Themen, die unterschiedlichen analy-

tischen Zugänge sowie den Stand der

Disziplin. Andere stellen deren me-

thodische Grundlagen dar. Daneben

findet auch in Monografien Nieder-

schlag, dass sukzessive eine Ausdiffe-

renzierung der Institutionenökonomik

stattfindet und dass empirische Studi-

en an Bedeutung gewinnen. Es wer-

den einzelne Fragestellungen heraus-

gegriffen und vertieft analysiert. Der

vorliegende Sammelband ist eine Mi-

schung aus diesen Zugängen und bie-

tet gerade deswegen eine sehr anre-

gende Lektüre. Er ist aus den jährli-

chen Veranstaltungen der European

School on New Institutional Econo-

mics (ESNIE) hervorgegangen, einem

renommierten Forum für Institutio-

nenökonomen. 23 Beiträge geben

einen sehr guten Überblick über ein-

schlägige Themen und zeigen dabei

die deutlich gestiegene Bedeutung der

Institutionenökonomik im Rahmen

der ökonomischen Theorie sowie in

ihrem Erklärungsbeitrag für reale

Phänomene.

Überblicke, Grundlagen,
Methoden

In sieben Bereiche ist der gesamte

Band strukturiert, wobei der erste Teil

mit seinen drei Beiträgen, als Einlei-

tung gedacht, sehr inspirierend ist.

Dies gilt für das ausführliche Vorwort

von Oliver E. Williamson, in dem er

die Zugänge zu den einzelnen Beiträ-

gen des Buches und deren Einord-

nung auch mit dem Blickwinkel eines

institutionenökonomischen Pioniers

kommentiert. Ähnlich informativ sind

die beiden folgenden Beiträge, die aus

der Sicht der Herausgeber die The-

menauswahl inhaltlich begründen,

sowie der Überblickartikel über die

Entstehung und die einzelnen Ent-

wicklungsschritte der NIÖ. Der Teil

über die institutionenökonomischen

Grundlagen enthält Beiträge über die

Theorie der Unternehmung, über Ver-

träge und Governancestrukturen

sowie über die Funktionen von Insti-

tutionen, ihre Entstehungsmuster und

Wirkungskanäle. Dazu kommen For-

schungsergebnisse über die Bedeu-

tung von Anreizstrukturen, die ver-

wendeten Verhaltensannahmen sowie

deren Konsequenzen für die Erkennt-

nisse. Im folgenden Abschnitt werden

vier Beiträge über methodische Fra-

gen sowie solche der Erkenntnisge-

winnung zusammengefasst. Konkret

wird die Notwendigkeit für Fallstudi-

en aufgezeigt und die Frage gestellt,

was die Institutionenökonomik aus

ihnen lernen kann. Diese Frage wird

auch für die ökonometrische Analyse

von Verträgen und Organisationen ge-

stellt. Für die parallele und kombi-

nierte Anwendung beider Analyseme-

thoden werden überzeugende Begrün-

dungen angeführt. Auch die experi-

mentelle Methode hat längst Eingang

in die Institutionenökonomik gefun-

den. Laborexperimente erlauben es,

„mit den Regeln zu spielen“. Bereits

etabliert ist die spieltheoretische Ana-

lyse von Institutionen. Dieser Ab-

schnitt ist sehr bereichernd und zeigt

anschaulich, dass institutionenökono-

mische Fragestellungen mit jenen

Methoden untersucht werden können,

die den aktuellen Standards der öko-

nomischen Theorie entsprechen.

Unternehmen, 
Organisationen, Politik

In den folgenden drei Kapiteln folgen

speziellere Themen, die die Breite der

Fragestellungen aufzeigen: Strategie

und Management, Organisation von

Unternehmen und Branchen sowie In-

stitutionen in gesamtwirtschaftlichen

und politischen Kontexten. Die Klam-

mer bildet die Bedeutung von Institu-

tionen und ihrer konkreten Ausgestal-

Cambridge University Press, 2008, ISBN 978-0-521-70016-0 

582 Seiten, 39,99 €.
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Themen der Mikrofinanz haben zu-

nehmend Aufmerksamkeit gewonnen.

Dies gilt gleichermaßen für die Theo-

rie wie für die Praxis, für Banken 

wie für Politiker.  Mehrere Faktoren

haben dies bewirkt, vor allem ein Be-

deutungsgewinn in der Entwicklungs-

politik, einige empirische Studien

über unterschiedliche Modelle und

Größenordnungen sowie ein steigen-

des Interesse an entsprechenden Akti-

vitäten von Finanzinstituten aus ent-

wickelten Volkswirtschaften. Nicht

nur Finanzierungs-, sondern vor allem

auch Anlagemöglichkeiten und ver-

mögensinduzierte Transaktionen tra-

ten, von dieser Seite initiiert, stärker

in den Vordergrund. Dazu kamen di-

verse Schätzungen über vorhandene

und zu hebende Marktpotenziale auf

diesem Gebiet, der Versuch einer

Quantifizierung des Marktes für Mi-

krofinanzprodukte insgesamt. Auch

für internationale Organisationen ge-

wann die Thematik zunehmende Be-

deutung. Dass 2005 als das internatio-

tung in allen Lebensbereichen. So

wird die grundlegende Make-or-Buy-

Frage im transaktionskostenökonomi-

schen Analysedesign aufgerollt, wäh-

rend am Beispiel von Wasserrechten

die Funktionen von Verfügungsrech-

ten dargestellt werden und konkurrie-

renden Vertragsstrukturen und Orga-

nisationen in der Landwirtschaft und

der Nahrungsmittelindustrie auf den

Grund gegangen wird. Gut aufbereitet

werden die Analysestrukturen für Un-

ternehmenskooperationen sowie von

Wertschöpfungsketten. Hier steht ein

Vergleich von diversen Governance-

strukturen im Vordergrund. Politi-

schen Verfügungsrechten und Institu-

tionen der Politik ist ein Kapitel mit

einschlägigen Aspekten gewidmet. So

werden Strategien von Interessen-

gruppen, die Regulierung in Netzin-

dustrien, Verfassungsfragen sowie

ordnungspolitische Transformations-

prozesse institutionenökonomisch un-

tersucht. Das abschließende Kapitel

setzt sich mit Herausforderungen,

Rückschlägen, Baustellen und zu-

künftigem Forschungsbedarf der In-

stitutionenanalyse auseinander. Insti-

tutionelle Ineffizienz, Lücken in der

Theorie des Unternehmens und bei

den Institutionen des Rechts werden

herausgearbeitet.

Gelungener Sammelband   

Den Herausgebern und Autoren ist ein

überzeugender Band gelungen, der

für Institutionenökonomen die ur-

sprünglichen Fragen, die Entwicklun-

gen und die zukünftige Agenda kom-

pakt zusammenfasst, für Einsteiger

hingegen die Breite des Untersu-

chungsgegenstandes und die Leis-

tungsfähigkeit des Ansatzes gekonnt

vermittelt. So ist dieses Buch sowohl

für Universitäten als auch für Interes-

sierte der Praxis geeignet, für Ökono-

men ebenso wie für Vertreter anderer

Disziplinen, die an ökonomischen

Fragestellungen interessiert sind. Die

Beiträge sind konsistent und ver-

gleichbar aufgebaut, von überschau-

barer Länge. Sie zeigen auch interdis-

ziplinäre Forschungsergebnisse auf

und verwenden konkrete Beispiele,

um die theoretischen Zusammenhän-

ge zu illustrieren.
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Springer-Verlag, Berlin, 2008, ISBN 978-3-540-76640-7

388 Seiten, 74,85 €.

Ingrid Matthäus-Maier, J.D. von Pischke
New Partnerships for Innovations in Microfinance
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nale Jahr des Mikrokredits ausgerufen

wurde und Muhammad Yunus der

Friedensnobelpreis zuerkannt wurde,

hat zusätzlich zu einem breiteren Inte-

resse beigetragen. Der vorliegende

Sammelband greift viele dieser Facet-

ten auf und gibt ein komplexes Bild

der Thematik, das sehr informativ ist.

Neue Partnerschaften

18 Beiträge, die in drei Teile einge-

ordnet werden, zeigen den vielschich-

tig gewordenen Komplex. Die Klam-

mer bildet die Zusammenarbeit unter-

schiedlicher Organisationen, um eine

nachhaltige Entwicklung in emerging

markets und Entwicklungsländern zu

erreichen. Dabei ermöglichen ge-

meinsame Ziele durchaus auch die

Verfolgung unterschiedlicher einzel-

wirtschaftlicher Interessen und sollen

private mit öffentlichen Organisatio-

nen zusammenarbeiten. Unter diesem

Gesichtspunkt stellen sich interessan-

te Fragen der Kooperation, ihrer Wir-

kungen und ihrer Organisationsfor-

men heraus. In den drei Schwerpunk-

ten werden Möglichkeiten erörtert,

private Investitionen in Mikrofinanz-

produkte anzuregen, technologische

Partnerschaften zu organisieren sowie

Ersparnisse zu fördern und inhärente

Risiken überschaubar zu halten.

Refinanzierungsaspekte

Wie kann anlagesuchendes Kapital

für Mikrokredite verfügbar gemacht

werden? Diese Frage stellt den Kern

des ersten Schwerpunktes dar. Es geht

um die Refinanzierung von Aktivitä-

ten der Mikrokreditvergabe. Im Mit-

telpunkt stehen Investmentfonds, die

Mikrofinanzprodukte enthalten. Un-

tersucht werden mögliche Konstruk-

tionen sowie die Rolle von Rating-

agenturen, die auf entsprechende Pro-

dukte spezialisiert sind. Es wird die

Frage gestellt, ob solche Finanzpro-

dukte geeignet für eine breitere Öf-

fentlichkeit sind und wie sie zu be-

werten sind. Auch makroökonomi-

sche Fragen, nämlich der Zusammen-

hang zwischen Mikrofinanz und wirt-

schaftlicher Entwicklung und von

Wachstumsprozessen werden gestellt.

Technologisches

Unter dieser Überschrift werden As-

pekte zusammengefasst, die den Auf-

bau von Finanzsystemen, die Auswei-

tung der Finanzintermediation, die

Erhöhung der Reichweite von Finanz-

produkten sowie die Vorbereitung für

Vertriebsstrukturen ermöglichen, die

einen deutlich größeren Kreis von

Menschen erreichen können. Dabei

wird einerseits ausgelotet, welche

Rolle die modernen Informations-

und Kommunikationstechnologien

spielen können. Andererseits geht es

um sehr grundsätzliche Fragen, näm-

lich wie Finanzdienstleistungen so in-

stitutionalisiert werden können, dass

sie einzelwirtschaftlichen Nutzen und

gesamtwirtschaftliche Entwicklungs-

möglichkeiten schaffen. Banktechni-

sche Aspekte, wie Kreditwürdigkeits-

prüfungen und Fragen der Bankenauf-

sicht in rudimentär entwickelten Fi-

nanzsystemen, kommen dazu.

Risikosicherungssysteme

Den dritten Schwerpunkt bildet die

Analyse von Wegen, die die Bildung

von Ersparnissen, vor allem im Zu-

sammenhang mit dem Aufbau von Al-

tersvorsorgesystemen und entspre-

chenden Versicherungs- und Anlage-

produkten ermöglichen. Unter dieser

Rubrik werden auch Produkte vorge-

stellt, die in internationalen Koopera-

tionen von Finanzinstituten konstru-

iert wurden. Auch Elemente struktu-

rierter Produkte haben auf diese

Weise Eingang gefunden. Es wird

sich in den nächsten Monaten zeigen,

welche Bedeutung solche Investment-

produkte in Zukunft haben werden. 

Aktuelle Perspektiven? 

Der Vorzug dieses Sammelbandes be-

steht vor allem darin, dass zahlreiche

Facetten dieses komplexen Finanz-

marktsegmentes dargestellt und ana-

lysiert werden. Er zeigt auch, mit

welch unterschiedlichen Intentionen

die einzelnen Akteure auf diesem

Markt tätig werden und welch heraus-

fordernde Aufgaben sich stellen. Dies

gilt vor allem für das Zusammenspiel

von Entwicklungspolitik und rendite-

orientierten Interessen. Es ist nicht

auszuschließen, dass die Aktivitäten

im Mikrofinanzsektor von den aktuel-

len Entwicklungen auf den Finanz-

märkten beeinträchtigt werden, sofern

sie investmentgetrieben waren. Auch

vor diesem Hintergrund enthält das

Buch interessante Überlegungen und

lesenswerte Analysen.
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Neu auf dem Büchermarkt
Monika Roth, Good Corpo-
rate Governance: Complian-
ce als Bestandteil des inter-
nen Kontrollsystems. Ein
Handbuch für die Praxis
Zürich/St. Gallen, Dike Verlag AG,
2007, ISBN 978-3-03751-035-0,
269 Seiten, 40,80 €.

Zahlreiche Fehlentwicklungen der

vergangenen Jahre haben Fragen der

Corporate Governance zu einem

wichtigen Thema in Wissenschaft und

Praxis werden lassen. Vor diesem

Hintergrund befasst sich die Schrift

von Monika Roth, die als Anwältin

und Mediatorin sowie als Studien-

gangleiterin und Dozentin an der

Fachhochschule Zentralschweiz tätig

ist, mit den allgemeinen Grundprinzi-

pien eines internen Kontrollsystems,

seinen Voraussetzungen, seiner Ein-

bettung und seiner Bedeutung in einer

Unternehmensführung, welche der

ganzheitlichen Qualität verpflichtet

ist. Die Thematik der Good Corporate

Governance betrifft nicht nur ak-

tienrechtliche Dimensionen, sondern

ebenso aufsichtsrechtliche und straf-

rechtliche. Es geht um die Gewähr 

der einwandfreien Geschäftstätigkeit

sowie um die Haftung des Unterneh-

mens. Ebenfalls wird der Zusamm-

menhang mit dem Total Quality Ma-

nagement behandelt. 

Die Autorin beschreibt detailliert das

Konzept und das Pflichtenheft von

Compliance und stellt davon ausge-

hend mögliche Outsourcing-Lösun-

gen dar. Zudem befasst sie sich ver-

gleichend mit internationalen Stan-

dards, die den schweizerischen Weg

mitgeprägt haben.

Rishab Aiyer Ghosh (Hrsg.),
CODE. Collaborative
Ownership and the Digital
Economy
Cambridge, MIT Press, 2006,

ISBN 0-262-07260-2, 357 Seiten,

17,99 €.

Open Source-Software wird häufig

als bahnbrechend und modern be-

trachtet, die Open Source-Bewegung

wird als eine Revolution der Informa-

tionstechnik bezeichnet. Tatsächlich

existierte die kooperative Produktion

von Wissen jedoch bereits, seitdem

Menschen miteinander kommunizie-

ren. Rhishab Aiyer Ghosh, Program

Leader am International Institute of

Infonomics der Universität Maastricht

und Gründer und Herausgeber des In-

ternet Journals „First Monday“, bietet

mit seinem Sammelband zahlreiche

Beispiele für kooperative Organisati-

onsformen der Wissens- und Kreativi-

tätsschöpfung. Diese reichen vom ge-

meinsamen Eigentum in Eingebore-

nen-Kulturen bis hin zu der Entwick-

lung von Open Source-Software und

der kooperativen Erforschung der

menschlichen Gene. In 16 Beiträgen

untersuchen renommierte Wissen-

schaftler und Praktiker aus den Gebie-

ten der Ökonomie, der Rechtswissen-

schaft, der Anthropologie und der In-

formations- und Kommunikations-

technik alte und neue Formen kreati-

ver Kooperationen mit ihren Formen,

Zielen und Auswirkungen. Darüber

hinaus diskutieren die Autoren die

zahlreichen Formen der partnerschaft-

lichen Kreativität auch als Alternative

zu den klassischen Kreativitätsmo-

dellen, die auf dem strengen Schutz

der intellektuellen Eigentumsrechte

fußen. Insgesamt bietet der Sammel-

band von Rhishab Aiyer Ghosh damit

einen umfassenden Überblick über

den Zusammenhang von Digitalisie-

rung, Urheberrechten und die koope-

rative Produktion von Wissensgütern.
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Federico Etro, Competition,
Innovation, and Antitrust
Australia, McGraw-Hill, 2003, Hei-
delberg, Springer Verlag, 2007,
ISBN 978-3-540-49600-7, 283
Seiten, 90,90 €.

Mit seinem Werk „Competition, Inno-

vation, and Antitrust“ entwickelt Fe-

derico Etro, Ökonomie-Professor der

Universität Mailand, einen oligopol-

theoretischen Modellrahmen für die

Analyse der Marktführerschaft unter

der Annahme endogener Marktzutritte

auf der Grundlage eines Stackelberg-

Gleichgewichts. Dabei wird insbeson-

dere die Rolle des potenziellen Wett-

bewerbs für die Effizienz des Marktes

beleuchtet. Dieses Modell wendet

Etro sowohl für einen statischen Men-

gen- und Preiswettbewerb als auch für

einen dynamischen Patentwettbewerb

an. Auf Basis der Ergebnisse wird ein

neuer Ansatz für die Wettbewerbspo-

litik innovativer Branchen vorge-

schlagen. Etro fokussiert hier den

Marktmachtmissbrauch und wendet

sein Konzept auf die jüngsten Kartell-

rechtsfälle des Softwareherstellers

Microsoft an.

Daniela Fischer, Leistungs-
gerechte Zuteilung von Erlö-
sen in Netzwerkorganisatio-
nen am Beispiel von Ver-
kehrsverbünden
Stuttgart, Nomos Verlag, 2008,

ISBN 978-3-8329-3675-4, 250

Seiten, 44,00 €.

Netzwerkorganisationen setzen sich

als kooperative Organisationsform in

der Unternehmenspraxis und als Er-

kenntnisobjekt in der Forschung zu-

nehmend durch. Dabei sind stets meh-

rere rechtlich selbstständige Partner

an der Erstellung und dem Absatz

einer gemeinsamen Leistung beteiligt.

Sind die Erlöse nicht eindeutig einem

Partner zurechenbar, entsteht das Pro-

blem der leistungsgerechten Zutei-

lung von (Gemein-) Erlösen. Dieses

Erlöszuteilungsproblem illustriert Da-

niela Fischer in ihrer Dissertations-

schrift  am Beispiel der Verkehrsver-

bünde, da hier Fahrgeldeinnahmen

auf die beteiligten Verkehrsunterneh-

men verteilt werden müssen. Zu-

nächst werden die theoretischen

Grundlagen aus dem Rechnungswe-

sen und aus der kooperativen Spiel-

theorie dargestellt. Eine vom Verband

Deutscher Verkehrsunternehmen un-

terstützte Studie zeigt den Entwick-

lungsstand der Erlöszuteilung in Ver-

kehrsverbünden. 

Für die Strukturierung und Lösung

von Erlöszuteilungsproblemen in

Netzwerkorganisationen wird ein all-

gemeiner Bezugsrahmen erarbeitet.

Dieser umfasst sowohl die Umwelt-

faktoren (gesetzliche, politische und

wirtschaftliche Rahmenbedingungen)

als auch die internen Merkmale der

Netzwerkorganisation (z.B. Preis-

und Vertriebssystem, Art und Anzahl

der Partner). Der Kern des Analyse-

rahmens setzt sich aus den drei kon-

stituierenden Komponenten Auftei-

lungsmasse (Was wird verteilt?), Ver-

teilungsprinzip (Wie wird verteilt?)

und Verteilungsmechanismus (Womit

wird verteilt?) zusammen. Auf dieser

Grundlage entwickelt Daniela Fischer

ein Erlöszuteilungsmodell für Ver-

kehrsverbünde. Die Erprobung dieses

Modells beim Verkehrs- und Tarifver-

bund Stuttgart veranschaulicht seinen

praktischen Einsatz. Es zeigt sich hier,

dass sich die politischen, gesetzlichen

und wirtschaftlichen Umweltfaktoren

sowohl auf die Preisfestsetzung als

auch auf die Leistungserstellung aus-

wirken. Bei der Analyse der internen,

erlösrelevanten Merkmale von Ver-

kehrsverbünden legt Daniela Fischer

wesentliche Unterschiede zu indus-

triellen Netzwerken dar.
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Bundesverband der Ärztegenossenschaften

Die Ärztegenossenschaften in Deutschland haben

sich zum Bundesverband der Ärztegenossen-

schaften zusammengeschlossen. Neben der Stär-

kung der ihm angeschlossenen Ärztegenossen-

schaften, sieht der Bundesverband seine weiteren

Aufgaben in einer verstärkten Lobbyarbeit auf

allen Ebenen und in der Verhandlung von Verträ-

gen. 

http://www.bvaeg.de

Ärztegenossenschaft Schleswig-Holstein

Die Ärztegenossenschaft Schleswig-Holstein war

der erste Zusammenschluss von Ärzten zu einer

Genossenschaft in Deutschland. Mittlerweile hat

die Ärztegenossenschaft ein weites Spektrum an

Tätigkeiten entfaltet, die die Ärzte vor Ort unter-

stützt und damit ihre Unabhängigkeit sichert.

http://www.aegsh.de

Noweda eG

Die Noweda eG ist der Zusammenschluss deut-

scher Apotheker zu einer Genossenschaft, um den

gemeinsamen Bezug von Pharmazeutika zu orga-

nisieren. Durch weitere Akquisitionen ist die Nowe-

da mittlerweile bundesweit aktiv. In enger Zusam-

menarbeit mit den Mitgliedern entstanden neben

den Großhandelsaktivitäten der Noweda weitere

Dienstleistungen für die Apotheker, die für diese

bei steigendem Wettbewerb ein wertvolles Diffe-

renzierungsmerkmal vor Ort sind.

http://www.noweda.de

Ausschuss für Institutionenökonomik und

Wirtschaftssysteme des Vereins für Social-

politik

Der Verein für Socialpolitik ist mit über 3000 Mit-

gliedern die größte Vereinigung von Ökonomen in

Deutschland. Neben der Jahrestagung findet die

wissenschaftliche Arbeit vor allem in den Aus-

schüssen des Vereins statt. Im Ausschuss für Insti-

tutionenökonomik und Wirtschaftssysteme sind die

führenden, im Bereich der Institutionenökonomik

forschenden Ökonomen vertreten. Auf der Seite

finden sich die Tagungsprogramme des Ausschus-

ses und weiterführende Informationen zur Institu-

tionenökonomik.

http://www.ifg-muenster.de/vs/

European Association of Co-operative Banks

(EACB)

Die European Association of Co-operative Banks

ist der Zusammenschluss der genossenschaftli-

chen Bankenverbünde Europas. In ihr sind 25 Ver-

bünde aus 21 europäischen Ländern vereint. Die

Seite bietet Informationen über aktuelle Projekte

auf europäischer Ebene und liefert Statistiken zu

den genossenschaftlichen Bankenverbünden in

Europa.

http://www.eurocoopbanks.coop

Interessante Links im
WWW
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14. Januar 2009

Vortrag „Management und Erfolgsfaktoren der

DATEV" von Prof. Dieter Kempf (Vorstandsvorsit-

zender der DATEV eG)

Im Rahmen der Vorlesung zur Unternehmenskoope-

ration spricht Prof. Dieter Kempf, Vorstandsvorsitzen-

der der DATEV eG über das Management und Er-

folgsfaktoren der DATEV.

19. Januar 2009

Wissenschaft und Praxis im Gespräch: Kosten

senken – eine gemeinsame Aufgabe im genos-

senschaftlichen FinanzVerbund

Das Programm der Veranstaltung finden Sie auf der

folgenden Seite

22. Januar 2009

CAWM-Kolloquium

Vortrag „Die Qualität von Institutionen“ von 

Prof. Dr. Philipp Harms, RWTH Aachen

Im Rahmen des neu geschaffenen CAWM-Kollo-

quiums spricht Prof. Dr. Philipp Harms, Lehrstuhl für

Makroökonomie der RWTH Aachen über die Mes-

sung der Qualität von Institutionen und ihre Bedeu-

tung für die Entwicklung von Volkswirtschaften

5. Februar 2009

4. CAWM-Forum

Vortrag „Der Börsengang der Bahn“ von Dr. Ale-

xander Hetterich, Leiter Konzernentwicklung,

Deutsche Bahn AG

Im Rahmen des 4. CAWM-Forums spricht Dr. Ale-

xander Hetterich über die Perspektiven, Optionen

und Gründe für den Börsengang der Bahn, nachdem

dieser wegen der Finanzkrise durch die Bundesre-

gierung verschoben wurde.

4. März 2009

13. Symposium „Perspektiven für Wohnungsge-

nossenschaften“: Organisationstrends für Woh-

nungsgenossenschaften – den Wandel organisa-

torisch gestalten.

Nach den gesellschaftlichen Trends beschäftigt sich

das 13. Symposium für Wohnungsgenossenschaften

mit Organisationstrends. Es sollen Wege aufgezeigt

werden, wie mit Hilfe innovativer Organisationsfor-

men der Wandel in der Wohnungswirtschaft erfolg-

reich bewältigt werden kann.

11. März 2009

Mitgliederversammlung der Forschungsgesell-

schaft für Genossenschaftswesen Münster

Die Mitgliederversammlung der Forschungsgesell-

schaft für Genossenschaftswesen Münster wird in

der Niederlassung der WGZ BANK AG in Münster

stattfinden. Weitere Informationen erhalten die Mit-

glieder Anfang 2009.

27./28. März 2009

7. Jahrestreffen IfG-Alumni

Zu ihrem 7. Jahrestreffen finden sich die IfG-Alumni

am 27. und 28. März an der Universität Münster ein.

Auch in diesem Jahr wird ein Fachprogramm mit

einem geselligen Beisammensein und vielen Mög-

lichkeiten zum Gespräch verbunden sein. Gastvor-

tragender ist Dr. Stefan Bergheim, Direktor des Deut-

schen Fortschrittinstituts, der zur Glücksforschung

referieren wird. Den Alumni-Vortrag hält Dr. Birgit No-

elle zum Thema ADHS im Erwachsenenalter und

vom IfG-Team spricht Christian Harnisch über den

Telekommunikationsmarkt.

Terminkalender

Terminvorschau

8. Juni 2009: Wissenschaft und Praxis im Gespräch

7. Oktober 2009: 14. Symposium „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

18. Januar 2010: Wissenschaft und Praxis im Gespräch
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Wissenschaft und Praxis im Gespräch

Kosten senken – eine gemeinsame Aufgabe im genossenschaftlichen 
FinanzVerbund
19. Januar 2009, 15.30 bis 19.30 Uhr 
Aula im Schloss der Universität Münster
Zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des genossenschaftlichen FinanzVerbundes braucht es einerseits

eine erfolgreiche Vertriebsstrategie, die aber andererseits eine solide Prozessorganisation und Kosten-

struktur erfordert. Ein Finanznetzwerk bietet besondere Möglichkeiten für kostensenkende Strategien,

stellt aber auch besondere Herausforderungen an die Verantwortlichen. „Wissenschaft und Praxis im Ge-

spräch“ stellt solche Strategien und ihre Umsetzung vor und diskutiert die Möglichkeiten des FinanzVer-

bundes, seine Kostensenkungspotenziale besser ausschöpfen zu können.

Alle Interessenten sind herzlich eingeladen. 

Prof. Dr. Theresia Theurl, IfG Münster

16.00 – 16.30 Uhr
Kostensenkungspotenziale in Finanznetz-
werken identifizieren und umsetzen
Prof. Dr. Bernd Rolfes
Lehrstuhl für Banken und Betriebliche Finanzwirt-
schaft, Universität Duisburg-Essen 

16.30 – 17.00 Uhr
Kostensenkungspotenziale im FinanzVerbund –
Perspektiven für die Aufgabenteilung im 
FinanzVerbund
Uwe Fröhlich
Präsident des Bundesverbandes der Deutschen
Volksbanken und Raiffeisenbanken e.V.

17.00 – 17.30 Uhr
Prozesse optimieren, Kosten einsparen – 
illustriert anhand realisierter Praxiserfolge
Christoph Rocksloh
ehem. Vorstandsvorsitzender 
Volksbank Düsseldorf Neuss eG

17.30 – 18.00 Uhr
Mitgliederförderung und Kostenkontrolle –
kein Widerspruch!
Reinhard Schoon
Vorstand der Raiffeisenbank Volksbank eG, Aurich

Programm

18.00 - 18.30 Uhr Pause

anschließende Podiumsdiskussion:

Kosten senken – Fundament für eine 
erfolgreiche Marktstrategie

Diskussionsteilnehmer:
Dr. h. c. Stephan Götzl
Präsident und Vorstandsvorsitzender  
Genossenschaftsverbandes Bayern e.V.

Carsten Graaf
Vorstandsvorsitzender Volksbank Meerbusch eG

Rolf Hildner
Vorstandsvorsitzender Wiesbadener Volksbank eG

Anno Lederer
Vorstandsvorsitzender GAD eG

Moderation: 
Prof. Dr. Theresia Theurl
Geschäftsführende Direktorin
IfG Münster
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Wall of Excellence

Wall of Excellence

Philipp 
Schmal 
(1,3)

Melanie
Stinn 
(1,3)

David-Julien 
dos Santos 
Concalves (1,0)

Lilian
Thiemann
(1,3)

Martin 
Nanke 
(1,0)

Sophie
Zapf
(1,3)

Hendrik 
Eckholt 
(1,3)

Stephanie
Keilholz
(1,0)

Nick 
Diekelmann 
(1,3)

Jakob 
Epperlein
(1,3)

Esther 
Offenberg (1,0)

Martina
Engemann (1,0)

Svea 
Haslbeck (1,3)

Sophie Zapf (1,3)

Bernd 
Liesenkötter
(1,3)

Sebastian 
Tenbrock
(1,0)

Unternehmenskooperation III (SS 2008)

Auf der „Wall of Excellence“ werden Studierende von IfG-Lehrveranstaltungen 

mit exzellenten Studienleistungen (Noten 1,0 und 1,3) verewigt.

Unternehmenskooperation IV (SS 2008)

Seminar Unternehmenskooperation
UK (SS 2008)

Theorie der Wirtschaftspolitik (SS 2008)

Unternehmenskoopera-
tion Theorie, Manage-
ment, Regulierung

Mikroökonomik III (SS 2008)
Timo 
Panke (1,3)

David-Julien dos 
Santos Concalves (0,7)

Jochen
Wicher (1,0)
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Gedankensplitter (Weisheiten von Warren Buffett)

„Man sollte nur in Firmen investieren, die auch ein absoluter Voll-

idiot leiten kann, denn eines Tages wird genau das passieren!“

„Die Frage, wie man reich wird, ist leicht zu beantworten. Kaufe

einen Dollar, aber bezahle nicht mehr als 50 Cent dafür.“

„Wenn jemand gute Aktien hat, wäre er verrückt, wenn er nur

wegen eines Kursrückschlags verkaufen würde. Ich suche Unterneh-

men, die ich verstehe und von deren Zukunftsaussicht ich über-

zeugt bin.“

„Investiere nur in eine Aktie, deren Geschäft du auch verstehst.“

„Es ist besser, ungefähr recht zu haben, als sich tödlich zu irren."

„Wenn die Geschichte alle Antworten lieferte, würde sich die For-

bes-400-Liste der Reichsten der Welt aus Bibliothekaren zusammen-

setzen.“

„Eine Aktie, die man nicht zehn Jahre zu halten bereit ist, darf man

auch nicht zehn Minuten besitzen.“

„Ich versuche nie mit Aktien Geld zu verdienen. Ich kaufe in der

Überzeugung, dass die Börse am nächsten Tag auch für fünf Jahre

schließen könnte.“

Abdruck aus Handelsblatt vom 25. September 2008/ Nr. 187
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